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gründlichst beantwortet. (Landesrat Bammer: 
„Vielleicht waren sie bestellt!") 

Das ist bei Euch ja alles möglich. (Gelächter.) 
Also, meine Damen und Herren, nun zu den 

letzten Ereignissen dieses Hauses. Ich habe in 
meinen vorherigen Ausführungen schon gesagt, 
daß Sie mich kennen und auch, weil Sie mich ken-
men, wissen, daß ich noch nie einen Ordnungs­
ruf zu erleiden gehabt habe in diesem Hause. 
Und ich. bin auch nach wie vor der Meinung, 
daß ich diesen Ordnungsruf zu Unrecht erhalten 
habe. Aber, meine Damen und Herren, wäre 
das nicht eines Ordnungsrufes würdig gewesen, 
als der Herr Landeshauptmannstellvertreter 
Schachner von dieser Stelle aus das Budget be­
leuchtet hat und der Herr Landeshauptmann 
ihm zurief: „Das ist die größte Lüge des Jahr­
hunderts!" Ja, was heißt denn das? Wenn ich 
mir nur erlaubt habe zu sagen, das sei eine Ver­
drehung, die der Landeshauptmann hier vor­
bringt, noch dazu — und da komme ich auf et­
was zu sprechen, was schon lange erwähnens­
wert gewesen wäre und in die Gruppe Null 
hineinpaßt — daß es auch meines Erachtens un­
gehörig ist, daß die Herren Regierungsmitglie­
der von der Regierungsbank her als Debatten­
redner aufscheinen. Wenn sie als Abgeordnete 
dieses Hauses zu sprechen haben — und es ist 
ja nicht jedes Regierungsrnitglied auch Abgeord­
neter — dann hat er eben auch als Abgeordne­
ter von der Abgeordnetenbank und nicht von 
der Regierungsbank aus zu uns herunter zu re­
den, (Landesrat Sebastian: „Darum sitze ich jetzt 
da herunten!") weil es auch uns als Abgeordnete 
irgendwie hindert oder zumindest hemmt, den 
Herrn Landeshauptmann in seinem erhöhten 
Thron hier anzusprechen, als wenn er sich hier­
her bemüht und als Debattenredner zu irgend­
einer Sache zu sprechen beabsichtigt. (Abg. Stoff -
ler: „Sie sind doch nicht immer so zimperlich 
gewesen!") 

Und darum, meine Damen und Herren — wir 
sind nicht zimperlich, aber — wenn schon, denn 
schon — dann möchte ich es hier deponieren, 
daß wir meinen, daß diese Übung hier im Hause 
nicht einreißen sollte, daß die Regierungsmit­
glieder in Fragen der Landtagsdebatten vom 
Regierungssitz aus und nicht von der Abgeord­
neten-Rednerkanzel ihre Meinung zum Ausdruck 
bringen. (Landesrat Bammer: „Wir haben als 
Referenten gesprochen!") 

Wenn er als Referent der Landesregierung 
vom Sitz aus redet, ist das in Ordnung, aber 
sonst hat er sich nolens volens hier an die Red­
nerkanzel der Abgeordneten zu begeben, um 
eben als Debattenredner aufzuscheinen, nicht als 
Referent der Regierung. Das wollte ich gesagt 
haben und ich glaube, meine Damen und Her­
ren, daß diese Beiträge sehr, sehr notwendig 
sind, um die Ordnung dieses Landtages und die 
Ordnung der Geschäfte in eine rechte Bahn zu 
bringen. Das möchte ich zur Gruppe Null in al­
lem Ernst gesagt haben. 

Präsident Afritsch: Ich erteile Herrn Abg. Dr. 
Moser das Wort. 

Abg. Dr. Moser: Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! In dieser Gruppe findet sich unter 
der Ziffer 0,91 eine Ausgabenpost von 105.000 
Schilling, aus der im wesentlichen die Kosten für 
die kongolesischen Studenten in Graz bezahlt 
werden. Nun, dieser sehr bescheidene Ansatz der 
Voranschlagspost trägt den Titel „Förderung un­
terentwickelter Länder". Das wird wohl den 
Sinn haben, daß damit an ein eminentes Anliegen 
erinnert wird, an eines der größten und auf­
regendsten Probleme unserer Zeit. Die Bevöl­
kerungsexplosion und der damit ins Gigantische 
wachsende Hunger auf der Welt erzeugen die 
globale Sorge, wie man einen Ausgleich schaf­
fen kann zwischen dem Wohlstand und Über­
fluß, dessen wir uns erfreuen, und dem Massen­
elend einer immer größer werdenden Mehrheit 
der Menschheit. Die Industrie-Nationen vor al­
lem in der westlichen Welt bemühen sich um 
eine konstruktive Entwicklungspolitik, an der 
sich auch Österreich beteiligen muß und auch be­
teiligt. Das ist in erster Linie wohl eine Forde­
rung der Menschlichkeit, ein Appell an das so­
ziale Gewissen, an das sich Papst Paul VI. mit 
seiner Enzyklika „progressio populorum" so ein­
dringlich und beschwörend gewandt hat. Nun 
gibt es leider viele Zeitgenossen, die sich grund­
sätzlich durch Appelle an das Gewissen kaum 
bewegen lassen. Wirtschaftlichen Analysen und 
Vorausberechnungen können sie allerdings kaum 
widersprechen. Und nach diesem wächst in den 
Entwicklungsländern ein immer größer werden­
der Markt heran, der fast unbegrenzt aufnah­
mefähig ist für Güter aller Art. 

Es wäre ein arges Versäumnis, sich nicht 
rechtzeitig um diese Märkte zu bemühen. Davon 
hängt ja schließlich auch die wirtschaftliche Zu­
kunft unseres Landes ab. Es wäre unklug, wenn 
sich Österreich nicht an den internationalen 
Hilfsmaßnahmen im Rahmen seiner Möglichkei­
ten beteiligen würde und nicht bereit wäre, de­
nen zu helfen, die meist ohne eigene Schuld zu­
rückgeblieben sind in der Ausnützung der wirt­
schaftlichen Möglichkeiten, in der Schulbildung, 
im Aufbau der Verwaltung, in der Sicherung 
der Ernährung. Wollen wir doch nicht vergessen, 
Österreich hat nach 1945 gerne internationale 
Hilfe angenommen und wir sind heute ein ge­
schätzter Wirtschaftspartner. Gerade wir sollten 
zu einem echten Engagement in der Entwick­
lungshilfe bereit sein und wir sollten aufhören, 
über diese wichtige Sache zu lächeln und unser 
Gewissen mit Erzählungen zu beruhigen, wie mit 
der Anekdote vom goldenen Bett für eine afri­
kanische Ministersgattin. Es ist auch wenig wit­
zig, wenn wir unsere afrikanischen Studenten 
aus dem vorderen Orient mit dem netten Kose­
namen „Kameltreiber" bezeichnen und es ist 
töricht, das Anliegen einfach wegzuwischen, in­
dem man sagt „Laßt doch die Neger in Ruhe". 
Angesichts solcher Ignoranz und Intoleranz er­
scheint mir die Gelegenheit günstig, bei dieser 
Post doch auch auf dem breiten Sektor der Ent­
wicklungshilfe darzulegen, daß die Steiermark 
manches dazu tut, ja daß man von einzelnen 
beispielgebenden Leistungen berichten kann. 

Wenn wir mit der Wirtschaft beginnen wol-
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len, so müssen wir feststellen, daß diese längst 
ihre Chancen in den Entwicklungsländern er­
kannt hat, wenn auch die Möglichkeiten nur zum 
Teil genützt werden. Es sind immerhin beacht­
liche Erfolge, die steirische Unternehmen errin­
gen konnten, wenn sie auch nicht so spektaku­
lär sind wie z. B. der 300-Millionen-Auftrag an 

-die-VÖEST-für- die Jtfitarbeit-amindisehen-Groß-
Stahlwerk Ruhrkla. Die Aufträge, die sich einige 
Firmen, z. B. Waagner-Biro," in den Entwick­
lungsländern beschaffen konnten sind bemer­
kenswert: So z. B. für das große Dampfkraft­
werk Krabi in Thailand, für die Ausbauarbei­
ten an den Hafenanlagen am Persischen Golf 
und ein tüchtiger Ingenieur konnte dabei auch 
gleich einen Straßenauftrag einheimsen. Es ist 
beachtlich, daß Waagner-Biro 29 Eisenbahnbrük-
ken vor kurzer Zeit nach Bolivien liefern konnte, 
das ein ähnlicher Auftrag von Peru ergangen 
ist, daß man gegen stärkste internationale Kon­
kurrenz die Personenseilbahn von Dubrovnik 
auf den Berg Srdj bauen kann und daß jetzt 
sogar Lieferungen nach China möglich sind. All 
dies verdankt das Unternehmen Waagner-Biro 

in er 
seines Vertreterteams im Ausland. Diese Leute 
verbinden technisches Können mit kaufmänni­
scher Begabung und mit Sprachkenntnissen. Sie 
werden vorher geschult für diese Aufgabe und 
sie nehmen auch ein großes Maß an Entschei­
dungsfreiheit in diese Länder mit. 

Es wäre eine arge Verkennung der Situation; 
wenn man glaubte, daß die Märkte der Ent­
wicklungsländer von den österreichischen Han­
delsdelegierten allein bearbeitet werden kön­
nen, obwohl diese viel tun. So hat die Firma 
Vogl und Noot über die Handelsdelegierten nam­
hafte Aufträge aus den Entwicklungsländern er­
halten. Aber um vieles ergiebiger ist es doch, 
wenn ein Firmenchef, wie z. B. von der Pumpen­
fabrik Bauer in Voitsberg, persönlich nach 
Afrika fährt. Er hat ergiebige Aufträge mitge­
bracht und es ist eine Dokumentation, daß es 
heute noch Unternehmungsgeist gibt und daß 
man hier wirklich schöne Erfolge erzielen kann. 
Die Pumpenfabrik Bauer beliefert heute einen 
Großteil afrikanischer Länder. Es sind keine 
Einzelaufträge, es sind Daueraufträge, weil die 
Vertreter dieser Firma dort sieh die nötigen 
Freundschaften und Kontakte geschaffen haben. 
Um die Breite dieser Exportmöglichkeiten zu 
skizzieren, müßte man noch eine Reihe solcher 
Betriebe anführen. Ich möchte nur drei große 
Betriebe der verstaatlichten Industrie in der 
Steiermark herausheben. Die Böhlerwerke ha­
ben sich vorwiegend auf die Ausarbeitung und 
Durchführung von Beratungsverträgen verlegt 
und sie haben damit beachtliche Erfolge gehabt 
und es ist ihnen heute möglich, dauerpräsent an 
diesen wichtigen ausländischen Märkten zu sein. 
Die Elin Weiz holte sich in den letzten Jahren 
aus aller Welt Aufträge für Turbinengenerato­
ren: aus Thailand, Ägypten, Abessinien, Neu-
Guinea, aus der Türkei, wo sie z. B. zusammen 
mit der Simmering-Graz-Pauker einen schönen 
Auftrag erhalten hat. Simmering-Graz-Pauker 

liefert komplette Dampfkraftwerke nach Liba­
non und Indien. 

Welche Bedeutung die Forschung hat, möchte 
ich an einem Beispiel charakterisieren. Daß Sim­
mering-Graz-Pauker trotz größter internationa­
ler Konkurrenz einen Auftrag für ein kalori­
sches Kraftwerk in Persien erhalten hat, ist vor 
allem der Tatsache-zuzuschreiben, daß"füY~ctie 
überdimensionalen Lüfterräder erstmals ein 
Kunststoffverfahren entdeckt wurde, mit dem 
diese Räder hergestellt werden. Auch die steiri­
sche Papierindustrie und viele andere Betriebe 
könnten noch erwähnt werden. Aber ich meine, 
daß diese wenigen Beispiele doch ein Beweis 
dafür sind, daß es heute noch Initiative gibt, 
daß junge Techniker und Kaufleute bereit sind, 
nicht auf die Rente des Staates zu warten, son­
dern ein Risiko zu übernehmen, in fremde Län­
der zu fahren und mit großer Ambition und 
Kühnheit, dort auch für unsere steirische Hei­
mat Erfolge zu bringen. Man liest wenig dar­
über. Warum stellt man eigentlich diese Gesin­
nung und diese Menschen nicht als Beispiel her­
aus? Man hat oft das Gefühl,, daß dies gar nicht 

ster Linie dem Gesdück und der Initiative sehr erwünscht ist, besonders von jenenT die den 
Leistungswillen unserer Jugend untergraben mit 
der blödesten Parole unserer Zeit die man sich 
denken kann, die auf einen einfachen Nenner ge­
bracht etwa so lautet: Weniger arbeiten und 
mehr verdienen. 

Der Wirkungsgrad dieser persönlichen Kon­
takte in den Entwicklungsländern würde wesent­
lich zunehmen, wenn wir die jungen Menschen, 
die dort hingehen, besser auf diese Aufgabe vor­
bereiten könnten. Es sei mir dazu ein Vorschlag 
gestattet, der nicht neu und in anderen Ländern 
längst verwirklicht ist. Gerade die Universitäts­
stadt Graz gibt dazu eine gute Möglichkeit. Man 
sollte in Graz ein Seminar einrichten in Zu­
sammenarbeit mit dem Wirtschaftsförderungsin-
stitut und mit der Unesco, in dem junge Tech­
niker und Kufleute auf diese Aufgaben vorbe­
reitet werden und zwar, wie man ein solches 
Geschäft am besten abwickelt, auf die Mentali­
tät, auf die geschichtlichen und geographischen 
Gegebenheiten, auf die Sitten und Gebräuche, 
wie man Kontakte herstellt usw. Man könnte 
ihnen auch eine Wunschliste der steirischen 
Wirtschaft und Werbematerial mitgeben. Ich bin 
überzeugt, daß diese Kontakte, der breiten Wirt­
schaft der Steiermark zur Verfügung gestellt, 
viele neue Exportmöglichkeiten bringen könn­
ten. Eine Zusammenarbeit der steirischen Unter­
nehmer mit den Stellen der Entwicklungshilfe 
erscheint mir für die Verbesserung der Export­
möglichkeiten wichtig. In diesem Zusammenhang 
sei als besonders erfreulich erwähnt, daß vor 
kurzem sich unter der Leitung des Herrn Lan­
desrates Peltzmann ein steirischer Exportring 
gebildet hat, dem man nur vollen Erfolg wün­
schen kann. Hoffentlich werden die steirischen 
Unternehmer in Zukunft noch mehr die Mög­
lichkeit der Exportförderung nützen". 

Wie man einer Dokumentation der „österrei­
chischen Forschungsstiftung für Entwicklungs­
hilfe" entnehmen kann, .wurden im Jahr 1966 
beachtliche Mittel für den Export in Entwick-
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lungsländer zur Verfügung gestellt. Ich nenne 
einige Ziffern: Exportförderungskredite und 
Garantien in der Höhe von 630 Millionen Schil­
ling, Bankkredite für diesen Zweck in der Höhe 
von 300 Millionen Schilling, ERP-Mittel im Aus­
maß von 200 Millionen Schilling; die National­
bank hat von der Weltbank Obligationen und 
Zertifikate in der Höhe von 250 Millionen Schil­
ling angekauft. Es wurden also im vergangenen 
Jahr rund 1.4 Milliarden Schilling immerhin 
aufgebracht zur Erleichterung der Exporte in 
Entwicklungsländer. In dieser Richtung wirken 
sicher auch die namhaften Zollermäßigungen für 
Einfuhren aus den Entwicklungsländern, für 
Kaffee, für Tee, Bananen und die Starthilfen 
für Exporte. Das hat sich der Staat immerhin 
auch 350 Millionen Schilling im vergangenen 
Jahr kosten lassen. An direkten Anleihen ging 
z. B. eine nach Indien in der Höhe von 122 Mil­
lionen Schilling. Im Rahmen des Welternäh-
rungsprogrammes stellte Österreich Trocken­
milch im Werte von vier Millionen Schilling zur 
Verfügung. Sicher, meine Damen und Herren, 
nur ein Tropfen auf den heißen Stein, wenn 
man bedenkt, daß die Hälfte aller Kinder heute 
zu wenig oder gar keine Milch haben und daß 
jährlich 40 Millionen Menschen an Hunger ster­
ben müssen. Wenn man dieses Problem auch 
nicht mit Liebesgaben und Geldsammlungen be­
wältigen kann, aber so kann man es doch lin­
dem. 

In diesen Tagen flattern in alle steirischen 
Haushalte Flugblätter „Bruder in Not", die 
große Adventaktion der Katholiken Steiermarks. 
Und der Aufruf schließt mit den Worten: „Die 
Völker Asiens, Afrikas und Südamerikas warten 
auf unsere Hilfe." Was für ein trauriger Advent 
wäre es doch, wenn wir es nur bei Tannenduft 
und Kerzenschein bewenden ließen! Möge sich 
doch niemand dem Aufruf entziehen und sein 
Scherflein beitragen! Und wenn der Herr Abg. 
Groß in seinem Referat gesagt hat, wir können 
wählen zwischen Atomkrieg und zwischen einer 
besseren und sozialeren Welt, dann möge doch 
jeder in diesem Advent daran denken, was er 
wählt und darnach seinen Beitrag leisten. Vie­
len Steirern und Steirerinnen gebührt in die­
sem Zusammenhang die besondere Beachtung 
und Achtung. Ich erwähne hier die 18 Burschen 
und Mädchen der katholischen Landjugend, die 
mit ihren 100 Kameraden aus Österreich als Ent­
wicklungshelfer mit großem Erfolg tätig sind. 
Ihr Idealismus wird schon daheim auf eine harte 
Probe gestellt. Man könnte fast eine Parallele zu 
den Kosmonauten in der Ausbildung ziehen. 
Und diese jungen Menschen erwartet ein schwe­
rer Einsatz, ein Abenteuer der Nächstenliebe. Es 
sind großartige Leistungen, wie wir sie auf drei 
Kontinenten beobachten können: Schulen, ärzt­
liche Pioniere, denen wir dankbar sein müssen, 
daß sie dafür sorgen, daß nicht Unruhe und Re­
volutionen in der Welt entstehen, und daß die 
Reichen und Satten nicht einmal von den Hun­
gernden wie Ameisen überrannt werden. Es ver­
dienen Anerkennung auch die Entwicklungshel­
fer der Gewerkschafts Jugend, die Bemühungen 
anderer Jugend-Organisationen, der Bauorden, 

dessen Baugesellen im Kongo und im afrikani­
schen • Busch hervorragende Arbeit leisten und 
die mit vielen anderen im „Jugendrat für Ent­
wicklungshilfe" konstruktiv zusammenarbeiten, 
dessen Präsidenten Bundeskanzler • Klaus und 
der ehemalige Minister Dr. Kreisky sind. 

Es sei auch hier ein Wort über die oft ver­
kannte Mission gesagt. Ich glaube, allen denen, 
die heute bereit sind, auf Komfort und Vergnü­
gen zu verzichten und in die Mission zu gehen, 
wird niemand die Anerkennung versagen. Der 
steirische Caritas-Direktor DDr. Lukesch hat vor 
kurzem ein viel beachtetes Beispiel gegeben, als 
er mit seinem Bruder in die Armut der Ama­
zonasbevölkerung zurückgekehrt ist. Die Zeiten 
der romantischen Missions-Idyllen sind ja längst 
vorbei! Wenn sie überhaupt je wahr gewesen 
sind! Es ist ein hartes Los, das diese Männer und 
Frauen dort tragen müssen; Missionare und 
Schwestern haben schwer für die Fehler man­
cher Kolonial-Regime büßen müssen. Und trotz­
dem harren sie in Liebe zu ihrer Aufgabe aus. 
Welcher Segen geht doch zum Beispiel von dem 
Hilfswerk für die Aussätzigen aus, von einem 
Werk, das für Millionen unglücklicher Leprakan-
ker noch eine Hoffnung darstellt, die Hoffnung 
auf christliche Nächstenliebe und ärztliche 
Kunst unserer Missionare. Es ist schön, daß sich 
z. B. das kleine Land Vorarlberg für diese 
Lepra-Spitäler besonders bemüht, daß im Bud­
get des Landes Vorarlberg wieder ein Betrag 
von 1.5 Millionen Schilling für die Entwicklungs­
hilfe drinnensteht. Die Vorarlberger sind aber 
nicht nur rechtschaffene Christen, sie sind auch 
gute Kaufleute und sie werden schon wissen, 
warum sie das tun,, und daß es keine Geldver-
geutung ist. 

Ich möchte auch nicht vergessen, hier das 
Afro-asiatische Institut zu erwähnen. Dieses hat 
in dankenswerter Weise, ähnlich wie schon frü­
her die Hammer-Purgstall-Gesellschaft, die Be­
treuung der Studenten aus den Entwicklungs­
ländern übernommen. Das Grazer Haus wird 
täglich von etwa 250 Studenten besucht. Der 
Großteil ist aus Afrika und Asien. Ein eigener 
Studiersaal, ein Lese- und Fernseh-Raum, ein 
Buffett, verschiedene Veranstaltungen sollen die­
sen Studenten die fehlende Heimat ersetzen. Das 
Institut hat eben erkannt, daß Voraussetzung 
für den Aufstieg der Entwicklungsländer in er­
ster Linie Menschen sind, die durch Intelligenz, 
Ausbildung und Fleiß hervorstechen, und die 
unsere Freunde sind. Diese Ausbildungshilfe, 
meine Damen und Herren, ist daher einer der 
wichtigsten Sektoren der Entwicklungshilfe. 
Österreich, das nie ein Kolonialland war, kann 
hier viel leisten und kommt gut an. Gestern hat 
die Bundesregierung namhafte Beiträge für eine 
Bildungshilfe beschlossen und zwar für Schulen 
in Entwicklungsländern. 

Ein Blick auf den Hochschulsektor zeigt uns, 
daß in Österreich derzeit rund 2.700 junge Men­
schen aus Entwicklungsländern studieren. Davon 
stammen 80 Prozent aus Asien, 17 Prozent aus 
Afrika und drei Prozent aus Lateinamerika. Sie 
machen zusammen etwa sechs Prozent der öster-
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reichischen Höchschülerschaft aus. Rund 300 da­
von erhalten Stipendien von den Staaten, aus 
denen sie kommen. Es ist nur ein kleiner Teil 
dieser Studenten, die es wirklich nicht verdie­
nen, an einer österreichischen Hochschule zu 
studieren, aber man darf da nicht zu hart sein 
im Urteil, denn schließlich gibt es auch unter 
unseren einheimischen Studenten einen- gewis^ 
sen Prozentsatz, der nicht auf eine Hochschule 
gehört. Jeder Student kostet, wie Sie alle wis­
sen, dem Staat viel Geld, auch bei erhöhten 
Studiengebühren. Wenn man diesen Aufwand 
noch zur Entwicklungshilfe rechnet und dazu 
noch den Aufwand für die Sonderausbildung 
von Technikern und von Krankenschwestern, so 
kommt man auf einen Gesamtaufwand für die 
Bildungshilfe von rund 100 Millionen Schilling, 
eine Zahl, die sich wohl sehen lassen kann. 

Alles in allem kann man also folgende Bilanz 
ziehen: Für Zwecke der Entwicklungshilfe wird 
von öffentlichen Stellen im Jahr etwa eine Mil­
liarde Schilling aufgewendet. Dazu kommen die 
Mittel aus privater Herkunft in der Höhe von 
etwa 400 Millionen Schilling. Wenn Sie die Ex-

lungshilfe, die wir heute geben, wird der heran­
wachsenden Generation eine reiche Ernte si­
chern. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Herr Abgeordneter Groß hat sich in 
die Rednerliste eintragen lassen. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Abg. Groß: Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Der Abgeordnete Nigl hat im Zuge der 
Debatte zur Gruppe 0 bereits darauf hingewie­
sen, daß das Land Steiermark im Jahre 1968 
969 Millionen Schilling, also rund 31 Prozent der 
Gesamtausgaben der ordentlichen Gebarung für 
das Personal aufwenden wird. Der Herr Lan-
desfinanzreferent Dr. Schachner hat allerdings 
in seiner Budgeteinbegleitungsrede festgestellt, 
daß dieser Personalaufwand von bisher rund 
31 Prozent auf über 33 Prozent steigt, wenn 
man jene Gebarung ausscheidet, die dem Lan­
deshaushalt im Jahre 1968 zusätzlich einverleibt 
wird und wenn man die zur Deckung des or­
dentlichen Haushaltes herangezogenen Rückla­
gen außer Betracht zieht. 

portkredite auf kommerzieller Basis noch dazu Die Personalkostcn für jenen Teil, der eigent-
rechnen, dann kommen wir immerhin auf die 
beachtliche Höhe von zwei Milliarden Schilling. 
In dieser Zahl spiegelt sich ja weniger die Hilfs­
bereitschaft der österreichischen Bevölkerung 
wider, die verglichen mit anderen Ländern noch 
immer gering ist; in der Ziffer von zwei Mil­
liarden Schilling kommt aber sehr deutlich, die 
wirtschaftliche Bedeutung der Entwicklungs­
hilfe zum Ausdruck. Das Bemühen um die Ab­
satzmärkte, die in einer stürmischen Aufwärts­
entwicklung stehen und deren Kapitalkraft lau­
fend wächst, ist für die Zukunft und den Wohl­
stand unserer Heimat von großer Bedeutung. 

Es ist nicht uninteressant, abschließend auf die 
voraussichtliche Aufgliederung der Weltbevöl­
kerung nach dem Volkseinkommen einzugehen, 
die für das Jahr 2000 vom Hudsoninstitut in New 
York berechnet wurde, falls der Friede erhal­
ten bleibt, was alle hoffen und falls die Indu­
striestaaten bereit sind, konstruktiv die Entwick­
lungshilfe weiterzuführen. Man rechnet mit einer 
Weltbevölkerung im'Jahre 2000 von 6.4 Milliar­
den Menschen. An die Spitze der wirtschaftli­
chen Berechnungen steht die optimistische Vor­
aussage, daß dann nur zehn Prozent der Welt­
bevölkerung unter dem Volkseinkommen hegen 
werden, das man bei uns als Existenzminimum 
bezeichnet. In den Industrienationen einschließ­
lich Osteuropa werden 1.2 Milliarden Menschen 
wohnen. Die außereuropäischen Staaten stellen 
mit 1.1 Milliarden Menschen eine gewaltige Ar­
mee des Massenverbrauchs dar. Dazu kommen 
noch drei Milliarden Menschen in China, Indien, 
Indonesien und Südamerika, die am Übergang 
zu Industrienationen stehen werden, und deren 
ungeheuren Bedarf an Konsumgütern man gar 
nicht abschätzen kann. Aus dieser Zukunfts­
perspektive ergibt sich klar, daß der Ausbau 
der kulturellen und wirtschaftlichen Verbindun­
gen zu den Entwicklungsländern kein Hobby 
einiger Weltverbesserer ist, sondern ein elemen­
tares Erfordernis unserer Zeit. Die Entwiek-

lich von der Bevölkerung allgemein als Ver­
waltung gewertet wird, das ist die Landesre­
gierung mit ihren Behörden und Ämtern, wer­
den allerdings gleich wie in diesem Jahr nur 
etwas mehr als zehn Prozent der ordentlichen 
Ausgaben des Landes erfordern. Das heißt, daß 
2/3 des Personalaufwandes vorwiegend auf die 
vom Land erhaltenen Anstalten sowie die Schu­
len entfallen. Wenn man diese Tatsachen kennt, 
kann man mit Recht von einer sparsamen Ver­
waltung in unserem Bundesland sprechen. Ich 
glaube, man muß den Bediensteten unseres Lan­
des für diese verantwortungsbewußte Arbeit im 
Dienste unserer Heimat den Dank aussprechen. 

Gestatten Sie mir nun, daß ich auf einige 
Probleme unserer Landesbediensteten etwas nä­
her eingehe, wobei die Reihenfolge keine Wer­
tigkeit der Fragen beinhaltet. 

Ich habe bereits bei der vorigen. Budgetde­
batte unter anderem festgestellt, daß es notwen­
dig wäre, die quantitativen Mehrleistungszula­
gen in eine echte-Personalzulage umzuwandeln, 
wie dies in allen anderen .Bundesländern bereits 
geschehen ist. Ich darf in diesem Zusammenhang 
die Bundesländer Kärnten und Tirol erwähnen, 
wo diese Personalzulage 14nial ausbezahlt und 
in die Pension eingerechnet wird. Leider wurde 
in der Steiermark bisher in dieser Frage, soweit 
mir bekannt ist, keine positive Regelung ge­
troffen. 

Bezüglich der Bundeshandwerkerdienstzwei-
geverordnung, die inzwischen angewendet wird, 
möchte ich darauf verweisen, daß die getroffe­
nen Vereinbarungen von den Dienstnehmerver-
tretungen deshalb abgelehnt werden^ weil zur 
Zeit im Land Steiermark für Arbeitnehmer in 
handwerklicher Verwendung schon günstigere 
Bestimmungen bestehen. Die Bundeshandwer*-
kerdienstzweigeverordnung sieht außerdem 
keine Aufstiegsmöglichkeiten für die Menschen 
vor, -welche die geringsten Einkommen haben, 
nämlich die Arbeitskräfte, welche z. B. int P 6 
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eingestuft sind. Auf alle Fälle glaube ich, muß 
hier eine einheitliche Regelung auf diesem Ge­
biet in der Steiermark angestrebt werden, wobei 
die eheste Aufnahme von Verhandlungen mit 
der zuständigen Gewerkschaft wünschenswert 
wäre. 

Ich muß auch wiederum, so wie im vorigen 
Jahr, die Einführung der Bundesvordienstzeiten-
verordnung 1957 im Land Steiermark urgieren. 
Es ist bekannt, daß durch die Nichteinführung 
vor allem die Verdiener von kleineren Einkom­
men betroffen sind. 

Die Arbeitsgemeinschaft der Landesbedienste­
ten hat am 19. April 1967 ihre Wünsche bezüg­
lich der Änderung der Beförderungsrichtlinien 
der Personalabteilung vorgetragen. Nachdem bis 
heute, soweit mir die Sachlage bekannt ist, in 
dieser Sache keine Stellungnahme erfolgt ist, 
möchte ich den Personalreferenten, Herrn Lan­
desrat Wegart, fragen, wann und ob mit der 
Aufnahme von Verhandlungen über die Abände­
rung der Beförderungsrichtlinien zu rechnen ist? 
Vielleicht könnte man auch die Dienstposten­
planbesprechungen mit den Vertretern der 
Dienstnehmer so zeitgerecht aufnehmen, — darü­
ber wird von den Dienstnehmervertretern im­
mer wieder Klage geführt — daß noch die Mög­
lichkeit besteht, den einen oder anderen Wunsch 
der Dienstnehmervertretungen tatsächlich zu be­
rücksichtigen. 

Bezüglich der Pragmatisierung von weiblichen 
verheirateten Landesbediensteten, die ja grund­
sätzlich abgelehnt wird, möchte ich doch die 
Frage aufwerfen, ob die Landesregierung nicht 
ihre Richtlinien bezüglich dieser Pragmatisie­
rung das heißt 35. Lebensjahr und ledig, einer 
Überprüfung unterziehen könnte, wobei als er­
stes die Pragmatisierungsbestimmungen für jene 
Frauen gemildert bzw. aufgehoben werden soll­
ten, die Familienerhalter sind. 

Ich darf außerdem in diesem Zusammenhang 
auf unsere Anträge hinweisen, die die Soziali­
sten in diesem Haus gestellt haben. 

Mich würde außerdem interessieren zu erfah­
ren, was die Steiermärkische Landesregierung 
daran hindert, sich bezüglich der Unfallversiche­
rung der Beamten jener Regelung anzuschlie­
ßen, die in den meisten anderen Bundesländern 
getroffen wurde. Für die große Gruppe der 
Pflichtschullehrer soll dies in der letzten Zeit 
geschehen sein. Ich begrüße es. Aber warum 
wurden nicht auch die anderen Bediensteten der 
Bundesbeamtenversicherungsanstalt angeschlos­
sen? 

Die Schwierigkeiten, Diplomkrankenschwe­
stern als Lehrschwestern für die Krankenpflege­
schulen des Landes Steiermark zu gewinnen, 
werden immer größer. 

Die Verwendung als Lehrschwestern bringt 
derzeit wesentliche Nachteile mit sich, weil diese 
Schwestern eine qualitative und quantitative 
Mehrleistung zu vollbringen haben, die ihnen 
aber nicht entsprechend vergütet wird. Die So­
zialistische Fraktion dieses Hauses hat daher 
bei einer der letzten Sitzungen einen Antrag 
auf Erhöhung der Funktionszulagen für Lehr-
schwestern eingebracht. Besondere Berücksichti­

gung bei einer neuen Regelung müßten auch die 
Schul-Oberinnen finden. In diesem Zusammen­
hang müßte die Frage der Einstufung der Lehr­
schwestern mit und ohne Ausbildung überprüft 
werden. Auf alle Fälle glaube ich, daß, wenn 
auf diesem Gebiet nichts getan wird, die Werbe­
aktion für Schwestern, die in der Steiermark 
so erfolgreich angelaufen ist, nicht die erhoffte 
Wirkung und auch nicht das gewünschte Ergeb­
nis erbringen wird. (Landeshauptmann Krainer: 
„Keine Vorwegnahme dessen, was wir erst be­
kommen müssen. Das ist, glaube ich, in einem 
Landtag mit Proporzregierung für alle verpflich­
tend!") 

Wir Sozialisten hoffen auch, daß es in abseh­
barer Zeit möglich sein wird, ein Statut über 
die Errichtung einer Personalvertretung im stei-
rischen Landesdienst zu schaffen. Hier stimme 
ich mit dem Abg. Nigl vollkommen überein. 
Aber ich möchte für mich persönlich sagen, daß 
ich mich über seine Meinung, was die Verab­
schiedung des Bundes-Personalvertretungsgeset-
zes anbelangt, eigentlich wundere. Ich darf ihm 
vielleicht von dieser Stelle aus folgendes sagen:' 
Wenn er feststellt, daß es nun ein Erfolg der 
ÖVP-Alleinregierung ist, was der Koalition seit 
langem nicht gelungen ist, ein solches Gesetz 
zu verabschieden, dann möchte ich sagen, dieses 
Gesetz in dieser Fassung wäre auch jetzt und in 
zehn Jahren nicht mit Zustimmung der Soziali­
sten beschlossen worden, weil es wesentliche 
Nachteile enthält. Wir als freie Dienstnehmer, 
als Gewerkschafter sind der Meinung, daß es 
absolut nicht angeht, daß in ein solches Gesetz 
eine Bestimmung aufgenommen wird, die z. B. 
vorsieht, daß die Bundesregierung ermächtigt 
ist, Organe der Personalvertretung zu entheben. 
Wir konnten einer solchen Formulierung nicht 
die Zustimmung geben und wir hoffen nur, daß 
das Statut für ein Landes-Personalvertretungs-
Gesetz diese Bestimmungen nicht enthält und 
dadurch wesentlich besser und für uns dann ak­
zeptierbar im Lande Steiermark sein wird. Ich 
möchte positiv vermerken, daß für die Beschäf­
tigten in diesem Lande wieder einiges geschieht. 
Die Weihnachtszuwendung, die Zuschüsse für die 
Erhaltung des Landes-Bediensteten-Erholungs-
heimes und anderes mehr. 

Ich möchte abschließend noch betonen, das hat 
ja der Abg. Nigl auch getan, daß den Gewerk­
schaften des öffentlichen Dienstes in der letzten 
Zeit ein besonderer Erfolg dadurch gelungen 
ist, daß sie mit der Regierung ein Übereinkom­
men abgeschlossen haben, welches die Anhebung 
der Gehälter und die Dynamisierung der Bezüge 
vorsieht. Das ist ein sehr wesentlicher, ein gro­
ßer Erfolg. Wir glauben, daß diese Regelung 
nicht nur eine weitestgehende Sicherung des 
Realeinkommens dieser Dienstnehmer bedeutet, 
sondern daß dadurch wiederum ein echter An­
reiz geschaffen wurde, in den Landesdienst ein­
zutreten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Ich erteile Herrn Abg. Fellinger das 
Wort. 
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Äfeg> FeiliHger: Hohes Haus! Meine Damen 
und Herren! Der Generalredner der SPÖ, der 
Herr1 Abg. Groß hat sich in seiner Generalrede 
schon befaßt mit den Vorfällen am 24. Septem­
ber in St. Stefan ob Leoben. Ich glaube aber, 
meine, Damen und Herren, es ist notwendig, 
dazu noch, einige Worte zu sprechen. Ich darf 

-aber g l e i c h - f e t e t e l l e n ^ - w i e - a u & ^ — 
sehenruf erklärt worden ist, daß der Herr Lan­
deshauptmann für die Vorfälle nicht zuständig 
ist und daß sieh die Hohe Landesregierung be­
reits einen Tag nach dem 24. September mit 
den Vorfällen beschäftigt und sieh auch an den 
Herrn Innenminister gewandt hat. 

Erlauben Sie mir eine kurze Schilderung der 
Vorgeschichte. Die Haltestelle Kaisersberg-St. 
Stefan soll aus Ersparnisgründen aufgelöst wer­
den. Die Bevölkerung von St. Stefan ist dar­
über empört. Es kommt zu Protestversammlun­
gen. An diesen- Protestversammlungen nimmt 
ein- Großteil der Gemeindebürger ohne Unter­
schied der politischen Einstellung teil. Bei den 
Erotestversammlüngen haben Funktionäre der 
SPÖ sowie auch der ÖVP gegen die Auflösung 

ren, Handsehellen aufgeboten; um den-Pro­
testmarsch . der Bevölkerung zu verhin­
dern. In der Mitte der Murbrücke, die 
St. Stefan mit der- Bähnhaltestelle ver­
bindet, wurden spanische Reiter aufge­
stellt, die mit Handschellen zusammengehalten 
und am Brückengeländer mit Schließketten be-

-festigt-wurden,-Diese Maßnahmen-und-der-große-
Einsatz der Gendarmerie haben natürlich auf 
die Bevölkerung von St. Stefan, die an dem 
Protestmarsch teilnahm, provozierend gewirkt 
und der Unwille dagegen wurde kundgetan. Lei­
der kommt noch dazu — das hat der Herr Abg. 
Groß* schon vermerkt — daß das Fernsehen von 
diesen Szenen Aufnahmen gemacht und sie dann 
noch der Bevölkerung gezeigt hat, was natürlich 
auch bei den Fernsehern große Empörung her­
vorgerufen hat. 

Nach einiger Zeit forderte der Bürgermeister 
die Bevölkerung auf, wieder in die Ortschaft 
zurückzukehren. Damit war die Protestkundge­
bung beendet. Es wurde wohl den Teilnehmern 
bewilligt, daß zwei Frauen unter Gendarmerie­
begleitung den mitgeführten Kranz bei der Hai­

der vHaltes teile Protest erhoben. In einer 
samntlung wurde eine Delegation gewählt, die 
beauftragt wurde, beim Verkehrsminister Dok­
tor Weiß vorzusprechen, um die Auflösung der 
Haltestelle zu verhindern. Die Delegation be­
stand aus dem Bürgermeister von St. Stefan und 
aus "einigen Vertretern der ÖVP und der SPÖ. 
Es gab noch sehr viele Interventionen, um den 
Weiterbestand der Haltestelle zu siehern; Ich darf 
auch mitteilen, daß sich der Herr Landeshaupt­
mann persönlich eingeschaltet hat in dieser An­
gelegenheit. Aber der Herr Minister Dr. Weiß 
entschied, daß am 24. September die Haltestelle 
Kaisersberg aufgelöst wird. -Ich darf berichten, 
daß bei den diversen Protestversammlungen die 
Meinung laut wurde, man soll die Auflösung 
der Haltestelle durch einen Sitz-Streik verhin­
dern. Am Freitag, dem 22. September, war die 
letzte Protestversammlung. Der Herr Landes­
hauptmann beauftragte den Bezirkshauptmann 
von Leoben, an dieser Protestversammlung teil­
zunehmen in Vertretung des Herrn Landes­
hauptmannes, Und es wurde dort vom Bezirks-
haüptmann sowie von einigen politischen Funk­
tionären der Bevölkerung klargemacht, was die 
Auswirkung eines solchen Sitz-Streiks ist und 
daß dieser unter allen/ Umständen zu unterblei­
ben habe. 

Die Bevölkerung von St. Stefan versammelte 
sich am Sonntag, dem 24. September in der 
Stärke von ca. 6.00 Personen zu einem Protest­
marsch. Unter den Versammelten waren sehr 
viele Frauen und Kinder. Der Protestmarsch 
sollte den Weg vom Hauptplatz zur Haltestelle 
Käisersberg nehmen, um dort einen Kranz nie^ 
derzulegen, -der auf der Trauerschleife den Auf­
druck hatte: „Die letzten Grüße vom Verkehrs­
minister." Dieser Protestmarsch fand in der 
Mitte der Mürbrücke sein Ende. Die Sicherheits-
dienstelien haben liämlich Mäßnahmen gesetzt, 
die einer Demokratie unwürdig,sind. Es wurden 
90 Gendarmeriebeamte in feldmarschmäßiger 
Ausrüstung mit Stahlhelmen, Sturmgeweh-' 

Ver=—testeile hinlegen durften. 
Und jetzt ist etwas Unverständliches passiert: 

Und zwar hat im Parlament der Herr National­
rat Krempl eine Anfrage an den Herrn Innen­
minister gerichtet, ob nach seiner Meinung die­
ses Gendarmerieaufgebot notwendig war. Und 
da hat der Herr Innenminister bekanntgegeben, 
daß in der Bevölkerung die Meinung vorhanden 
war, durch einen Sitzstreik die Schließung der 
Haltestelle verhindern zu können und hat auch 
bekanntgegeben, wer dort die Kommandanten 
dieser Sache waren und wer die Verantwortli­
chen waren. Er hat unter anderem die Begrün­
dung bekanntgegeben und diese Begründung 
schaut folgendermaßen aus: „Als am Nachmit­
tag, dem 24, September, etwa um 14 Uhr, zirka 
600 bis 700 zum Teil alkoholisierte und erregte 
Demonstranten dem Bahnkörper sich zu nähern 
versuchten und Ausschreitungen zu befürchten 
waren, war die Gendarmerie gezwungen, Sche­
rengitter aufzustellen und in vollem Einsatz tä­
tig zu werden." Diese Antwort, daß ein Teil der 
Bevölkerung, die an' der Demonstration teilge­
nommen hat, alkoholisiert war, hat natürlich in 
St. Stefan Empörung hervorgerufen. 

Ich. kann dem Herrn Landeshauptmann und 
allen Anwesenden unzählige Bilder'zeigen, wo 
Frauen und Kinder drauf sind. Es war e i n Al­
koholisierter anwesend und der wurde zurecht­
gewiesen von den anderen Demonstrationsteil­
nehmern. Ich habe unzählige Aufnahmen hier. 
Ich glaube, daß so eine Antwort, so ein Vor­
gehen und so ein Einsatz der Gendarmerie na­
türlich bei der Bevölkerung große Sorge hervor­
gerufen haben.. Nachdem' die Landesregierung, 
es ist ja auch im Hohen Haus eine Vorlage 
darüber eingebracht worden, sieh damit befaßt 
hat, glaube ich, daß es dem Hohen Haus bewußt 
sein muß, welche Gefahren .solche Maßnahmen 
hervorrufen undIdaß alle zuständigen Stellen 
veranlaßt werdeny im Interesse.: de r Demokra­
tie solche Einsätze der Exekutivorgahe, wie sie 

; in St. Stefan erfolgt sind, (Ä.bg. Burger: „Das 
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würde, auch für Bäriibach Gültigkeit haben!") 
in Zukunft zu unterbinden. (Beifall bei der 
SPÖ. ) - • ' • - " • • . . 

Präsident: Es spricht Frau Abg. Prof. Hart­
wig. 

. Abg. Prof. Hartwig: Meine Damen und Her­
ren! In der Gruppe 0 im Unterabschnitt 099 
„Verschiedene Aufwendungen" gibt es zwei Po­
sten, die für die Verkehrssicherung und für die 
Verkehrserziehung vorgesehen sind. Ich glaube, 
Sie stimmen mir alle zu, wenn ich meine, daß 
zu den wichtigsten Aufgaben der Verkehrssiche­
rung und Verkehrserziehung ohne Zweifel alles 
gehört, was zur Schulwegsicherung dient. Wir 
alle bemühen uns, unseren Kindern den Weg zu 
höherer Schulbildung zu ebnen und zu sichern. 
Tun wir aber wirklich alles, um ihnen ganz ein­
fach den täglichen Weg zur Schule, also den 
Schulweg sicher zu machen? 

Ich weiß natürlich, daß das im wesentlichen 
eine Aufgabe auch der Gemeinden ist; z. B. gibt 
die Landeshauptstadt drei Millionen Schilling 
für die Schulwegsicherung aus. Gewiß eine be­
achtliche Summe. Eine beachtliche Summe sogar 
dann, wenn man das nicht glaubt was ich in der 
Tagespost gelesen habe und was dort sogar der 
Frau Abg. Egger in den Mund gelegt war, daß 
die Landeshauptstadt seit 1945 nur fünf Schu­
len gebaut habe (Abg. Egger: „Das war ein Irr­
tum!") 

Ich weiß natürlich, daß die Frau Abg. Egger 
das so nicht gesagt haben kann. Sie saß ja selbst 
im Gemeinderat. Es waren elf Schulen, ohne 
noch davon zu reden, daß eine gekauft und eine 
gepachtet wurde. Trotzdem sind drei Millionen 
Schilling natürlich viel Geld für die Schulweg­
sicherung und die Maßnahmen reichen sehr weit. 
Sie reichen vom Ausbau von Schulwegen, wie 
am Rieshang, über die Fußgängerampeln in der 
Wienerstraße, Markierungen, Betrieb des Ver­
kehrsgartens bis zum Verkehrsunterricht durch 
Polizeioffiziere im Auftrag der Arbeitsgemein­
schaft für Verkehrserziehung. Es gibt die Aktion 
„Gelbe Kappen" für die am ungünstigsten ge­
legenen Schulen und auch Kindergärten. Es gibt 
weiters den Schülerlotsendienst. Ich weiß, daß 
die Arbeitsgemeinschaft darüber hinaus jetzt 
einen großen Verkehrsquiz für alle Sechs- bis 
Fünfzehnjährigen Pflichtschüler veranstalten 
wird, der verbunden ist mit einem Preisaus­
schreiben und abgestimmt ist vor allem auf die 
radfahrenden Schüler, auf die, die mit dem 
Fahrrad zur Schule kommen. 

Aber alles das verhindert trotzdem nicht, daß 
immer wieder auch Schulkinder Opfer des hek­
tischen Straßenverkehrs werden in den Städten, 
aber auch auf dem Lande. Was also könnten wir 
noch tun, um unsere Kinder von den Gefahren 
zu bewahren, die freilich wir Erwachsenen ih­
nen bereiten? Es wird immer wieder mit Recht 
die Forderung erhoben, die Verkehrserziehung 
zu einem Pflichtfach in den Schulen zu machen. 
Ich hielte das für absolut richtig, aber ich kenne 
auch die Schwierigkeiten, die dem entgegenste­
hen "und die nicht nur darin liegen, daß manch­

mal auch die Lehrer selbst nicht genug eigene 
Schulung haben, um einen solchen Unterricht zu 
erteilen — d a s könnte man ändern. Ich weiß, 
daß es eine grundsätzliche Frage ist,, was alles 
wir, bei der Art wie unsere Schulen jetzt orga­
nisiert sind, noch in die Schule hineinbringen 
können zu den schulischen Aufgaben, die sie 
schön immer hat, was an Lebensaufgaben noch 
untergebracht werden kann. Mir scheint frei­
lich, daß das alte lateinische Wort „Nicht für die 
Schule, sondern für das Leben lernen wir" in 
unser er ̂ Zeit sehr energisch in die Tat umgesetzt 
werden müßte. Man müßte manches ändern. 

Für unsere Landkinder glaube ich, daß es noch 
eine Möglichkeit gibt, die Schulwege zu sichern. 
Wir wissen, daß es viele Kinder gibt, die immer 
noch stundenlange Schulwege zurücklegen müs­
sen bei jeder Witterung und die also oft genug 
auch in der Dunkelheit von zu Hause weggehen 
und wieder nach Hause kommen. Hier könnte 
gewiß in vielen Fällen die Einrichtung von 
Schulautobussen entscheidende Erleichterung 
bringen. Wir sollten bedenken, daß diese Kin­
der, die sehr oft in der Dunkelheit gehen müs­
sen, nicht nur körperlichen Strapazen, nicht nur 
den Gefahren des Straßenverkehrs, sondern dar­
über hinaus auch noch sittlicher Gefährdung 
ausgesetzt sind. Wir versuchen, durch vermehr­
ten Hauptschulbau die Bildungsmöglichkeiten zu 
verbessern. Aber das bedingt natürlich häufig 
noch längere Schulwege, weil ja nicht in jedem 
kleinen Ort eine üauptschule gebaut werden 
kann und daher eine weitere Gefährdung. Mir 
scheint, wenn wir Autobahnen bauen, ist uns 
allen klar, daß auch Zubringer gebaut werden 
müssen. Es ist wahrscheinlich weniger spekta­
kulär, aber sicher ebenso wichtig, wenn wir dort 
wo wir Schulen haben, auch Zubringer zu die­
sen Schulen verwenden, eben in Form von Schul-
autobussen. Gewiß eine Belastung für die Ge­
meinden. Aber ich glaube, daß manche Aufwen­
dung der Gemeinden eben nicht gemacht wird, 
wenn man die Sicherheit damit gewährleisten 
soll. Wenn wir sagen — und das sagen wir heute 
alle — gleiche Chancen für alle Kinder, dann 
sollten wir nicht zulassen, daß viele von ihnen 
schon auf dem Weg zur Schule, sogar zur Volks­
schule schon, nicht nur viel mehr Zeit aufwenden 
müssen als andere — das werden wir nicht ganz 
verhindern können —, sondern daß sie sich die­
sen Weg zur Bildung auch noch mit erhöhter 
persönlicher Gefahr erkaufen müssen. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Abg. Brandl, ich erteile es ihm. 

Abg. Brandl: Hoher Landtag! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Im Bezirk Brück a. d. Mur 
zählt die Errichtung einer neuen Bezirkshäupt­
mannschaft. zu den vordringlichsten Aufgaben. 
Die außergewöhnlich schlechte Unterbringung 
und vor allem die Aufsplitterung. der Referate 
ist hier im Hohen Hause in den vergangenen 
Jahren wiederholt aufgezeigt worden und hat 
auch seinen Niederschlag in einem gemeinsam 
beschlossenen Resolutionsantrag gefunden. Ich 
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darf. von dieser Steile aus die l^ndesregierung 
ersuchen, die Grundankaufsverhandlungen mög­
lichst rasch voranzutreiben, damit im Jahr 1968 
mit den Vorarbeiten zur Errichtung einer neuen 
Bezirkshauptmannschaft begonnen werden kann, 
(Beifall.) ., ^ ; . ; 

- Präsident; ZumAbscMuß-der-Grappe^uihhat 
sich Herr Landesrat Wegart zu Wort gemeldet. 

Landesrat Wegart: Herr Präsident! Meine Da­
men und Herren! Ich möchte es sehr kurz ma­
chen. Vorerst darf ich einmal herzlich allen Red­
nern danken, die, sich mit den Personalfragen 
unseres Landes beschäftigt haben. 

Ich möchte nun im einzelnen zu den aufge­
worfenen Fragen Stellung nehmen. Es wurde 
vom Abg. Nigl die Frage der Persönalvertre-
tungswahlen im Land ürgiert und zur Sprache 
gebracht, wie auch vom Abg. Groß. Ich darf 
dazu mitteilen, daß die Gespräche zwischen den 
beiden Fraktionen der Personalvertretung über 
ein solches Statut im Gange sind. Wir erwarten 
gelegentlich das Ergebnis, um in weiterer Folge 

die das 35. Lebensjahr überschrittenhaben, sind 
wir in dieser Frage schon einer Meinung, -

Was die Unfallversicherung der Landesbedien­
steten anlangt, darf ich mitteilen, daß ich heute 
Vormittag diesen Akt unterschrieben- habe. Er 
wird nun am nächsten Montag der Hohen Regie­
rung zur Beschlußfassung vorgelegt werden. Ich 
höffe^daß ich dort^duTChkömme^Wä 
verzögert hat; das muß ich bei der Gelegenheit 
auch dem Hohen Landtag berichten. Es war für 
mich als Personalreferent wichtig, zu wissen; 
wie hoch die Kosten des Landes sich bei einer 
solchen Beschlußfassung, wenn wir uns daran 
beteiligen, ergeben. Sie werden immerhin mit 
über 700.000 Schilling im Jahr den Landeshaus­
halt zusätzlich belasten. Am Montag geht's also 
zur Regierung. 

Und was den Wunsch anlangt, daß die Dienst­
postenplanbesprechungen auch in Anwesenheit 
der Personalvertreter vorgenommen werden, so 
darf ich sagen, daß zum Beispiel zum Unter­
schied vom Bund die Personalabteilung mit dem 
Vorstand und den zuständigen Sachbearbeitern-
jeweils in der Dienststelle oder in der Behörde 
oder im Landeskrankenhaüs, im ganzen Lande 
schön jeweils im März des laufenden Jahres die 
Verhandlungen beginnt und auch gleichzeitig 
die Dienstnehmervertreter zu diesen Gesprächen 
heranzieht. Das wird in jedem Falle vorgenom­
men. Es liegt im übrigen auch von mir eine sol­
che Weisung in der Abteilung auf. 

Das sind die Fragen, die hier angeschnitten 
wurden,. 

Und nun, meine Damen und Herren darf ich 
vielleicht doch noch ein paar Dinge zur Per­
sonalsituation im'Grundsätzlichen sagen. 

Die Situation hat sich- gegenüber den letzten 
Jahren etwas verändert. Sie hat sich verändert 
einmal auf dem Sektor der Hoheitsverwaltung. 
Hier ist der Personalstand jederzeit zu decken. 
Wir. haben diesbezüglich keine Schwierigkeiten. 
Er hat sich sogar verändert auf dem Sektor der 
Bauverwaltung. Wir kommen jetzt leichter zu . 
Diplomingenieuren, wir kommen jetzt leichter 
zu Technikern, -. . , - . . - . . _• 

Und ich möchte bei dieser Gelegenheit, weil 
gerade die Generaldebatte heute mehrfach die­
ses Problem aufgerissen hat, doch auch jetzt Ih­
nen ein Beispiel berichten, nämlich eine Betrach­
tung, die seht: selten bei uns vorgenommen 
wird. Es hat sich vor etwa vier Wochen bei mir 
ein Diplom-Ingenieur vorgestellt, ein Österrei­
cher, der in Stockholm tätig ist. Er hat gebeten, 
daß er bei uns im Landesdienst eingestellt wird. 
Ich habe dem Mann gesagt wie jedem Diplom-

^Ingenieur, „morgen in der Früh können Sie an­
fangen." Daraufhin war er sehr' dankbar für 
diese.Mitteilung, aber ich habe bei der Gelegen­
heit eine, Frage an ihn gestellt und habe gefragt, 
„warum; wollen Sie eigentlich jetzt von Stöck­
holm wieder heim nach Österreich, was ist das 
Motiv? Wieviel verdienen Sie dort?" Bei der Ge­
legenheit^"sagte er zu mir „ich verdiene sehr 
schön, ich verdiene umgerechnet 17.000 Schilling, 
aber Herr Landesrat,: davon werden mir einmal 
sofort 37 Prozent weggesteuert, Verbleiben mir 
11,000 Schilling, Davon zähle i e h i ü r e i n e ; 3 % -

im Rahmen der Ländesregierung die Verhand­
lungen weiterzuführen, und dann eine Regie­
rungsvorlage dem Hohen Landtag zuzuleiten. 

Ich möchte zur Materie meritorisch nicht Stel­
lung nehmen, weil ich weder der Personalvertre-
tuhg noch der Regierung vorgreifen möchte, 
aber, Herr Kollege Groß, auf eines möchte ich 
doch aufmerksam machen: Es muß eine grund­
legende Unterscheidung in der Frage der Per­
sonalvertretung zwischen Angestellten und Ar­
beitern und den pragmatisierten Bediensteten 
des'öffentlichen Dienstes vorgenommen werden. 
Es wäre einfach nicht denkbar, hier gleich vor­
zugehen. Auf das muß ich jetzt schon aufmerk­
sam machen. 

Was die Frage der Handwerker-Dienstzweige-
Ordnung anlangt, so darf ich Ihnen mitteilen, 
daß diese mit der zuständigen Gruppe des Ge­
werkschaftsbundes abgesprochen wurde. Hier 
hat volle Übereinstimmung geherrscht. Ich bin 
daher überrascht, daß das hier neuerdings ür­
giert würde. ^ . 

Was die Mehrleistungszulage anlangt, die in 
eine Personalzulage umgewandelt werden soll, 
um sie auch in die Pension einzurechnen, darf 
ich hier zur Kennthi's bringen, daß eine Landes1 

hauptmänner-Konferenz vereinbart hat, eine 
Bundesregelung abzuwarten und sich dieser an­
zuschließen. Daher kann im Augenblick auf die­
sem Sektor nichts geschehen. 

Was die Frage der Änderung der Beförde­
rungsrichtlinien im Lande anlangt, so werden 
wir im Zusammenhang" mit den Dienstposten-
planbes^reehungeri des Jahres 1968 für 1969 die 
diesbezüglichen Gespräche aufnehmen und sie 
ebenfalls einer Erledigung im Rahmen der Lan­
desregierung bzw. des Landtages zuführen, 
- Was die Pragmatisierung von verfieirateten 
Frauen, anlangt, so muß ich doch nochmals sa­
gen;; daß wir uns hier mit Rücksicht, auf die Per-
sonallage noch immer eine bestimmte Zurück-
hältüjig auferlegen. Was 'ledige. Frauen anlangt, 



Zimmer-Wohnung 4.000 Schilling (Zwischenrufe: 
„Hört, hört!"), für die Lebenshaltungskosten 
zahle ich etwa 6.000 Schilling bis zu 6.200 oder 
6.300 Schilling,, so daß mir effektiv für Sonsti­
ges zwischen 700 und 1.000 Schilling verbleiben." 
„Ich habe mir durchgerechnet," sagte er, „als ich 
in der Abteilung war, um zu erfahren, wie ich 
eingestuft werde, daß ich in Österreich und 
hier in Graz oder in der Steiermark zwar we­
niger bekomme, daß hier aber im Saldo die Si­
tuation besser ist als in Schweden bzw. in Stock­
holm bei der Firma, bei der ich arbeite." Und 
jetzt bitte ich, auch bei der Gelegenheit zu be­
rücksichtigen, warum kommt er bei uns besser 
aus? Meine Damen und Herren — und ich bitte, 
das gilt jetzt für alle Fraktionen und für alle, 
denen es ernst darum zu tun ist, diese Dinge zu 
betrachten. 

Wenn wir diese Fragen erörtern, dann sollten 
wir doch auch, wenn wir vom Realeinkommen 
reden, von der Höhe der Bezüge, von der Höhe 
der Gehälter, der Löhne usw. sprechen, letzten 
Endes eines berücksichtigen, wieviel an Sozial­
lohn bei uns enthalten ist. Sagen Sie mir ein 
Beispiel, wo ein Arbeiter oder ein Angestellter 
bei uns für eine Wohnung 4.000 Schilling zu be­
zahlen hat. Er zahlt halt ganz andere Mieten, 
die weitaus geringer sind und die daher ein 
Beitrag zu dieser Gesamtsituation wird, wenn 
wir Löhne und Gehälter betrachten. Ich muß das 
einmal bei der Gelegenheit sagen. Es gibt auch 
andere soziale Vorteile, die wir in anderen Län­
dern nicht sehen. Man kann nicht nur das Gehalt 
als solches sehen, sondern man muß auch gleich­
zeitig sehen, was man mit diesem Gehalt tat­
sächlich anfangen kann. Gerade dieses schwe­
dische Beispiel und die Aussprache mit diesem 
Bautechniker hat mir dies so anschaulich vor 
Augen geführt. 

Ich darf weiters dem Landtag berichten, daß 
wir hinsichtlich des Nachwuchses bei den Kran­
kenschwestern nach wie vor noch Schwierigkei­
ten haben. Wir können den Bedarf aus Eigenem 
nicht decken. Wir haben gegenwärtig 90. Kran­
kenschwestern aus dem Ausland beschäftigt und 
auch bereits medizinisch-technische Assistentin­
nen eingestellt und wir haben uns gegenwärtig 
einen ganzen Jahrgang in Jugoslawien engagiert, 
dessen Ausbildungskosten das Land Steiermark 
trägt und die nach ihrer Ausbildung in unseren 
Landeskrankenhäusern dann den Dienst antre­
ten werden. 

Leider haben wir hier einen sehr großen Per­
sonalwechsel. Die geistlichen Schwestern haben 
fast keinen Nachwuchs mehr. Sie haben uns 
jetzt wieder drei Krankenhäuser gekündigt und 
es ist so, daß dort Frauen Dienst machen, die 
schon das 70. Lebensjahr überschritten hahen; 
eine Leistung, die ich als außerordentlich be­
zeichnen möchte. Es ist also so,. daß wir nicht 
sagen können, wie wir etwa zukünftig, wenn die 
1. Chirurgie und die Kinderklinik fertig sind 
und wenn noch zusätzliche weiter^ Bauvorhaben 
auf dem Krankenhaussektor verwirklicht wer­
den, den Personalmangel decken. Ich hoffe nicht, 
daß wir zu jenen Mitteln greifen müssen, die 
in der Buhdesrepublik schon gang und gäbe 

sind, w.o man Krankenschwestern aus Japan und 
Indien eingeflogen hat, damit sie in der Bundes­
republik ihrer Arbeit nachgehen können. Jeden­
falls ist es so, daß der Bedarf, den wir hier 
haben, nicht so ohne weiteres zu decken ist. Es 
sind das Dienstleistungen, die Nachtdienst, Sonn-
und Feiertagsdienst und selbstverständlich auch 
eine Tätigkeit verlangen, die nicht jedermanns 
Sache ist und daher muß ich bei der Gelegen­
heit sagen, daß wir uns etwas schwer tun. 

Dasselbe gilt für die Fürsorgerinnen. Auch die­
ser Zweig hat einen Nachwuchs, der sehr 
schwach ist und wir werden auch hier Überle­
gungen anstellen müssen, wie wir in Hinkunft 
mit dieser Frage fertig werden. Das ist die Per­
sonalsituation, wie sie sich uns gegenwärtig 
stellt. .. 

Und nun vielleicht eine statistische Untersu­
chung über die Dienstposten des Jahres 1968. 
Wir haben rund 11.785 Dienstposten. 

In der Gruppe A 1390 Akademiker, davon sind 
252 Juristen, 700 Ärzte, 78 Tierärzte, 285 Di­
plomingenieure und 75 Akademiker der Fach­
richtungen Philosophie, Apotheker und Diplom­
kaufleute. 

In der Verwendungsgruppe B sind 907 Matu­
ranten, davon 450 im Verwaltungs- und Rech­
nungsdienst, 217 Techniker der verschiedenen 
Fachrichtungen, 152 medizinisch-technische Assi­
stenten und 88 sonstige Maturanten wie z. B. 
Erzieher und Fürsorgerinnen im gehobenen 
Dienst. . . -

Verwendungsgruppe C 2577 Bedienstete; 1504 
im Sanitätsdienst, 514 im Verwaltungs- und 
Rechnungsdienst, 181 im technischen Dienst, 169 
im Agrar-, Forst- und Landwirtschaftsdienst 
und 209 in sonstigen Diensten wie z. B. Fürsor­
gerinnen oder Erzieher. 

Verwendungsgruppe D 3300 Bedienstete des 
mittleren Dienstes und der handwerklichen 
Verwendung, davon 1232 im Kanzleidienst, 968 
im Sanitätsdienst und 1100 in technischen Dien­
sten, als Handwerker, Facharbeiter, Kraftwagen­
lenker sowie in den landwirtschaftlichen Betrie­
ben. 

Verwendungsgruppe E 3611 Bedienstete; 2708 
Straßenarbeiter und Straßenwärter, 435 im Sani­
tätshilfsdienst, 269 in der Landwirtschaft und 
199 in sonstiger Verwendung wie z. B. Kanzlei­
hilfsdienst. 

Nach dieser Betrachtungsweise sind zu Lasten 
des Personalaufwandes des Landes zwölf Pro­
zent Akademiker, acht Prozent Maturanten,. 22 
Prozent in den Fachdiensten und 58 Prozent in 
den mittleren und Hilfsdiensten beschäftigt. Es 
ergibt sich daraus eindeutig, daß die Masse der 
Landesbediensteten, nämlich 80 Prozent, in den 
Verwendungsgruppen C und E bzw. im hand­
werklichen Dienst eingestuft sind. Ich wollte 
diese Statistik dem Landtag mitteilen, weil sie 
einige Hinweise gibt, die wir vielleicht für die 
Betrachtung der Personalpolitik des Landes be­
nötigen. 

Meine Damen und Herren! Als Personalrefe­
rent möchte ich aber am Schluß doch noch in 
Dankbarkeit aller jener gedenken, die vor al­
lem im Jahreslauf die schwersten Arbeiten auf 
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der Straße,:in ^dehvKi^kihhlusete^^ 
/]Für3Örgeänstäpeh/2U leisten /Haben;) I t^ macäiie. 

vor allem'eines VbetpnM,~ daß; "War1 a ü ^ 19&T; den ' 
stfeiiischen Lande^bedienstetenvda 
steneir-dürfeii, daß sie ihrer- .Äj^eät-undihrer 
Efliehi ko^rekty /sauber und/ vorbildlich hachg'pf. 
kommen sind und einen enis&eiilehdfen' Beitrag 

^zurr^irtschaftlic^ 
Leistung des Landes beigetragen haben. (Allge­
meiner Beifäll.) 

Präsident: Die Berichterstatterin hat das 
Schlußwort. 

Abg. Jamnegg: Hoher Landtag! leb. darf mei­
nen Antrag wiederholen und Sie noch^mnialy 
bitten, namens des Mnanz-Ausschusse& den An­
sätzen der Gruppe 0 Ihre Zustiminung zu ge­
ben. • ''"'•••', 

Präsident: Sie haben den Antrag gehört. Wer 
mit den. Ansätzen und-Posten der Gruppe 0 ein­
verstanden ist,: möge eine Hand- erheben. (Ge­
schieht.) 

*sten v^önsiErinnieirtingen weckt aii vergangene 
^eiten^iEn- erster ^Linie; denkt; man -an iden Luft­
schutz /und' dann kömmt die Assoziation zum 
LiEftschutzwart und das geht so :• weiter. Kurz, 
wir wenden an/eine Zeit erinnert, an die wir 
flieht; /so/sehr^ erinnert werden wollen; Wir soll­
ten Uns äbeirmanehesmal der Dinge mehr erin-
#r^die%nisrda«pt ls ̂ ä s L^Mn ^e^ttel /habgrT 
und die in letzter Zeit vielfach in Vernachläs­
sigung geraten sind; 
. Der-Zivilschutz ist zweifelsohne eine der vier 

Säulen der Landesverteidigung. Die allgemeine 
StimniUng in Österreich ist nicht besonders zi-
vils&ützireuncllish. ; 

Es hat auch; der Gesetzgeber in dieser Hinsicht 
dem Willen der Bevölkerung durchaus entspro^ 
chen und bisherdie Bevölkerung nichtbesonders 
durch gesetzliche Maßnahmen beunruhigt. . 

Es wäre daher doch zu fordern, daß einmal 
die- rechtliche Zuständigkeit eindeutig' geklärt 
wird und etwa nach Artikel 11 der Bundes-Ver­
fassung ein Grundsätzgesetz durch den Bund 
verabschiedet wird mit Vollzug durch das Land 
oder gem. Artikel 12 ein Bundes-Grundsatzge-
setzbeschlossen wird mit Ausführungsgesetzen 
der Lählder, damit einmal die Kompetenzen ge­
regelt werden. Derzeit ist es so, daß das Bündes-
ministerium für-Inneres für den Zivilschutz zu­
ständig ist. Es ist weiter in der Steiermark im 
Rahmen des zentralen Katastrophen-Referates 
ein Zivilschutzreferent vorhanden und wie ich 
später noch ausführen werde, sind 'durchaus 
Maßnahmen gesetzt worden, die mit der Zeit 
aber auch eine finanzielle Auswirkung oder eine 
finanzielle Dotation, die über das Derzeitige 
hinausgeht, mit sich bringen werden. 

Sehr hervorzuheben ist in dem Zusammen­
hang; die Arbeit des österr. Zivilschutzverban-
des, der i n erster Linie aufklärend wirkt und 
die /Bevölkerung auf die ; Möglichkeiten -des 
Selbstschutzes hinweist, in diesem Zusammen-
hang sehr 'eng mit den Behörden zusammenar­
beitet und auch sehr Vier vor allem im Auftrag 
der Landesregierung an Information und Auf­
klärung; leistet. -.:•,••- -.•-•-

Bevor ich auf die einzelnen Maßnahmen, die 
in der Steiermark dank der Initiative der Län­
desregierung— und hier ist besonders auch her-
yorzuheben, daß Herr Landesrat Beltzmann auf 

/'diesitöj.^Gebiet besonders-'aktiv ist — gesetzt 
werden/eingehe, wäre es doch zweckmäßig, 
einen kleinen Blick über die Grenzen zu tun. 
Und da bieten; sich als Vergleich vielleicht am 
besten ari die Schweiz und Schweden, auch zwei 
n^uträleiStaaten, dievjä im Prinzip genau "so wie 
"wir "damit rechrien müssen, daß sie nicht direkt 

;;in;,krj^g^sche; EreigiMsse verwickelt werden, 
r-äAr doch /ihre'Bevölkei^rig schützen müssen. 

I n der/Sat#eiz ist seit dein Jahr 1955 ein en-t̂  
. splf eth^ehd^ u^a 
üi> den J A wurde die Gesetz-

^ b u n ^ ü r < ^ h / 
y d0 fh i #Ä des: Ala 
; peJ;ten;Wi Gst-und West rechnen bei 'einem zu^ 
; k ü i g t i i ^ 

; -#ü^d^//^iß//es^wfder^/Sieger 'njÄJÄslegte;"ge-

Die Gruppe U ist angenommen. •'•• ' -.' - . • 
Wir kommen zur 

Gruppe 1: öffentliche Ordnung und Sicherheit 
Berichterstatter ist Abg. Josef Loidl, Ich er­

teile ihm das Wort. 

Abg. Loidl: Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! 'Die Gruppe 1 „Öffentliche Ordnung und 
Sicherheit" umfaßt im Unterabschnitt 17 eine 
einzige Post in der Höhe von 30Ö.Q00 Schilling 
und zwar für Maßnahmen im Irtteresse des Zivil­
schutzes. Einnahmen bei dieser Post sind nicht 
vorgesehen. Der eingesetzte Betrag ist gegen­
über dem Vorjahr unverändert. > 

;Der Mnanz-Ausschuß ha t sich mit dieser Post 
beschäftigt und diese einstimtaig beschlössen. -

Ich stelle daher den AMrag, das Höhe Haiis 
möge diesem Kapitel ebenfalls die Zustimmung 
erteilen. 

s Präsident:xAls erster Redner hat sieh der Abg. 
Dipl.-Ihg. Fuchs zu Wort gemeldet. Ich erteile es 

..ihm, . "^ •, / s • • '.;-;' 

•/•'•; M>1 yDtpl;-Ing. JFuehs: Hoher Landtag!; Meine 
sehr verehrten Damen und Herreh! Der Herr 
Berichterstatter hat uns mitgeteilt,daß irii Vor­
anschlag 300.000 ScMlUng Mr den.Zivi te^ 
eingesetzt sind; -Das entspricht ungefähr pro 
Kopf de/r/Steirer 30. Groschen./ Wenn./wir dazu 
npeh die entsprechenden Alisätze des^ Bundes von 

,%6 Millionen Schilling;nehmen vmä:a;uch:v4eder 
den /steiriseheh Anteil; darai^ rechnen^ s ^ 
Wir'fagen, daß für jeden Steirer^am 4Ähre'/1968 

; ungefähr 1/4Q SchiBihg^äjasg^efen^^^ 
eine Ziffer, die, wie i ch = später; zeigen;werde,, 
nicht besonders bedeiitehd^st,;.au^;ÄüeiiÄ ein 
Ansatz, der in z'ükunfts;erhoht w # d ^ ^ l t e ^ : de*; 
aber ;d<^. die , Ä 

:einen,;Ahfang zu- mäehen/^derviy^^ 
Zdigfjist.; : '//" .'•.':• >>;,/-;;.-'./;/;.;.;;;.'/-/-;?."'7-:f-'rH:-^: 
; Jßer ;Zlvilsch\^zist/em';K 
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ben wird, sondern daß bestenfalls von „Überle­
benden" gesprochen werden kann. Und in dieser 
Richtung hat auch die Schweiz ihre Maßnahmen 
getroffen. Sie hat alle Gemeinden als schutz­
pflichtig erklärt und die Gemeinden mit über 
1.000 Einwohnern als organisatioiispflichtige Ge­
meinden, (das heißt bei allen Bauwerken, die 
dort aufgeführt werden, müssen die entspre­
chenden Schutzräume vorgesehen werden, es 
muß eine entsprechende Organisation da sein, 
die Bereiche des Zivilschutzes wahrnimmt. In 
Gemeinden unter 1.000 Einwohnern wird eine 
verstärkte Kriegsfeuerwehr eingerichtet, um also 
auch in diesen relativ kleinen Gemeinden für 
einen Schutz zu sorgen. 

Dabei geht es vor allem — und das geht aus 
den Ausführungen, die der Herr Generaldirek­
tor des Zivilschutzvereines oder wie das in der 
Schweiz heißt, gemacht hat, hervor — darum, 
der Bevölkerung klar zu machen, daß der sicher­
ste Platz bei einer kriegerischen Auseinander­
setzung in Zukunft nicht mehr der Wald ist, was 
früher durchaus gestimmt haben mag bei kon­
ventionellen Waffen, sondern daß der sicherste 
Aufenthaltsraum unser Keller ist. Und daß wei­
ters, wenn es im Krieg möglich war, in einem 
Luftschutzkeller einige Stunden zuzubringen, 
wir in Zukunft unbedingt damit rechnen müs­
sen, daß bei einer nächsten kriegerischen Aus­
einandersetzung diese Aufenthaltsräume für ta­
gelangen, ja sogar wochenlangen Aufenthalt ein­
gerichtet sein müssen und daher auch teurer und 
entsprechend ausgestattet sein müssen. 

Es ist dabei auch darauf zu verweisen, daß 
nicht nur in einem Kriegsfall die Bevölkerung 
gefährdet ist. Wenn Sie sich erinnern, es war, 
glaube ich, am Anfang dieses Jahres oder Ende 
des vergangenen Jahres, als in Spanien einige 
Atombomben verloren gingen." Wenn nur eine 
davon explodiert wäre, so wäre bei einem star­
ken Westwind schon eine Gefährdung für die 
Bevölkerung in Mitteleuropa aufgetreten. Es 
zeigt allein dieses Beispiel, daß durch einen 
puren Zufall, der auch bei einer Explosion in 
einem Atomkraftwerk — wenn auch die Exper­
ten nie damit rechnen — doch eintreten kann, 
es zu einer Gefährdung kommen kann und da­
her auch für solche Fälle ein entsprechendes 
Schutzsystem gegeben sein muß. Die Schweizer 
sind sehr stolz darauf, daß sie strahlensichere 
Schutzräume für 40 Prozent ihrer Bevölkerung 
bereits haben. 

In Schweden sind die ersten gesetzlichen Vor­
aussetzungen im Jahre 1944 geschaffen worden. 
Es besteht dort für jeden Staatsbürger eine 
Dienstpflicht. Es ist jeder Staatsbürger zwischen 
16 und 65 Jahren, ganz gleich, ob männlichen 
oder weiblichen Geschlechtes, verpflichtet, über 
Aufforderung in der „Zivilverteidigung" wie es 
dort genannt wird, mitzuarbeiten. Es ist eine 
Generaldirektion in Stockholm eingerichtet, die 
aus fünf Abteilungen besteht und zwar: Organi­
sation, technische Maßnahmen, staatl. Schule, 
Planung, Verwaltung. Das ganze Land ist in 100 
Zivilschutzbezirke eingeteilt und es besteht ein 
Zehnjahresplan, um die notwendigen finanziellen 
Maßnahmen durchzuführen. 
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Wenn wir kurz darauf eingehen, was in den 
einzelnen Ländern dafür ausgegeben wird: Ich 
bringe also in Erinnerung, in der Steiermark 
entfällt etwa 1.40 Schilling pro Jahr und pro 
Kopf der Bevölkerung auf den Zivilschutz, in 
Schweden sind im Budget derzeit umgerechnet 
70 Schilling vorgesehen, wobei man mit einer 
jährlichen Steigerung rechnet und in den ver­
gangenen sechs Jahren ist insgesamt pro Kopf 
der schwedischen Bevölkerung bereits ein Be­
trag von 300 Schilling ausgegeben worden. In 
der Schweiz werden pro Kopf der Bevölkerung 
etwa 100 Schilling im Jahr für Zivilschutz aus­
gegeben durch den Bund allein, wobei man rech­
net, daß bis 1970 eine Verdoppelung dieses Auf­
wandes eintreten wird, eine Summe, die im 
schweizerischen Bundes-Budget etwa eine Mil­
liarde Schilling ausmachen wird. Im Verhältnis 
dazu sind unsere Ansätze augenscheinlich 
schwach und man fragt sich, ob sie überhaupt 
eine Wirkung haben können. In diesem Zusam­
menhang sind sehr interessante Untersuchun­
gen angestellt worden, die feststellen, daß 46 
Prozent unserer Altbauten Keller haben, die 
ohne weiters mit geringen Adaptionen als 
Schutzräume angesprochen werden können. Dazu 
sind nur geringe finanzielle Mittel notwendig. 
Es geht darum, daß gasdichte Türen eingebaut 
werden und daß die Decken trümmersicher aus­
gestaltet werden und daß auch die notwendige 
Entlüftung vorgesehen wird. Diese 46 Prozent 
der Althäuser werden von etwa 75 Prozent der 
österreichischen Bevölkerung bewohnt. Das ist 
eine Ziffer, wenn wir sie mit den 40 Prozent 
in der Schweiz vergleichen, die sich durchaus 
sehen lassen kann und aus diesem Grund kann 
man schon sagen, daß auch die bescheidenen 
Millionen, die vorhanden sind, durchaus zu 
einem Erfolg führen können 

In der Steiermark wurde über Auftrag des 
Herrn Landesrates Peltzmann, der heute leider 
nicht hier ist, ein 12-Punkte-Programm ausgear­
beitet, das ich Ihnen kurz zur Kenntnis bringen 
darf. Und zwar ist Punkt 1. die Organisation. 
Es soll in jeder Bezirkshaüptmannschaft ein Zi­
vilschutz-Referent bestellt werden, der zuerst 
einmal eine Bezirks-Analyse vornehmen soll, um 
die Gefahrenempfindlichkeit des Bezirkes und 
die Hilfsmöglichkeiten festzustellen. Weiters ist 
die Schaffung eines Bezirks-Teams vorgesehen, 
das aus dem Bezirkshauptmann, dem Katastro­
phenreferenten, dem Amtsarzt, dem Amtstier­
arzt, einem Strahlenfachmann, dem Bezirks-
schulinspektor usw. besteht. Das geht noch so 
weiter, auch aus einem Verbindungsmann zum 
Heer, Gendarmerie, Feuerwehr usw. 

Im Punkt 2. wurde der Ausbau eines Warn-
und Alarmsystems gefordert, wobei die Kon­
trolle, die Ergänzung und der Ausbau das We­
sentlichste sind. Derzeit ist als einzige Warnan­
lage nur jeweils die Sirene' der Feuerwehr ge­
geben und nachdem man sich in der-Steiermark 
auch auf Grund der schlechten Erfahrungen, die 
andere Länder mit dem zwangsweisen Zivil­
schutz gemacht haben, entschlossen hat, im we­
sentlichen auf die bestehenden Organisationen, 
wie Feuerwehr, Rotes Kreuz, Bergwacht usw. 
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zurückzugreifen, ist hier in Zusammenarbeit mit 
der Feuerwehr der Ausbau des 'Warnsystems für 
die Bevölkerung— das ist unabhängig vom 
Warnsysteni, das über den ganzen Bund gelegt 
werden müßte, um im Falle eines Einfluges von 
Flugzeugen eine Warnung geben zu können — 
notwendig. . 
-Punkt— -3.-vj Sehutzzonenerhebungen - und ' Be­

zeichnungen. Das ist eine Meldung an die Ge­
meinden, die Anfertigung von Übersichtsplänen, 
generelle Weisungen an die Gemeinden über die 
Schutzbauten, vor allem deren Bezeichnung, da­
mit im Falle einer Gefährdung die Bevölkerung 
weiß^ wohin sie sich.zu wenden hat. Ich bitte zu 
•bedenken, daß in Graz allein täglich mehr als 
25.000 Personen einpendeln und es sind auf der 
anderen Seite 4.000 Personen, die von Graz weg 
ihrer Arbeit nachgehen, so daß wir mit einer 
durchschnittlichen Pendlerzahl von 21,000 Per­
sonen rechnen müssen, die im Falle einer Kata­
strophe einen Schutzraum finden müssen. Die 
Überlegungen, den alten Schloßbergstollen wie­
der zu mobilisieren, sind durchaus aktuell. 

Ein sehr wesentlicher Punkt für den Kata-

chend Rechnung getragen werden muß. 
Meine Damen und Herren! Der Zivilschutz 

ist derzeit noch ein Aschenbrödel unter allen 
Problemen des täglichen Lebens und wir alle 
sind eher geneigt, die Gefahr zu verniedlichen. 
Wir wollen uns gar nicht mit der Gefahr be­
fassen und zwar aus dem Gefühl heraus, daß 
man-den-Teufel nicht an-dier^Wand- malen soll. 
Es wäre das eine sehr kurzsichtige Politik. Wenn 
wir heuer im Landesbudget 300.000 Schilling 
drinnen haben, so können die in erster Linie 
dazu dienen, aufklärend zu wirken und die Be­
völkerung auf die Gefahr hinzuweisen. Das hat 
nichts mit Panikmacherei zu tun. Das hat nichts 
damit zu tun, daß man militante Organisationen 
schaffen will. Aber es ist einfach eine Verant-, 
wortung, die auch auf uns als Gesetzgeber lastet, 
daß wir dort, wo die Bevölkerung die Gefahr 
noch nicht erkennt — als die Führer der Bevölke­
rung wäre etwas zu viel gesagt —, als die auf­
treten, die der Bevölkerung vor Augen führen, 
welche Gefahren bestehen und vor allem, daß 
ihnen begegnet werden muß. 

Wir alle haben es erlebt, daß zur Zeit der 
strophenfall ist die Wasserversorgung. Im Punkt 
4. ist ein Katalog über das Grundwasservor-
kommen vorgesehen, mit der Bewertung in der 
Richtung auf die Bestrahlungsmöglichkeit. Hier 
gilt festzustellen, daß in einem Katastrophen­
fall die Brunnen nicht sofort ausfallen bzw. wo 
die Bevölkerung dann Trinkwasser entnehmen 
kann. 

Der Punkt 5. beschäftigt sich mit dem Indu­
strieschutz; Katalogisierung der wichtigsteh 
Werke, Schutz der Belegschaft, Schutz der Herz­
stücke des Betriebes, die Alarm- und Einsatz-
plane und die Erhebungen über den derzeitigen 
Stand der Vorbereitungen in den einzelnen Be­
trieben. 

Punkt 6. ist der Sonderfall Graz; Schutz der 
Passanten in erster Linie. 

Punkt 7. befaßt sich mit dem Schutz von Kran­
kenhäusern und Altenheimen. Es ist notwendig, 
Notspitäler zu planen. Es ist die Ausarbeitung 
von Alarmplänen für diese Spitäler notwendig 
und die Erhebung der derzeitigen Situation. 

In diesem Zusammenhang ist es vielleicht in­
teressant, daß in der Schweiz grundsätzlich beim 
Bau jedes neuen Krankenhauses strahlenge­
schützte Operationsräume und Pflegeräume ein­
gerichtet werden müssen, um im Ernstfall dann 
benützt werden zu können. 

- Punkt 8. befaßt sich mit dem Schutz der Schu­
len, Kirchen und der allgemeinen Kulturgüter. 

Punkt 9. ist der Schutz der Bahnhöfe; 'auch 
das ist sehr wesentlich. 

Punkt 10. Forcierung der Aufklärung des 
Selbstschutzes. Da ist in erster Linie der Zivil­
schutzverband tätig. 

Punkt ,11. Einführung eines jährlichen Zivil­
schutztages, um die Bevölkerung immer wieder 
auf die Gefahren hinzuweisen. 

Punkt 12.: Legislative Maßnahmen im Landes­
bereich. 

Hier ist innerster Linie zu erwähnen, die in 
Beratung stehende Bauordnung in der natürlich 
auch den Bedürfnissen des Zivilschützes entspr&-

Suezkrise plötzlich die Käufe eingesetzt haben. 
Das ist ein sehr entscheidendes Problem. Es 
müssen natürlich die Vorräte vorhanden sein, 
nicht nur im privaten Haushalt, sondern auch in 
der Öffentlichkeit, um im Ernstfall die Bevöl­
kerung zumindest auf einem tragbaren Lebens­
standard halten zu können. 

Hier darf ich Ihnen nur noch eine Ziffer sa­
gen. Es würde für'die Beschaffung allein aller 
der ausländischen Waren, die für die Dauer 
eines Jahres notwendig gebraucht werden, ein 
Betrag von sieben Milliarden Schilling aufge­
wendet werden müssen. Wenn wir nur -den 
Zinsendienst dafür rechnen, so sind das jährlich 
Kosten von 500- Millionen Schilling. Man kann 
nicht > erwarten, daß die Wirtschaft allein für 
diese Vorratshaltung aufkommt, sondern es wird 
hier noch vom Gesetzgeber in der Form von 
Zinsenzuschüssen oder auch von Ankäufen etwas 
geschehen müssen. Das Handelsministerium hat 
einen entsprechenden Gesetzesentwurf über 
diese Vorratshaltung ausgesandt, der sich im 
wesentlichen an das Gesetz der Schweiz aus dem 
Jahre 1955 anlehnt. Es wird dort nicht eine 
zwangsweise Bevorratung befürwortet, sondern 
die Bevorratung auf freiwilliger Basis ange­
strebt. Ob die Erfolge sich einstellen werden, 
wird zu sehen sein. Jedenfalls .werden wir uns 
hier sehr intensiv mit den Maßnahmen zu be­
fassen haben, die in anderen Ländern schon 
lange üblich sind.. Es ist in der Schweiz möglich, 
Vorräte, sogenannte Krisenvorräte, entsprechend 
abzuschreiben um so dem einzelnen Unterneh­
mer die Möglichkeit zu geben, wesentliche Roh­
stoffe zu lagern, die nicht nur für die Aufrecht­
erhaltung .:•; der Wirtschaft, sondern des ganzen 
Lebens notwendig sind. 

Hier haben wir noch einen weiten Weg ẑu 
gehen und ich hoffe nur, daß dieses kleine Re­
ferat einen Beitrag dazu leisten wird, um die 
Öffentlichkeit auf dieses.-Problem aufmerksam 
.zu machen. (Allgemeiner1 Beifall*) 
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Präsident: Ich unterbreche die Sitzung auf 
15 Minuten zur Lüftung des Saales. 

Unterbrechung der Sitzung: 19.20 Uhr. 
Fortsetzung der Sitzung: 19.40 Uhr. 

Präsident: Ich nehme die unterbrochene Sit­
zung wieder auf. Nächster Redner ist Herr Dipl.-
Ing. DDr. Götz. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz: Hohes, aber fast 
leeres Haus! Zu den Ausführungen des Herrn 
Abg. Dipl.-Ing. Fuchs möchte ich noch einiges 
hinzufügen, wobei ich zugebe, daß er die we­
sentlichsten Fragen dieser Gruppe 1 — Zivil­
schutz — aufgezeigt hat. Ich komme allerdings 
bei der Rechnung, die pro Kopf der Bevölkerung 
in der Steiermark angestellt wurde, nicht auf 
1.42 Schilling, sondern knapp etwa 30 bzw. 33 
Groschen. (Landesrat Bammer: „Das ist ja keine 
Differenz!") 

Aber ich glaube, daß zwischen 33 Groschen 
und etwa 1.45 Schilling doch noch ein Unter­
schied ist. 

Ich darf aber doch noch auf zwei Dinge hin­
weisen. 

1. Ich möchte unterstreichen, daß es zweifel­
los sehr unpopulär ist, ich möchte fast sagen 
unangenehm, wenn überhaupt von Zivilschutz 
die Rede ist. Ich glaube, daß hier eine echte Än­
derung erfolgen muß, eine Änderung, die etwa 
von dem Gedanken ausgehen kann, daß, wenn 
die öffentliche Hand in einem bestimmten Pro­
zentsatz — ich will keine Ziffern nennen, nicht 
für die Steiermark und nicht für den Bund — 
Mittel für diesen Zivilschutz aufwendet und 
wenn sich dann in späteren Generationen im 
Jahre 2067 in diesem Hause herausstellt, daß 
diese Mittel Gott sei Dank nie effektuiert wur­
den, das heißt, daß es Gott sei Dank nie not­
wendig geworden ist, Schutzräume in Anspruch 
nehmen zu müssen oder andere Zivilschutzmaß­
nahmen einzuleiten, mit Ausnahme eines 
Übungsfalles, dann bin ich trotzdem der Mei­
nung, daß in diesem Jahre 2067 die Abgeordne­
ten dieses Hauses sagen werden, es waren gut 
angelegte Gelder. 

Aus dieser Überlegung heraus, meine Damen 
und Herren, glaube ich, daß man eben diesen 
Zivilschutz entkleidet jener Problematik, jenes 
unpopulären Umhanges, den er derzeit sicher 
noch hat, betrachten muß. Man kann ihn viel­
leicht, wie dies in den zitierten neutralen Staa­
ten Schweden und Schweiz geschieht, als Preis 
der Neutralität, als Preis für den Frieden be­
zeichnen, den man eben auch in einem kleinen, 
neutralen Staat zu leisten hat. 

Ich bin einer Meinung mit meinem Vorredner, 
daß die Regelung des gesamten Zivilschutzwe-
sens sicherlich dort den Ausgang nehmen muß, 
wo die Kompetenzen abzuklären sind. Ich weiß, 
daß das zur Zeit der Koalition, also bis vor rund 
18 Monaten deshalb Schwierigkeiten bereitet 
hat, weil der Zivilschutz nominell dem Innen­
ministerium unterstellt, weil aber auch der Herr 
Bundesminister Prader gerne hier gewisse Ein­
flußmöglichkeiten gehabt hätte. Aber was viel­
leicht bis zum Jahr 1966 unmöglich war, müßte 

doch heute keine Schwierigkeit bereiten, es zu 
lösen, nämlich die Kompetenzverhältnisse des Zi­
vilschutzes klar abzugrenzen. (Landesrat Seba­
stian: „Da haben Sie eine schöne Ahnung von 
der österreichischen Bundesregierung, da sind 
Sie noch gutgläubig!") 

Bitte, ich kenne mich nicht so aus, wie Sie, 
Herr Landesrat, weil ich nicht gewußt habe, daß 
auch die SPÖ bündische Probleme zu lösen hat. 
Ich habe geglaubt, das ist allein ein Vorrecht 
der ÖVP. (Landesrat Sebastian: „Ich habe von 
der monokolaren Bundesregierung gesprochen!" 
— Landesrat Bammer: „Es gibt nicht nur in der 
Außenpolitik bei der ÖVP Schwierigkeiten!") 

Wir wollen aber diese außen- und innenpoli­
tischen Schwierigkeiten vielleicht doch gerade in 
der Zivilschutzfrage darauf reduzieren, daß es 
doch möglich sein müßte, auch bei aller Berück­
sichtigung bündischer Schwierigkeiten, diese 
Kompetenzfrage zu lösen und letzten Endes, 
ganz gleich, ob es nun verfassungsmäßig dem 
Art. 11 oder dem Art. 12 untergeordnet wird, 
ebenfalls auch •— und das scheint mir ebenso 
wichtig zu sein — die notwendigste Finanzierung 
im Bereich des Bundes-Budgets sicherzustellen. 

Und nun, meine Damen und Herren, zwei 
konkrete Tatsachen: Das Land Steiermark hat 
meines Wissens dem Land Vorarlberg folgend, 
das als erstes in Österreich in der Bauordnung 
bestimmte Schutzraumbestimmungen eingebaut 
hat, für die öffentlichen Gebäude des Landes 
Steiermark eine diesbezügliche Verordnung er­
lassen. Ich möchte aber doch meinen, daß in 
der jetzt zur Beratung stehenden Bauordnung 
auf jeden Fall bestimmte Zivilschutzvorausset­
zungen, also bauliche Voraussetzungen einzu­
bauen sind und ich glaube das deshalb umso-
mehr, als nach den Berechnungen von Baufach­
leuten die Maßnahmen, etwa diese splittersichere 
Decke, die notwendigen Schleusen in der Rela­
tion zu einer Bausumme unverhältnismäßig ge­
ring sind und natürlich unverhältnismäßig teu­
rer dann, wenn sie nachträglich in irgendeiner 
Form eingebaut werden sollten oder müßten. 
Das wäre das eine konkrete Anliegen, das ich 
habe. 

Zu dem Zivilschutzplan des Herrn Landesra­
tes Peltzmann darf ich vielleicht doch eines fest­
stellen, daß die Stadt Graz einen solchen Zivil­
schutzstab hat, daß die Probleme der Bezirks­
analyse das heißt der Feststellung der einzel­
nen Schutzräume, des Schutzraum-Katasters 
usw. seit über einem Jahr im Gange ist und daß 
die Stadt Graz versucht, und zwar mit nicht un­
beträchtlichen Mitteln versucht — es sind allein 
im heurigen und nächsten Jahr etwa drei Milli­
onen Schilling — die bestehenden Schutzanlagen 
im Bereich des Schloßberges zumindest soweit 
zu sanieren, daß ein weiterer Verfall hintange­
halten wird und daß Teile davon einer wirt­
schaftlichen Nutzung zugeführt werden. Und 
damit komme ich nun zum zweiten Punkt, zum 
konkreten Punkt Und zum Ersuchen an den Fi­
nanzreferenten des Landes. Es ist bei der Gruppe 
Null bereits mehrmals das Parkplatz-Problem 
im Bereich des Landhauses ventiliert worden. Es 
ist nunmehr eine Studienkommission von zwei 
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Geldinstituten, Land Steiermark und Stadt Graz, 
dabei, im Bereich des Stollensystems, das vom 
Jahn-Denkmal bis zur Sackstraße geht, die Wirt^ 
sehaftlichkeitsberechnung durchzuführen für 
eine Garage, die im wesentlichen im Bereiche 
jener größeren Hallen, die so zwischen Spor­
gasse und Sackstraße — Karmeliterplatz sich be-

-nnden7"und^derexi"EinfahTt^Tin[d__Äusfahrt"im 
Bereich des . Jahndenkmals sein sollte, liegen 
würde. Ich kenne die bisherigen Untersuchungen 
nicht, ich kenne nur die erste überschlägige, aber 
ich kann mir vorstellen, daß zwischen der Wirt­
schaftlichkeitsgrenze, die dieses Projekt für einen 
privaten Interessenten oder eine Kapitalgesell­
schaft interessant macht, noch irgendeine Diffe­
renz bleibt, eine Differenz, die etwa in den zi-
vilschutzmäßigen Einrichtungen, wie Schleusen, 
Entlüftungen und dergleichen besteht. Und ich 
würde sehr ersuchen, daß hier auch das Land 
Steiermark gewissermaßen in Form des Gegen­
geschäftes, indem nämlich dann die Hohe Lan­
desregierung und der Hohe Landtag und die 
Herren Abgeordneten über entsprechende Park­
plätze im Bereich dieses Garagierungssystems 
vertügen können, daß das Land hier bei der 
Verwirklichung dieses Planes hilft, der jeden­
falls im Prinzip den schwedischen Gedankengän­
gen folgt. Dort werden auch entsprechende 
Schutzräume erbaut und diese Schutzräume 
jetzt einer wirtschaftlichen Nutzung zugeführt. 

Es wird das nicht überall möglieh sein. Im 
Schloßberg geht es. Und ich glaube, man sollte 
nicht vergessen, daß dieser Schloßberg, daß diese 
roh ausgebrochenen Stollen mit einer ganzen 
Anzahl von Kilometern in den Jahren 1944 und 
1945 tausenden von Grazern effektiv das Leben 
gerettet haben. Und man sollte daher auch von 
diesem Gesichtspunkt aus doch verhindern, wir 
haben das unerhörte Glück, im Zentrum der 
Landeshauptstadt eine solche Möglichkeit zu ha­
ben, viele andere Städte haben -dies überhaupt 
nicht — daß ein Verfall dieser bestehenden 
Schutzräume eintritt und es sollte das Land zu 
der Sanierung und zur späteren wirtschaftlichen 
Nutzung etwa in Form einer AG. oder Ges. m. 
b. H., das wird sich ja erst herauskristallisieren, 
einen Beitrag leisten. Bauordnung und Schutz­
system im Schloßberg sind also die zwei kon­
kreten Anliegen, wobei das eine Anliegen im Be^ 
reich der Beratungen der neuen .Bauordnung si­
cher zu verwirklichen ist und das zweite einen 
dringenden Appell an den Herrn Finanzrefe­
renten für das Budget darstellt, damit nicht die 
Gruppe 1 so wie heuer die einzige Gruppe ist, 
die absolut keine Steigerung gegenüber den An­
sätzen des Vorjahres und des vorvorhergehen­
den Jahres. aufzuweisen hat. (Erster ljandes-
hauptmannstellyertreter DDr. Schachner-Blazi-
zek: „Es wurde keine verlängt!") Darum bitte 
ich. (Beifall.) 

Präsident: Als nächster Redner ist Herr Abg. 
Ileschitz gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Ileschitz: Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Alljährlich anläßlich der Budget-De­
batte beschäftigen sich Abgeordnete mit der 

Frage des Zivilschutzes und auch mit der Do­
tierung dieses Postens in der Gruppe 1 unseres 
Landeshaushaltes. 

Dabei wird natürlich immer wieder festge­
stellt, daß der Betrag — er ist ja gerade wieder 
genannt worden — von 300.000 Schilling we­
sentlich zu gering sei, um echten Zivilschutz 

^rgendwo^n-ÖsterreichTT^^^ 
Steiermark zu betreiben. 

Ich darf aber dazu sagen, daß in Österreich 
noch immer, trotz jahrelangen Fordems, ein Zi­
vilschutzgesetz fehlt. Die Bundersegierung konnte 
sich bis heute nicht entschließen, ein entsprechen­
des Gesetz zu beschließen. Auf der anderen Seite 
haben die Länder daher keine Möglichkeit, Aus­
führungsgesetze oder Verordnungen zu beschlie­
ßen, solange ein solches Grundsatzgesetz nicht 
besteht. Es kommt dadurch auch zu Kompetenz­
überschreitungen jener Vereine, Verbände und 
auch Ministerien, die sich mit der Frage des 
Zivilschutzes in Österreich beschäftigen. Und 
das sind nicht wenige! Auf der einen Seite ist 
es der Österr. Zivilschutzverband, der es ver­
standen hat^ÜT^großeOrganisatiön^ 
aufzuziehen, auf der anderen Seite ist es die 
Gesellschaft für die wirtschaftliche Landesver­
teidigung und darüber hinaus sind es eine Reihe 
Von Bundesministerien, so z. B. das Bundesmi­
nisterium für Landesverteidigung, dann in der 
weiteren Folge die Bundesministerien für In­
neres, für Bauten und Technik, für Finanzen 
und auch zum Teil das Unterrichtsministerium. 

- Bei dieser Vielfalt ist es sehr schwierig, eine 
koordinierte Arbeit auf diesem Sektor herbeizu­
führen. Andererseits wird alles nur Stückwerk 
bleiben, solange es nicht möglich ist, für eine 
entsprechende finanzielle Dotierung des Zivil­
schutzes zu sorgen. Zivilschutz kostet Geld und 
hiefür bieten-die Mittel, die in Österreich von 
der staatliehen Ebene zur Verfügung gestellt 
werden, keine Aussicht, den Zivilschutz auf 
eine Basis zu bringen, wie er in anderen Län­
dern schon seit vielen Jahren besteht. 

In den skandinavischen Staaten z. B. werden 
für den Zivilschutz von den Ausgaben für die 
militärische Landesverteidigung äilein zehn Pro­
zent zur Verfügung gestellt. Im Voranschlag des 
schwedischen militärischen Amtes für Zivilver­
teidigung für das Jahr 1967/68 erfuhr der Be­
trag von 121 Millionen Kronen für das Jahr 
1966/67 noch eine Erhöhung um nahezu zehn 
Millionen Kronen auf 131 Millionen Kronen. 
Man kann sagen, das ist fast eine Milliarde 
Schilling nur für den Zivilschutz. (Landeshaupt­
mann Krainer: „Sie dürfen nicht mit 10 multi­
plizieren!") Die Ziffern stimmen! 

. Na; ja, allzuviel fehlt nicht mehr. Ich habe 
gesagt nahezu 10 Millionen Erhöhung. 

Obendrein hat man in Schweden einen Zehn-
jahresplän gleichzeitig mit der Einbringung die­
ses Budgetpostens gefordert und auch beschlos­
sen. Also man plant hier wirklich in die Zu­
kunft und das wäre ein sehr nachahmenswer­
tes Beispiel für uns Österreicher. 
• Ähnlich sind die Verhältnisse: in Norwegen 
und Dänemark. Auch in Frankreich und in der 
Bundesrepublik Deutschland beschäfögt man 

is&sum wmmmmmmmmmaMmimmsmmm ^ ^ ^ Ä Ä s M ^ ^ ^ B ^ ^ ^ ^ ^ ^ S 



30. Sitzung des Steierm. Landtages, VI. 

sich mit der Frage viel mehr als bei uns und 
man ist sich dort der Verantwortung bewußt, um 
für den entsprechenden Fall gerüstet zu sein. 

Es ist heute schon sehr viel von meinen beiden 
Vorrednern darüber gesprochen worden, wie 
sehr sich Schweden um die Ausbildung"von Men­
schen, die im Zivilschutz tätig sind, bemüht. 
Wenn wir hier eine konkrete Ziffer nennen, so 
kann ich sagen, daß im Jahre 1961 in Schwe­
den über 740.000 weibliche und männliche Be­
wohner dieses Landes als Zivilschützer ausgebil­
det worden sind. Sie sind also die Kräfte, die bei 
irgendeinem Angriff, die bei irgendeiner krie­
gerischen Entwicklung imstande sind, im Ernst­
fall in den verschiedensten Fällen, ob im Strah­
lungsschutz, ob in Bergungstrupps usw. oder als 
zivile Helfer bei Verwundungen eingesetzt zu 
werden. 

Eines ist auch bei uns in Österreich erfreulich, 
daß durch die Errichtung einer Zivilschützschule 
des Bundesministeriums für Landesverteidigung 
in der Wiener Wilhelmskaserne nunmehr auch 
mit der Ausbildung von freiwilligen Kräften 
begonnen wurde. Wir dürfen feststellen, daß 
diese Kurse, die dort veranstaltet werden, äu­
ßerst gut besucht sind. In Besprechungen z. B. 
auch mit den Landeshauptleuten unserer Bun­
desländer, wobei Vorarlberg hier ganz, beson­
ders im Vordergrund steht, wurde von den Ver­
tretern des Zivilschutzverbandes eindeutig dar­
gelegt, in welcher Art und in welcher Form der 
Gedanke des Zivilschutzes mit einer echten Brei­
tenwirkung in die Bevölkerung hineingetragen 

. werden kann. Der Vorschlag, Zivilschutzwochen 
in den einzelnen Landeshauptstädten durchzu­
führen, fiel dabei auf fruchtbaren Boden. 

Es wird im Rahmen der Grazer Zivilschutz­
wochen auf dem Gelände der Grazer Süd-Ost­
messe in einem Großzelt eine umfangreiche Aus­
stellung gezeigt, verbunden mit Vorträgen mit 
dem Ziele, weite Kreise der Bevölkerung von 
der Notwendigkeit des Zivilschutzes zu überzeu­
gen. Selbstverständlich ist es aber auch notwen­
dig, dies nicht nur in den Landeshauptstädten, 
sondern auch in den Bezirken durchzuführen. 

Wie ich schon betonte, ist die Klärung der 
Frage der Kompetenzabgrenzung äußerst wich­
tig. Es beschäftigen sich vorwiegend staatliche 
Stellen mit der zivilen Landesverteidigung un­
ter Einschluß des Zivilschutzes. Hier könnte 
nämlich der Fall eintreten, daß der Zivilschutz 
als ein Teil der zivilen Landesverteidigung zu 
kurz kommt. 

Am 11. Mai 1965 erteilte der Ministerrat dem 
inzwischen gewählten Landesverteidigungs-Aus­
schuß entsprechende Aufträge. Diese wurden 
durch die Regierungserklärung vom 20. April 
1966 erhärtet. Leider ist in diesem Zusammen­
hang festzustellen, daß diesem Landesverteidi-
gungs-Aussehuß noch das entsprechende Leben 
bzw. die Initiative fehlt. Eine Unterstreichung 
dieser Behauptung ergibt sich daraus, daß sich 
daher in Österreich, die Gesellschaft zur Förde­
rung der Landesverteidung konstituierte, die be­
reits über eine Reihe von freiwilligen Mitar­
beitern verfügt. Nachdem sich in einigen Bun­
desländern Landesverbände dieser. Gesellschaft 
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zur Förderung der Landesverteidigung konsti­
tuierten, war es am 23. November 1967 auch in 
Graz möglich, eine erste Proponentenversamm-
lung zum Zwecke der Errichtung eines Zweig­
vereines in der Steiermark in den Räumlichkei­
ten des Militärkommandos in Graz durchzufüh­
ren, so daß in Kürze mit dem Beginn der Ar­
beitsaufnahme in der Steiermark zu rechnen 
sein wird. Diese Gesellschaft hat sich zum Ziel 
gesetzt, den Zivilschutz in Österreich im Rah­
men der zivilen Landesverteidigung der Bevöl­
kerung durch Vorträge, durch Plakätaktionen, 
durch Unterstützungen und Prämiierungen von 
wissenschaftlichen Arbeiten usw. näherzubrin­
gen. Man sieht, daß vornehmlich im Rahmen 
von Vereinen und Verbänden versucht wird, 
dieser so wichtigen Aufgabe gerecht zu werden. 

Selbstverständlich und das wurde ja schon in 
den vergangenen Jahren hervorgehoben, berei­
ten sich die Feuerwehren und das Rote Kreuz 
ganz besonders darauf vor, um vor allem mit 
technischen Hilfsmitteln und mit dem Einsatz 
der Angehörigen dieser österreichischen Ver­
bände jeder möglichen Situation gerecht zu wer­
den. Sowohl der österreichische Zivilschutzver-
band, als auch die Gesellschaft zur Förderung 
der Landesverteidigung sind dabei in erster Li­
nie auf Spenden, Subventionen und Mitglieds­
beiträge von Personen und Vereinigungen an­
gewiesen. 

Nach all den Hinweisen dürfte auch das Hohe 
Haus zur Erkenntnis kommen, daß ein Betrag 
von 300.000 Schilling, wie er in den Ansätzen 
der Gruppe 1 enthalten ist, äußerst dürftig ist. 
Es wäre daher die Überlegung anzustellen, ob 
nicht im nächstjährigen Budget an eine Höher­
dotierung dieser Gruppe gedacht werden kann. 

Darf ich zum Abschluß sagen, daß im Falle 
eines europäischen Krieges beim internationa­
len Gerichtshof in Den Haag deponiert wurde, 
daß das Ausseerland im Ernstfall zum exterri­
torialen Gebiet zu erklären ist, damit in den 
ehemaligen Salzbergwerken des Ausseerlandes 
Schätze, wie z. B. wertvolle Gemälde, Plastiken, 
persönliche, kirchliche und private Kunstwerke 
untergebracht werden können. Wollen wir hof­
fen, daß niemals dieser Tag kommt und Öster­
reich und die Welt in Ruhe und Frieden weiter­
arbeiten können. (Beifall.) 

Präsident: Mangels einer weiteren Wortmel­
dung zu dieser Gruppe hat der Herr Berichter­
statter das Schlußwort. 

Abg. Loidl: Ich verzichte auf das Schlußwort 
und wiederhole meinen Antrag, das Hohe Haus 
möge der Gruppe 1 die Zustimmung erteilen. 

Präsident: Wer mit den Ansätzen und Posten 
der Gruppe 1 einverstanden ist, möge eine Hand 
erheben. (Geschieht.) 

Die Gruppe 1 ist somit angenommen. 
Wir kommen zur 

Gruppe 2: Schulwesen 
Berichterstatter ist Herr Abg. Pabst. Ich er­

teile ihm das Wort. • >. . •-



Abg. Eäbst:Hohes Haus! "Verehrte Damen und 
Herren! Die Gruppe 2 umfaßt das Schulwesen 
mit den Abschnitten allgemein bildende Pflicht­
schulen, berufsbildende; Pflichtschulen, berufs­
bildende mittlere Schulen, die Bildstellen, die 
Schüler- und Studentenheime,- die Kindergärten 
und -Horte, Studien- und Lernbeihilfen und das 
-Lehrlingswesen^-- - —L— --.--"-

Die Einnahmen sind gegenüber dem Vorjahr 
um 3,161.900 Schilling, die Gesamtausgaben um 
18,942.500 Schilling gestiegen. Allerdings muß 
hierzu gösagt werden, daß die Ausgabenerhö­
hungen zum allergrößten Teil auf die Personal-
kpstenerhöhurigen zurückzuführen sind. 

Rückschauend auf das Landes-Budget 1962 
kann z. B. festgestellt werden, daß damals die 
Einnahmen 8,059.100 Schilling betragen haben, 
für 1968 26,670.600 Schilling vorgesehen sind, 
das ist eine gut dreifache Erhöhung. Während' 

. die Ausgaben für das Schulwesen im Jahr 1962 
.33,791.300 Schilling betrugen, werden für das 
kommende Jahr rund 159,896.200 Schilling aus­
gegeben das ist eine fast fünffache Erhöhung, 
während sich das Landes-Budget gegenüber dem 

nischen Lehrgängen — hier ist der Antrag auf 
eine notwendige Konzentration eingebracht wor­
den — 195 Klassen mit 5.312 Schülern zur Ver­
fügung.; 

Die derzeit unterrichtenden Lehrer —. es sind 
5:062 an-;Pnichtschulen und 480 Arbeltslehrerin­
nen, — warten schon mit Sehnsucht auf die 394 
AbsolventenderlS einjährig geführten-Maturan^ 
ten-Lehrgänge, damit die derzeit 750 unbesetz­
ten Dienstposten zum Teil ausgefüllt werden 
können. Der weitere Zustrom zu den musisch­
pädagogischen Realgymnasien läßt hoffentlich 
erwarten, daß mit dem Schuljahr 1968/69 eine 
größere Anzahl Mittelschüler — derzeit sind es 
2.353 — und der Maturanten anderer höherer 
Schulen — ihre Zahl beträgt 15.361 — die päda­
gogischen Akademien auch besuchen werden. 

Je intensiver die Ausbildung dieser Lehrer 
durchgeführt wird, je mehr die neuesten päda­
gogischen Erkenntnisse in den Akademien in 
Theorie und Praxis zur Verwirklichung gelan­
gen, desto erfolgreicher wird dann die schulische 
Arbeit sein, desto leichter wird die Jugend über­
wechseln können in die Fülle der dargebotenen 

Jahr 1962 nur etwas mehr als verdoppelt hat: 
Es kann deshalb festgestellt werden, daß in 

unserem Land Steiermark eine sehr schulfreu­
dige Politik gemacht wird. 

Die einzelnen Abschnitte der Gruppe 2 wur­
den im Finanz-Ausschuß eingehend beraten und 
darf ich namens dieses Ausschusses den Antrag 
stellen, das Hohe Haus möge diesem Entwurf 
seine Zustimmung geben. 

Präsident: Als erster Redner ist Herr Prof. Dr. 
Eichtinger gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 
Als nächster Redner ist Abg. Schaffer vorge­
merkt. 

Abg. Prof. Dr. Eichtinger: Hohes Haus! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wenn vor 
einigen Jahren die Kommission für dringende 
sozialpolitische Fragen der deutschen For­
schungsgemeinschaft in einem Gutachten fest­
gestellt hat, daß Bildungs- und Erziehungspoli­
tik die Mittel sind, mit denen langfristig auch 
wirksame Sozialpolitik betrieben werden kann, 
so rechtfertigt das auch bei uns die Forderung, 
der Bildung und Wissenschaft aus diesem Aspekt 
heraus einen besonderen Vorrang zu geben. 

Es wird gerade für-unser kleines Land zu 
einer Lebensfrage werden, ob es , im Zeitalter 
der Automation gelingen wird, alle Talente zu 
mobilisieren, um letzten Endes jene. Bildungs­
gesellschaft zii formen, „die in der Lage ist, diese 
dynamische Zeit zu bewältigen. Das bedeutet, 
daß; von Jahr zu Jahr ein wachsender Anteildes 
Budgets .für Bildung und Erziehung ausgege­
ben werden mußV was auchi demonstriert, daß 
das Wissen von heute zum Brot -von morgen 
wird. Den soliden Unterbau unseres Bildungs­
systems liefert die bewährte Pflichtschule, in 
der die Grundlagen für die spatere Weiterbil­
dung gelegt werden. In diesem Schuljahr stehen 
den 110.172 Völk^schülern 3.280 Klassen,, den 
41.987 Häu^schÄaeni 1.370 Klassen^ deix 3.995 
Sonderschülern 158 JUifesen üntl den polytechr 

B er uf smoglichkeiten. 
Die, fließenden Übergänge können mit Lehr­

plänen allein nicht geschaffen werden. Es er­
scheint mir hier der enge Kontakt von Pflicht­
schullehrern mit denen der anderen Schultypen 
von ganz besonderer Wichtigkeit. Der ständige 
Austausch von Erfahrungen kann nur befruch­
tend wirken. 

Die Ausgabenseite der Gruppe 2 weist im heu­
rigen Jahr 156 Millionen Schilling auf. Der darin 
enthaltene Betrag für die Förderung der Fort­
bildung von Volks- und Hauptschullehrern dient 
einem guten Zweck und verdient es, daß er im 
nächsten Jahr erhöht wird. 

Der Mangel an Lehrern, die Schulraumnot 
und die überfüllten Klassen werden auch bei uns 
die zuständigen Behörden noch längere Zeit be^ 
schäftigen. Immer wieder stehen zahlreiche Ge­
meinden vor dem schwierigen Problem, neue 
Schulbauten und Zubauten durchzuführen bzw. 
in,Erwägung zu ziehen. Da es sich hier, vor al­
lem um den Pflichtschulsektor handelt, sei dies 
der Anlaß, die Leistungen der steirischen Bür­
germeister und Gemeinderäte hervorzuheben. 
Denn Schulen werden nicht von heute auf mor­
gen erbaut. Die Schwierigkeiten, die es hier zu 
überwinden gibt, scheinen sich oft zu türmen. 
Trotz der Gewährung von 9.2 Millionen Schilling 
in Form von Zuschüssen zum Bauaufwand für 
öffentliche Pflichtschulen und Mitteln aus dem 
Schulbau-Fondshin der Höhe von 16 Millionen 
Schilling sowie der wesentlich höheren Bedarf s-
züweisüngen von Seite des Landes stellt die 
restliche Finanzierung für die oft sehr kleinen 
Gemeinde-Budgets noch immer eine gewaltige 
Belastung dar. Sehr oft haben nun kleine Dorf-
gemeinschaften' spontan gehandelt und in/Form 
von freiwilligen Arbeitsleistungen wertvolle 
Hilfe geboten. Stellvertretend für ändere Ge­
meinden möchte ich mit St. Nikolai im Sölktal 
eine: öbersteirische und mit Härtmannsdorf bei 
Gleisdorf eine südliche Gemeinde besonders her­
vorheben- -':.•:• ,'--".. 
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Zu dieser materiellen Hilfe kommt noch die 
zunehmende Erkenntnis, daß eine gediegene 
Schulbildung die beste Lebensversicherung dar­
stellt. 

Es war gewiß für viele alarmierend — man 
konnte es ja auch bei uns lesen — daß in 
Deutschland mehr als ein Fünftel der Arbeits­
losen ungelernte Hilfskräfte waren und daß ihre 
Aussichten auf einen Arbeitsplatz wesentlich 
schlechter sind als die aller anderen unbeschäf­
tigten Arbeitskräfte. So zählte man Ende August 
1967 19.600 offene Stellen für Hilfskräfte, wäh­
rend 40.000 Baufacharbeiter gesucht wurden. Die 
Facharbeiter und Angestellten wurden von die­
ser rückläufigen Konjunkturentwicklung — sie 
ist ja in der Zwischenzeit einem leichten Auf­
schwung gewichen, — vielleicht nicht zuletzt 
auch darauf zurückzuführen, daß hier weniger 
Konjunkturpessimisten und auch weniger 
Schwarzmaler sind — weit weniger getroffen. 
Deshalb wird ja auch in unseren ländlichen Ge­
bieten immer drängender gefordert, das Bil­
dungsgefälle unter allen Umständen zu verrin­
gern. Die ein- und zweiklassigen Volksschulen 
werden gewiß immer weniger werden. Doch er­
geben sich für den Besuch höher organisierter 
Volks-, Haupt- oder höherer Schulen in vielen 
Fällen verkehrstechnische Schwierigkeiten. Als 
Beispiel möchte ich nur die Schule im Trei­
bachgraben bei Langenwang nennen, wo eine 
Bergbauernfamilie mit der Schließung der dor­
tigen Grabenschule vor dem fast unlöbaren 
Problem des Schulweges stand und man gezwun­
gen war, die Kinder in Krieglach unterzubrin­
gen. Leider hat sich bis jetzt noch keine zufrie­
denstellende Lösung für den täglichen Trans­
port dieser Kinder gefunden. Man wird hier alle 
Probleme sehr eingehend studieren müssen, um 
eine optimale Lösung zu finden, die aber nie 
außeracht lassen darf, daß die Zukunft höher 
organisierte Pflichtschulen gebieterisch verlangt. 

Man arbeitet derzeit daran, unter Berücksich­
tigung verkehrstechnischer Fragen eigene Volks-
schul-Oberstufen an Mittelpunktschulen einzu­
richten, wobei das Endziel sein muß, daß an der 
Volksschule jede Schulstufe eine eigene Klasse 
ist. Dann würden auch Landkinder dieselbe 
Grundausbildung genießen wie die Kinder in 
Städten und Märkten. Daß es höchste Zeit ist, 
wurde beim letzten Treffen der Landwirtschafts­
referenten der Bundesländer offenbar, als man 
sich mit schulischen und Ausbildungs-Problemen 
der bäuerlichen Jugend befaßte. Ganz besonders 
kraß ist die Situation bei später abwandernden 
Bauernsöhnen, die oft nur nieder-organisierte 
Schulen besuchten, keine Möglichkeiten einer 
Fachausbildung hatten und nun ihr Brot 
als Hilfsarbeiter verdienen müssen. Landesrat 
Dr. Niederl stellte bei dieser Konferenz fest, daß 
die Steiermark als erstes österreichisches Bun­
desland den entscheidenden Schritt mit dem ver­
abschiedeten landwirtschaftlichen Schulgesetz 
getan hat. Das wird eine Höherqualifizierung 
auch dieser Jugend ergeben. 
, Die Neuordnung des steirischen Volksschulwe­
sens wird auch den Bau neuer Volksschulen so­
fort beeinflussen. Es wäre vergeudetes Geld, 

wenn man jetzt eine Schule neu errichten würde 
und schon nach kurzer Zeit in einem zentraler 
gelegenen Gebiet eine Mittelpunktschule unum­
gänglich notwendig wird. In Deutschland stehen 
heute viele Klassenzimmer leer. Im Zuge der Re-
formen werden sie nicht mehr oder nur noch 
zum Teil schulischen Zwecken dienen. In Nord­
rhein-Westfalen sind es zur Zeit 277 kleine 
Volksschulgebäude mit 415 Klassenzimmern, wo­
bei man bedauert, daß darin zum Teil auch ver­
fehlte Landesmittel liegen. In Hessen wurden 
durch die Landesschulreform 600 Klassen aufge­
lassen, die nun anderen Zwecken dienen müssen. 
In Württemberg wurde ein Schulhaus „geeignet 
für Industriezwecke" zum Verkauf angeboten. 

Nich uninteressant für das steirische Grenz­
land ist die Absicht, in Mureck eine Haushal­
tungsschule, eine Hauswirtschaftsschule und eine 
Fachschule für wirtschaftliche und soziale 
Frauenberufe zu errichten. In diesem Einzugsge­
biet liegen fünf Hauptschulen und 13 Volksschu­
len, die mit einer Schülerzahl von etwa 2.400 das 
nötige und geeignete Reservoir darstellen. Hier 
wird man dem Bedürfnis nach gutem Nachwuchs 
in den Sozialberufen Rechnung tragen. Erfah­
rungsgemäß haben viele Mädchen, besonders 
Absolventinnen der Haushaltungsschulen und 
Vorschulen für Familie und Beruf Interesse und 
Liebe für Sozialberufe, zu deren Erlernung sie 
aber schon 17 bis 18 Jahre alt sein müssen. Zwi­
schen dem Abschluß der Pflichtschule und dem 
Beginn der Ausbildung für Sozialberufe klafft 
eine Lücke von zwei bis drei Jahren, so daß 
interessierte und begabte Mädchen in der Zwi­
schenzeit sehr oft in andere Berufe abwandern. 
Im Grenzland fehlen Ausbildungsmöglichkeiten 
und Arbeitsplätze. Oft gehen die Begabtesten 
und Tüchtigsten als ungelernte Hilfsarbeiter in 
Fabriken und Fremdenverkehrsbetriebe der 
westlichen Bundesländer. Hier würden aber ge­
rade für diese ländliche Jugend echte Aufstiegs­
möglichkeiten geschaffen. Nachdem diese so­
ziale Fachschulreform im Schulorganisationsge-
setz nicht angeführt ist, wäre eine entsprechende 
Novellierung notwendig. Sollte der Betrieb in 
der Haushaltungsschule mit Beginn des Schul­
jahres 1968/69 möglich sein, könnte die spezielle 
Ausbildung in dieser sozialen Fachschule schon 
1969/70 beginnen. 

Der Unterabschnitt 281,82 Schüler- und Stu­
dentenheime und der Unterabschnitt 291 Stu­
dien- und Lernbeihilfen weisen eine Gesamt­
summe von etwa 19 Millionen Schilling auf. 
Diese Ausgaben sind besonders begrüßenswert, 
ermöglicht man doch dadurch vielen Kindern 
aus weniger bemittelten Kreisen den Besuch 
unserer höheren Schulen. 

Daß dem Unterrichtsminister die Gestaltung 
der Zukunft unserer Jugend wirklich am Her­
zen liegt, ist schon daraus ersichtlich, daß nun 
jeder Verwaltungsbezirk mindestens eine höhere 
Schule besitzt. 

Mit der Errichtung des musisch-pädagogischen 
Realgymnasiums in Radkersburg hat nun auch 
der letzte steirische Bezirk seine höhere Schule. 
Wurde in diesem Jahr nur eine Klasse geführt, 
werden es im nächsten Jahr bei verbesserten 
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Verkehrsverhältnissen schön zwei Klassen sein. 
Auch hier kann mit Sicherheit gesagt werden, 
daß nun ein verstärkter Zuzug von Arbeiter­
und Bauernkinderri erfolgen wird. Echte Bil­
dungsreserven werden ausgeschöpft werden. Die 
Bevölkerung wird spüren, daß mit dieser Be­
zirksschule auch eine finanzielle Erleichterung 
eingetretenrist. —. : 

Die steirische Bilanz ist erfreulich. Seit 1958 
wurden in diesem Bundesland 16 neue höhere 
Schulen errichtet und zwar sechs allgemein bil­
dende in Leibnitz, Gleisdorf, Mürzzüschlag, Stai-
nach, Köflach und Weiz, sechs musisch-pädago­
gische Realgymnasien in Murau, Eisenerz, Hart­
berg, Bad Aussee, Deutschlandsberg und Kap­
fenberg, drei berufsbildende kaufmännische hö­
here Schulen in Feldbach, Brück und Liezenund 
eine berufsbildende höhere technische Lehran­
stalt in Kapfenberg. Die musisch-pädagogischen 
Realgymnasien erfreuen sieh bei .den Eltern 
größter Beliebtheit, denn es besteht nun die 
Möglichkeit, die Kinder bis zum 14. Lebensjahr 
im Familienverband verbleiben zu lassen. Dies 
bedingt aber, daß das Hauptschülnetz in der 
Steiermark noch weiter ausgebaut wird und be-
sonder es Augenmerk der Einrichtung erster 
Kiassenzüge an den Hauptschülen geschenkt 
werden muß. Wenn man annimmt, daß von 1965 
bis 1975 in den allgemein bildenden höheren 
Schulen die Schülerzahl von 104.000 auf 174.000, 
bei den berufsbildenden höheren Schulen von 
21.000 auf 43.000 anwachsen wird, bedarf es noch 
neuer Schulgründungen. Das steirische Bildungs­
konzept sieht vor, daß in den nächsten fünf 
Jahren zwei weitere musisch-pädagogische Real­
gymnasien, zwei allgemein bildende höhere 
Schulen und eine berufsbildende höhere Schule 
errichtet werden. Derzeit werden an den allge­
mein bildenden Schulen einschließlieh der pri­
vaten, 17.714 Schüler von 1093 Lehrern in 569 
Klassen unterrichtet; an berufsbildenden mittle­
ren und höheren Schulen 7095 Kinder von 852 
Lehrern in 288 Klassen. In der Presse wird 
manches Mal über den Einsatz nicht geprüfter 
Vertragslehrer an höheren Schulen geklagt. Bei 
uns sind es an den allgemein bildenden höheren 
Schulen 67, an den musisch-pädagogischen Real­
gymnasien 35. Da gibt es zwei Alternativen, ent­
weder errichtet man die Schule erst dann, wenn 
jede Stelle von einem Lehrer besetzt werden 
kann oder man nimmt ein gewisses Provisorium 
in Kauf. In Steiermark wurden die unbesetzten 
Stellen durch Mehrdienstleistungen und unge­
prüfte Lehrer wettgemacht. Ich glaube, dieser 
Weg ist richtig gewesen. Bei richtig gelenktem 
Einsatz in den Schulen werden 1. fast alle Schü­
ler aufgenommen werden können und 2. wird 
dem Bildungswillen aller Rechnung getragen. 
Ich glaube es ist wirklich besser, daß man hier 
Provisorien schafft, um dem Andrang der Kin­
der Rechnung zu tragen. Je mehr Wissen ver­
mittelt werden kann, desto besser ist das für 
alle. 

Die finanziellen Belastungen werden aber 
enorm wachsen. Mit der bisherigen Bauweise 
und den vorhandenen Mitteln wird man kaum 
das Auslangen finden. Im beschränkten Aus­

maß wird man auch bei uns daran gehen müs­
sen, mit der Kombination Fertigteilbau und her­
kömmlichem Ziegelbau.einen neuen Weg zu be­
schreiten. Je rascher man baut, desto schneller 
wird man den Wechselunterricht abbauen kön­
nen. Er ist Gott sei Dank bei den höheren Schu­
len nicht so groß wie z. B. bei den Grazer Pflicht-
sehulen,"Wo- an -56 allgemein bildenden-Pflicht- ~ 
schulen bei einer Gesamtzahl von 84 Volks-, 
Haupt- und Sonderschulen sowie polytechni­
schen Lehrgängen Wechselunterricht durchge­
führt werden muß; eine Illustration für den 
Nachholbedarf, der auch auf dem Pmchtschul-
sektör speziell-in Graz noch herrscht. 

Bei all diesen Schwierigkeiten wirken aber 
tausende Lehrer unermüdlich an der Erziehung 
und Ausbildung der Kinder. Sie sind ein Motor, 
der immer wieder auf vollen Touren läuft und 
den Eltern doch die Sicherheit, gibt, daß trotz 
überfüllter Klassen das Niveau der Österreichi­
schen Schule, im Ausland vielleicht noch mehr 
anerkannt als bei uns, erhalten bleibt. 

Die neuen Aufgaben, die das Schulgesetz 1962 
gestellt hat, wurden bis jetzt gemeistert und 
werden auch in Zukunft von den Lehrern be­
wältigt werden. 

Hier sei angefügt, daß 400 Klassen mit mehr 
als 40 Schülern geführt werden, immerhin be-
-deutet dies gegenüber 1966 einen Rückgang von 
250 Klassen. 

Nun gilt es aber noch bedeutende Werbe-Ar­
beit zu leisten. Die Talentierten müssen erfaßt 
werden. Die Eltern müssen auf die großen Bil­
dungs-Chancen aufmerksam gemacht werden. 
Arbeiter- und Bauernkindern müssen die Tore 
der Schulen weit offen stehen. Nicht immer fin­
det man das richtige Verständnis der-Eltern. 
Selbst wenn sie dazu in der Lage sind, lassen 
sie oft" ihren Kindern keine genügende Schul­
bildung zukommen. Viele Jugendliche ziehervdas 
schnelle Verdienen einer langfristigen, gründ­
lichen Ausbildung vor. Und — ich zitiere hier 
weiter Dr. Gmoser in der Neuen Zei t— „wie­
viel Fremdheit gegenüber dem Geistigen herrscht 
auch noch in sozialistischen Reihen," Und das 
möchte ich deshalb erwähnen, weil ich es be^ 
grüße, daß der Herr Abg. Groß — das stand 
kürzlich in der Zeitung zu lesen — sich sehr be­
müht, daß die Arbeiter in den Betrieben auf 
die großen Möglichkeiten, die heute bestehen, 
aufmerksam gemacht werden. Aber auch so 
manche Spalte in den Tageszeitungen wäre we­
sentlich besser genützt, wenn, statt gehässiger 
Propaganda Bildungswege aufgezeigt würden. 
Statt dauernd- von „Kulturpleite" zu. schreiben 
müßte man sachlich darlegen, daß der Einzelne 
heute lernen muß, daß nur hafte Arbeit zum 
Ziele führt und dann erst jener Typ eines Men­
schen entsteht, der sich durch sein eigenes, kla­
res Urteil mit der Umwelt auseinandersetzt. 
Zahlreiche schlummernde Begabungen gilt es 
noch zu wecken und dann wird sieh auch das 
Bild ändern, daß von hundert Studierenden lei­
der- nur sieben Arbeiterkinder sind- Die Zeiten 
ändern sich rasch. So wie WTirtschaftspläne und 
Budget-Prognosen an der Krankheit leiden, daß 
sie nie stimmen und selbst iii gedrillten Pjan-
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ländern. hoffnungslos danebengeheny ändert sieh 
auch „manches im schulischen Bereich. Das 
Problem der ersten Reifeprüfung wird genau 
durchdacht werden müssen. Es wird auch un­
umgänglich notwendig sein, auf dem Hochsehul-
sektor Reformen an Struktur und Organisation 
durchzuführen und neue, zukunftsgerichtete 
Wege zu beschreiten, eine glückliche Synthese 
zwischen Tradition und diesen neuen Wegen zu 
finden. 

Vom Vergangenen zum Neuen führt die Ent­
wicklungsgeschichte des Schulwesens, die ein 
wichtiges Anliegen von Wissenschaft und Bil­
dung sein soll. Die Initiatoren der Ausstellung 
„Steirische Schulgeschichte" haben diesen 
Wunsch geäußert und in einem Jahr eine Fülle 
wertvollen Materials zusammengetragen. Die 
Pflichten der alten Schulmeister werden aufge­
zählt, die Lehrer-Dichter erinnern an die einst 
und auch heute noch ungebrochene geistige Aus­
strahlungskraft dieses Berufes, doch in Gedan­
ken werden viele verweilen in den engen Holz­
bänken, die manchen einige Jahrzehnte verges­
sen lassen und ihm die Atmosphäre der Schul­
stube von einst in Erinnerung rufen, den alten, 
vertrauten Schullehrer, den großen Setzkasten, 
die einfache, schwarze Holztafel und die vielen 
Schulkameraden längst vergangener Tage. Es 
sei ein Wunsch, daß viele diese Ausstellung be­
suchen, denn sie widerspiegelt auch noch eines, 
die gute österreichische Schule. (Beifall.) 

Präsident Dr. Kaan: Ich erteile nunmehr dem 
Herrn Abg. Schaffer das Wort. Als nächster ist 
vorgemerkt Herr Abg. Heidinger. 

Abg. Schaffer: Hohes Haus! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! In der Gruppe 2 
möchte ich zum gewerblichen Berufsschulwesen 
folgendes sagen: Auf der ganzen Welt hat die 
starke wirtschaftliche Entwicklung seit dem 
zweiten Weltkrieg auch die Notwendigkeit mit 
sich gebracht, den Lehrlingen eine bessere und 
mehr auf ihre spezielle Berufsgruppe abgestellte 
Ausbildung zukommen zu lassen. In der Steier­
mark wurde daher schon vor einigen Jahren 
eine Gesamtplanung des Berufsschulwesens er­
stellt, die diese notwendige Verfachlichung des 
Berufsschulunterrichtes ganz besonders berück­
sichtigt. 

Diese Gesamtplanung sieht daher vor, daß für 
die Lehrlinge bestimmter Berufsgruppen Lan­
desberufsschulen errichtet werden sollen. Wäh­
rend also bisher der Berufsschuluhterricht in der 
Steiermark an etwa 30 Bezirks-Berufsschulen 
durchgeführt wurde, soll dies nach Durchfüh­
rung der Gesamtplanung vorwiegend an den 
Landesberufsschulen erfolgen, während Bezirks-
Berufsschulen nur mehr in Einzelfällen weiter 
bestehen werden. 

Ohne im besonderen auf die Entwicklung, die 
das Berufsschulwesen im vergangenen Jahr ge­
nommen hat, einzugehen, wäre vorerst festzu­
stellen, daß in rechtlicher Hinsicht durch das 
Steiermärkische Berufsschulorganlsätions-Gesetz 
die äußere Organisation der steirischen Berufs­
schulen in einem einzigen Gesetz geregelt ist. 

In der Landeshauptstadt Graz hat sich durch 
die Vermehrung um zwei gewerbliche Berufs­
schulen auf insgesamt acht die Notwendigkeit 
ergeben, die Sprengel dieser Grazer Berufsschu­
len neu zu ordnen. Die diesbezügliche Verord­
nung der Steierm. Landesregierung ist gleich­
falls im Jahre 1967 ergangen. Da an zwei Grazer 
Bterufsschulen der Unterricht in überwiegendem 
Ausmaß lehrgangsmäßig erfolgt, wurden im heu­
rigen Jahr diese beiden Berufsschulen organi­
sationsmäßig in Landes-Berufsschulen umge­
wandelt. Damit verbunden hat das Land Steier­
mark in einem mit der Stadtgemeinde Graz ab­
geschlossenen Mietvertrag das Schulgebäude die­
ser beiden Schulen und die zugehörige Werk­
stätte abgemietet und deren Instandhaltung von 
der Stadtgemeinde Graz übernommen. 

Es ist hotwendig, zusammenfassend festzustel­
len, daß damit die Steiermark derzeit bereits 
acht Landes-Berufsschulen hat. An diesen Lan­
des-Berufsschulen werden die Lehrlinge einzel­
ner, bedeutender Berufsgruppen lehrgangsweise 
unterrichtet, wobei der Schulsprengel jeweils 
die gesamte Steiermark darstellt. Im einzelnen 
sind dies die Berufsschulen in Arnfels, Bad 
Gleichenberg, Eibiswald, Feldbach, Graz, Murau 
und Mureck. Somit, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, haben insgesamt 47 Berufsgruppen 
ihre schulische Ausbildungsstätte in Landesbe­
rufsschulen erhalten. 

Daß durch die Landesberufsschülen mit ihren 
Internaten die erzieherische Funktion nicht nur 
ausgezeichnet erfüllt wird, sondern daß auch die 
Lernerfolge und die Prüfungsergebnisse weit 
über dem Durchschnitt liegen, beweist die Sta­
tistik. 

Für den Bau und die Einrichtung dieser Lan­
des-Berufsschulen hat das Land Steiermark seit 
dem Jahr 1953 rund 97 Millionen Schilling auf­
gewendet. Im Jahre 1967 wurden für diese 
Zwecke Lieferaufträge von 17.7 Millionen Schil­
ling vergeben. Da die erwähnten Landesberufs­
schulen bis auf die beiden Grazer Schulen in 
wohlüberlegter Absicht in den .Grenzbezirken 
unseres Landes untergebracht wurden — ob­
wohl wir uns sehr freuen würden, im Bezirk 
Judenburg auch eine Landesberufsschule zu ha­
ben — sind diese 100 Millionen Schilling zur 
Gänze der Wirtschaft des Grenzlandes zugeflos­
sen. Durch den Betrieb dieser Schulen, die ja 
auch mit den notwendigen Internaten verbun­
den sind, ergibt sich eine weitere ständige wirt­
schaftliche Belebung der Schulorte und deren 
Umgebung. Meine sehr geehrten Damen und 
Herren, im Jahre 1965 hatten wir noch 27.625 
Lehrlinge in 10.700 Lehrbetrieben. Im Jahre 
1966 waren es nur noch 22.391 Lehrlinge oder 
19 Prozent Weniger in 9.400 oder 12 Prozent we­
niger Lehrbetrieben. Diese Abnahme, zurückzu­
führen auf das polytechnische Jahr, hat der ge­
samten steirischen Wirtschaft einen harten 
Schlag versetzt. Aber es ist erfreulich, daß sich 
im Jahre 1967 wieder eine zunehmende Tendenz 
zeigt. So z .B. bei den gastgewerblichen Lehrlin­
gen von 1.190 im Jahr 1966 auf 1.395 per 1. No­
vember 1967, 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, im 
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Budget "1968ist •''•J^^/Ai^^^ü;^lM'^0^ä^ä/ 
Schilling gegenüber 38.4 IViillioneri ;$ehjiüngim 
Jahre 1967 veranschlagt. Sicherlielir.ema sehr 
bedeutsame Summe, a b ^ n x > ^ 
re i fend, um unseren jungen^'M 
ruisbildsn^e^vStatten! zu schaffen, die sie brau­
chen, uim in einer immer moderner .werdenden 
Welt^ais-gelerhte-Fachfcr^^^ 
nen.. ," *' 

Präsident: Ich erteile das Wort Herrn Abg. 
Heidinger, Als nächster Redner ist vorgemerkte 
Herr Abg. Wuganigg. -,"• ' 

Abg. Heidinger: Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Hohes Haus! Ich habe unterv die 
Bemerkungen, die ich während der Rede des 
Herrn Abgeordneten Eiehtinger gemacht habe, 
hingeschrieben „Einig mit Eiehtinger, Lehrer-zie­
hen am gleichen Strang." Ich muß jetzt noch 
dazu schreiben „fast einig", denn nur bis zur 
Halbzeit Ihrer Rede bin ich mit Ihnen einver­
standen, da muß ich sägen, Sie waren fair. In der^ 
zweiten Halbzeit waren Sie einige Male nicht 

kömieißmifr eines glauben, >hicMv ̂ die Arbeiter­
kinder, nicht die Äxbeiterbewegung^hat das: Bü-
dungSp>rMiegi die Biidüngsschranken errichtet. 
Jim Qegeniejtl, die SoziÄsten haben; das Stüdieri-
forderiangsgesetz im; österreichischen Parlament 
intiiert undmi tüer ;öVp gemeinsam bescHosseh. 
Das wollte ich nur zu diesen polemischen Äuße­

rungengesagt^haben7^(Abgr^Dr.--Eichtingeri ,70e^ 
statten Sie, daß ich den Herrn Dr. Gmoser, der 
so oft in der Neuen Zeit steht, zitieren darf!" .— 
Ländeshauptmann Krauler: „Sie suchen sich im­
mer die enfants terribles!" — Weitere unver­
ständliche Zwischenrufe,) 

Bn übrigen darf ich zu meiner ersten Bemer­
kung zurückkehren „Lehrer ziehen am selben 
Strang". Ich darf daher all die Dinge weglassen, 
die ich dazu sagen wollte, darf aber trotzdem 
zur Gruppe 2 einige sachliche kritische Bemer­
kungen machen. (Abg. Scheer: „Verträgt sich 
das immer?") 

Bei mir verträgt sich alles. 
Meine Damen und Herren, wann und wo im­

mer man sich mit der Schule befaßt, werden im­
mer wieder Beziehungen zum allgemeinen Wirt-

fair. Darf ich hier einige Dinge ins rechte L,ot 
rücken. 

Herr Kollege Eiehtinger hat über die großen 
Schulbauten, die im Land» Steiermark getätigt 
wurden, gesprochen. Er hat die Leistungen der 
Landgemeinden lobend erwähnt, hat einen Na­
delstich auf Graz gerichtet. Sehr verehrter Herr 
Kollege, haben Sie sich überlegt, warum; es mög­
lich war, daß soviele Landgemeinden Schulen 
errichten konnten? Sie haben doch selbst gesagt, 
daß sie von sich aus auf Grund ihrer schlech­
ten finanziellen Lage diese Schulen nicht hätten 
errichten können. Die Möglichkeit, in kleinen 
Gemeinden Schulen zu bauen,- liegt im. inter-
kommünalen Ausgleich. (Abg. Dr. Eiehtinger: 
„Nicht -nur!" — Landesrat Bammer:: „EaSt aus^ 
schließlich!") . ; 

In erster Linie. Wir haben uns zu diesem 
interkommunalen Ausgleich, so schwer es ist1 

dauernd zu -geben, doch bekannt. Aber ich 
glaube, man soll die Erüchte, des interkommu­
nalen Ausgleichs nicht dazu hernehmen, um je­
nen, die geben, Nadelstiche zu versetzen und 
jene, die bekommen, unverdient zu loben. Ich 
glaube, daß man das Lob gerecht verteilen 
müßte. . .; .,;•''.•'"'•;.••;; 

Ich darf Ihnen noch etwas sägen. Sie haben 
auch gemeint, es hat irgendwie so durchgeklun­
gen, als sei die SPÖ gegen Bildung und derglei­
chen mehr. (Abg. Dr. Eiehtinger: „Nein, Herr 
Kollegel" — Landesrat Bammer:; „Ein halber; 
Satz!"} ; • • : : - . - ' ^ \ 

• Es hat so geklungen^ IehChabe das wortwört-> 
lieh, aufgeschrieben. Es;war schon etwas drinheh. 
Als Mittelschulprofessör haben Sie sicher ein-
mal?^Geschiicri|e;Studiert. Ä e & i e h t h a ^ ^ ^ e ge­
rade an -jenem Tag gefehlt öder hat man e s an 
4er Schule nicht unterrichtet, ^ 0 man /sich über 
die Bildung von Parteien;; ü b Ä die Geselachte 
der Parteien..unterhalten'hat: Ich: muß/;Ihnen 
einies sagen>;-dje 
;ä^dem^Arbeiter]^d 
j i nddspau t Aind; iyift;Soziä^ten;; seh* ^ I z X ^ie-

schattsieben hergestellt. Lassen äie mich daher 
die Gruppe 2 vom betriebswirtschaftlichen 
Standpunkt her beleuchten. Die Prödüktiöns-
stätten-r- sprich Schulgebäude —•, es sind in der 
Steiermark etwa 700, sind seit dem Jahre 1945 
etwa zur Hälfte erneuert, umgebaut oder erwei­
tert worden. Es sind genau 74 neue Volksschu­
len, 75 neue Haupt- und elf neue Sonderschulen 
errichtet worden. 27 Schulen, die durch Kriegs­
einwirkungen zerstört würden, sind wieder auf­
gebaut worden. Wir können weiterhin feststel­
len, daß ein weiteres gutes Drittel der Schulen 
adaptiert; wurde. Der hiefür aufgebrachte Be­
trag überschreitet sicher die r Milliardengrenze. 
Er ist mir nicht so genau bekannt. 

Aber,: man muß; sich heute überlegen, ob es 
wirklich überall sinnvoll und gerechtfertigt war, 
heue Schulen zu errichten. So sehr ich jeden 
Neubau, einer Schule begrüße, aber sind die 
Ständorte der Schulen tatsächlich genau über­
legt worden? Ich habe mir im Finanz-Ausschuß 
erlaubt die Frage zu richten, ob es hier in der 
Steiermark, nicht in die Vergangenheit sehend, 
sondern in die Zukunft schauend, etwa einen 
Plan der Konzentration gibt. Ich habe hier keine 
genaue Auskunft erhalten^ können. Ich möchte 
eher- sagen nein, es gibt noch keinen Plan der 
Konzentration. Aber wenn es in der Steiermark 
73 einklassige, 113 zweiklassige und 105 drei-
klassige Schulen gibt, das sind 43 Prozent aller 
Sch-ulen überhaupt,.., aber nicht 43 Prozent der 
Schüler, so müßte man die Standorte im Hin­
blick -aut eine Konzentration überprüfen und die 
Frage; der^.Errichtung von Mittehpunktschulen 
oder der Zusammenlegung von Volksschul- und 
PberstüfehklasgenJ ah den Standorten von 
Hauptschülen ebenfalls überprüfen. Ich weiß,, 
"daß das sehr einfach gesagt ist und ich weiß, 
daß, '=e;s ihier Schwierigkeiten noch, und n o Ä ge­
lben wird. Icfc h iö^ te . die Widerstände, die hier 
allerorts; •entgggerjgesetzt werden, keineswegs 
Ünteischätzehr I£h,V:s'a>g&v^ch-,:niii! '̂"'-iöSft.;.miäc8 
^ön^ehtrieteh^>se^dMn;^*n l-säge; ijiah soll, otäKer-
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legen, wo eine Konzentration möglich ist und im 
Hinblick auf eine solche Konzentration dann 
eventuell neue Schulen errichten. Ich sagte 
schon, die Widerstände, die sich hier von vielen 
Seiten ergeben, die soll man nicht unterschät­
zen, aber man soll nicht unbedingt vor diesen 
Schwierigkeiten kapitulieren. Sehr oft ist es nur 
ein lokaler Egoismus, der vielleicht ab und zu 
auch noch künstlich angeheizt wird, der solche 
Konzentrationsbestrebungen scheitern läßt. Es 
gibt natürlich vom Schulweg her auch Schwie­
rigkeiten, die man nicht unterschätzen sollte. 
Aber ich glaube in einem Punkt könnte man, 
weil der Schüler schon größer ist, "weil er schon 
gewisse körperliche Strapazen auf sich nehmen 
kann, auf eine Konzentration drängen. Ich meine 
hier die polytechnischen Lehrgänge. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es 
ist irgendwo einmal gesagt worden, — auch hier 
in diesem Hohen Hause schon — es wird eine 
„Bildungs-Explosion" geben. In der Steiermark 
hat es eine Bildungs-Explosion gegeben und die 
polytechnischen Standorte sind über das ganze 
Land hinaus verstreut worden. Ich weiß nicht, ob 
hier ein gewolltes oder ungewolltes Verstreuen 
dieser Standorte vorliegt, aber ich möchte sa­
gen, wenn wir uns hier nicht finden, wenn wir 
nicht Möglichkeiten suchen, diesen polytechni­
schen Lehrgang an Hauptorten zu konzentrieren, 
dann wird dieser polytechnische Lehrgang, die­
ses 9. Schuljahr, ad absurdum geführt. 

Denn, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren, es ist ja ein Unding, wenn heute in einem 
polytechnischen Lehrgang etwa der Hauptschü­
ler, der aus dem ersten Klassenzug, womöglich 
noch mit Vorzug herausgestiegen ist, neben dem 
Abgänger der Volksschule sitzt, der womöglich 
viermal repetiert hat. Er muß nicht dort sitzen, 
aber die Möglichkeit besteht. Ich bin der Mei­
nung, die Konzentrierung ermöglicht erst eine 
Differenzierung. Das schaut vielleicht aufs erste 
nicht logisch aus, aber es ist logisch. (Abg. 
Scheer: „Ja, es ist logisch!") 

Herr Kollege wir verstehen uns, Sie sind ja 
auch ein Lehrer. Wenn an einem Ort — nennen 
wir beispielsweise Hartberg — meinetwegen an 
der Hauptschule ein vierklassiger polytechni­
scher Lehrgang oder hier ist es ja nicht mehr ein 
Lehrgang, sondern schon eine polytechnische 
Schule, errichtet wird, so kann ich eben in den 
einzelnen Klassen die Differenzierung nach dem 
Ausbildungsgrad vornehmen. Wir haben daher 
auch hier einen entsprechenden Antrag, dem die 
österr. Volkspartei im Finanz-Ausschuß beige­
treten ist, eingebracht und wir hoffen doch, daß 
es hier zu Überlegungen hinsichtlich einer Kon­
zentrierung kommt. 

Zur Standortbestimmung gehört auch die Fest­
legung der Schulsprengel. Ich habe mehrmals 
hier dieses Lied . gesungen (Landeshauptmann­
stellvertreter Dr. Koren: „Jetzt ist der Fall schon 
erledigt!") 

Jetzt ist der Fall, Gott sei Dank, erledigt. 
Aber ich möchte hier nicht nur Neudau erwäh­
nen — den Bürgermeister von Neudau betrifft 
es -— sondern ich möchte sagen, daß man bei der 
Festlegung der Schulsprengel wirklich auf sach­

liche Kriterien zurückgreifen soll, „muß" möchte 
ich fast sagen. Vielleicht könnte man das auch 
einmal gesetzlich verankern. Sachliche Kriterien 
sind der Schulweg, die Schülerzahl, (Abg. Pölzl: 
„Der Lehrer!") auch das Vorhandensein der Le­
rer — sehr richtig — das,_ meinetwegen sind 
sachliche Kriterien, (Zwischenruf von der Re­
gierungsbank: „Lehrerin!") die die Beschlußfas­
sung der Hohen Landesregierung leiten sollen. 
(Abg. Scheer: „Nicht vergessen, ob es eine rote 
oder schwarze Schule ist!") 

Nein, Herr Landesrat, es gibt keine Lehrerin,, 
lassen Sie sich vom Herr Landeshauptmann be­
lehren! (Gelächter.) 

Es gibt keine Lehrerinnen, alle sind „Lehrer." 
Ich möchte nur noch sagen und damit zum 

Abschluß kommen, manchesmal ist auch die 
Protektion ein Kriterium oder auch das Nicht­
vorhandensein von Protektion. 

Ich darf noch zu einem weiteren Problem kri­
tisch Stellung nehmen. Es hat sich meiner Mei­
nung nach noch nicht überall herumgesprochen, 
daß auch die Hauptschule eine Pflichtschule ist. 
Für den Nichtbesuch einer Hauptschule gibt es 
natürlich auch vielerlei Gründe. 

Sehr oft ist hier maßgebend auch das Unver­
ständnis bei den Eltern, weil sie gewisse finan­
zielle Belastungen scheuen. Aber auch die Or­
ganisationsform einer Volksschule könnte unter 
Umständen ausschlaggebend sein, oder aber die 
Beschwerlichkeit des Schulweges. Aus einer Sta­
tistik konnte ich herauslesen, daß die Volks-
schul-Oberstufe einen gesamtösterreichischen 
Durchschnitt von 27 Prozent aufweist, während 
sie in der Steiermark in der Besucherzahl 
32 Prozent ausweist, das heißt, daß bei uns mehr 
Schüler die Volksschul-Oberstufe besuchen als 
im gesamtösterreichischen Schnitt. Ich würde 
vorschlagen, daß man im Hinblick auf die Er­
reichbarkeit der Schule, im Hinblick auf Schü­
lerzahlen untersuchen soll, wo noch Hauptschu­
len errichtet werden können ohne bestehende 
Hauptschulen zu gefährden. Denn ich bin der 
Meinung, wenn eine Hauptschule zweizügig ge­
führt werden könnte, dann ist es besser, wenn 
es vom Schulweg her nicht zu beschwerlich ist, 
daß es bei dieser einen Hauptschule an diesem 
einen Ort bleibt. Natürlich kann hier nicht bei 
den Gemeinden oder den Eltern! die Initiative 
liegen, sondern wenn etwa der Ausbau des 
Hauptschulnetzes zielführend sein soll, dann muß 
man das aus einer gesamtsteirischen Schau se­
hen und das steht selbstverständlich in erster 
Linie nur der Behörde und nur der Rechtsabtei­
lung 13 oder dem Landesschulrat zu. 

Darf ich noch ein weiteres Problem anschnei­
den? Das ist der Lehrermangel. In der Steier­
mark — der Herr Kollege Dr. Eichtinger hat es 
aufgezeigt — fehlen an die 700 Lehrer und diese 
Zahl ist eigentlich in den letzten Jahren fast 
konstant geblieben, trotz aller Bemühungen, 
trotz der Führung der vielen Maturantenlehr­
gänge. Das heißt, wenn also in der Steiermark 
700 Lehrer fehlen,, so bedeutet das, daß eigent­
lich an jeder steirischen Schule im Schnitt ein 
Lehrer fehlt. Nun, wie wird das ausgeglichen, 
Meistens dadurch, daß die Schulen unterorgani-
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s ie r tund die Klassen damit überfüllt sind.; Es 
zeigt sieh z. B. daß 10 Prozent, aller Haüpt-r 
schulklassen mehr als .40 Schüler aufweisen. Und 
es 'zeigt sich noch eines, daß es auch noch in Ein­
zelfällen Klassen gibt, wo mehr als 60 Kinder 
in einer Klasse, zusammengeballt sind.,; Meine 
sehr verehrten Damen und Herren, daß man 
hierynidit-mehr-entsprechend- arbeiten-kannf das -
wird wohl jeder verstehen. 

H ie r komme ich zu dem, was ich eingangs 
gesagt habe. In einem Betrieb, in dem Arbeits­
kräftemangel herrscht, da wird man es sich über­
legen, was zu tun ist. Was macht das Gewerbe, 
was macht die Industrie? Es wird rationalisiert, 
durch Zusammenlegung die Organisation .verbes­
sert, die Arbeitskräfte werden produktiver ein­
gesetzt — sprich. Konzentrierung ~- und man 
wirbt um neue Arbeitskräfte. Na, meine sehr 
verehrten Damen und Herren; sollte das, was 
für Industrie und Gewerbe gilt, nicht auch für 
die Schule Gültigkeit haben? Man kann es sicher­
lieh nicht genau ummünzen, aber man kann es 
sich überlegen. 

Man bezeichnet die Steiermark als einen päda-

heilhörig, und deswegen wolle man 'Sie als Ra~ 
darersatz an der tschechischen, Grenze einsetzen. 
Das muß aber nicht unbedingt stimmen. 

Der Bund scheint dem Lehrermangel keine »be-
Ksondere Bedeutung beizumessen, denn* ich habe 
vernommen; daß die pädagogische Akademie 
über, das Plänüngsstadium nicht hinäusgekem-
men -wäre—Ich- hoffe, daiä^erndle^öhe^bandes--
regierung doch geeignete Sehritte unternimmt, 
daß die künftige akademische Lehrerbildung 
auch in der Steiermark gewährleistet ist. ; 

Etwas, worüber die Lehrer ganz besonders 
klagen, ist die Verbürokratisierung. Als ich vor 
etwa 20 Jahren als Lehrer angefangen' habe, gab 

^es einen Katalog und ein Wochehbueh. Das, hatte 
der-^Lehrer zu führen. Ich möchte Ihnen nicht 
aufzählen, wieviele Dinge es jetzt schon gibt, die 
der Lehrer führen muß. Ich glaube, die'Schule 
ist eine Stätte der Erziehung, eine Stätte des 
Unterrichtens,, nicht unbedingt eine Stätte des 
Verwaltens. Scheinbar soll diese Verwaltungsauf­
blähung sogar zementiert werden, denn der neue 
Schulunterrichtsgesetzentwurf sagt im § 2 Abs. 2 
„Die Klasse ist eine Verwaitungseinheit". Hier 

gogischen Unruheherd. Man gibt zu und man 
weiß, daß die Lehrerschaft nach modernen Un­
terrichtsmethoden unterrichtet und modernen 
Methoden aufgeschlossen gegenübersteht, aber 
durch die Überfüllung der Klassen ist eigent­
lich doch noch oder trotzdem eine pädagogisch 
nicht sehr günstige Situation geschaffen. Ich darf 
hier sagen, daß die Belastung der Lehrer! oft 
einer Zerreißprobe gleicht. Und wenn hier an­
geschnitten wurde, „Mehrdienstleistung" so sage 
ich Ihnen eines: mit der Mehrdienstleistung wer­
den: die Nerven und wird die Konstitution des 
Lehrers auch nicht aufgepäppelt.. Sie ist vielleicht 
ein Trostpflaster, (Abg. Pölzl: „Beruhigt werden 
sie!") aber durch die Mehrdienstleistuhg wird 
kein Lehrer ersetzt und das ist das Ungute an 
dieser Situation. Wir haben als Sozialisten schon 
mehrmals hier im Landtag angeregt,. für den 
Lehrerstand zu werben. Ich hoffe, daß sich ein­
mal entweder das'. Referat in der Landesregie­
rung öder der. Landessehulrat zu einer zielfüh­
renden Werbung hinreißen läßt. 

"Hier möchte ich noch etwas kritisch vermer­
ken. In den abgelaufenen Monaten hat das Bun­
desministerium für Landesverteidigung sehr 
viele Jungmänner oder Rekruten nicht einberu­
fen, weil zu wenig Geld vorhanden war. Aber 
eines muß ich mit Bedauern feststellen, die 
jungen Lehrer würden alle einberufen. Man hat 
mir gesagt, ich weiß nicht, ob das stimmt, man 
hätte vom .Landesschulrat her nichts/unternom­
men, um diese Lehrer freizustellen.-

Meine Dvamen und Herren! Ich bin keineswegs 
für eine Sonderstellung der Lehrer, aber die 
Frage, wo der junge Mann seinem Vaterland 
einen besseren Dienst leistet, beim Bundesheer 
oder im Schuldienst, ist für mich Schwer zu be­
antworten. (Abg. Pölzl: „Wenn dieLehrernicht 
zum Militär.brauchen,, dann haben wir nur mehr 
Lehrer in Österreich!") 

Ich glaube, Sie.haben es^getroffenyHerr Kol-
legei.PöM,. 

'Eines hat man mir;,erklärtvDie; Lehrer seien 

erreichen die Entpädagogisierung und die Ver-
bürokraüisierung zweifellos einen negativen 
Höhepunkt. 

Darf ich nun noch zu einem Problem Stel­
lung nehmen, das ebenfalls der Herr Kollege 
Eichtinger-angerissen hat. Ich darf dazu folgen­
des sagen: Es ist erfreulich, daß, nunmehr fast 
in allen steirisehen Bezirken eine Mittelschule 
besteht. Aber ich muß hier deponieren, daß der­
jenige, der für die Errichtung von Mittelschulen 
zuständig ist, nicht immer, jene Lasten auf sieh 
genommen hat, die er vom Gesetz her ' tragen 
hätte müssen. , ,; . 

Ich weiß, Herr Landeshauptmann. Der Herr 
Kollege Eichtinger hat gesagt; man soll sich mit 

" Provisorien, behelfen. Ich fürchte nur eines, daß 
auf gut österreichisch die\Provisorien pragmati­
siert werden. < s ' • - - " ' , 

Eines dürfen Sie nicht ganz außer acht las­
sen. Nämlich, die Belastungen, die die Gemein­
den, auf sich genommen, haben, _ (Landeshaupt­
mannstellvertreter Dr. Koren: „Nur befristet!") 

Befristet immerhin auf zehn Jahre, wie z-.-.B." 
in der Stadt Hartberg, wo, wenn ich das letzte 
Mal richtig: gehört habe, die derzeitige Belastung 
pro Jahr schon an die 400.0ÖOVSehillirig-Grenze 
heranreicht oder etwa in Weiz; wo nian jährlieh 
700.000 Schilling aufwenden muß. (Landeshaupt-
manhstellvertreter Dr. Koren: „Das ist der Preis 
dafür, daß man früher drankommt!") 

Ich ,weiß nicht, _ob das unbedingt der Preis, da­
für ist, daß man früher drankommt, sondern ich 
glaube eher, daß das Bundesministeriühi für 
Unterricht eine Lizitationspolitikv unter den Ge­
meinden sehr gut anzubringen verstanden hat. 
-V. • Ich': <iarf nurnoeh zu einigen Singen ?etwäs sa­
gen. Wenn ;man meint, daß künftighin mehr 
Schüler in den 'Mittelschulen sein sollen, dann, 
soll rnan^nicht übersehen, daß nian .auch hier, die' 
Möglichkeit der Unterbringung haben muß: Ich 
habe mit Befremden Jests^lien; ittüss.er4 daß; im 
Sehülerheim in der -Giehadiergässe 5eM. Stoek 
ausge,raumt wurde;:Wenn^.hier.einenefteiMittel-' 
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schule entstehen soll, ja, aber dann soll man 
sich rechtzeitig um gleichwertige Ersatzplätze 
umsehen. Ein Mittelschülerheim ohne Erzieher 
und_ ohne Lernhilfe ist abzulehnen. 

Noch eine kritische Bemerkung zur Post 
291,701. Hier werden die Studienbeihilfen an 
Schüler höherer und mittlerer Lehranstalten und 
Heimgebührenzuschüsse ausgewiesen. Ich muß 
mit Bedauern feststellen, daß diese Post von 
3 Millionen Schilling auf 2,750.000 Schilling ge­
kürzt würde. Ich habe aus den Erläuterungen nicht 
herauslesen können warum. Ich bedaure diese 
Kürzung. * 

Die'Gesamtausgaben der Gruppe 2 betragen 
159,820.200 Schilling. Das sind um 16 Millionen 
Schilling mehr als im Vorjahr und * entspricht 
der Budgetausweitung überhaupt. 

Wenn ich nun zu meiner betriebswirtschaftli­
chen Betrachtung zurückkehre, so möchte ich 
sagen, daß ich weiß, daß die getätigten und 
künftigen Investitionen keine Fehlinvestitionen 
waren und sein werden. Wir können die Bil­
dungszuwachsrate quantitativ in der vermehrten 
Anzahl von Akademikern, Maturanten und hoch­
qualifizierten Arbeitskräften messen. Der gestei­
gerte Bildungsgrad wird sich aber in der Wirt­
schaftswachstumsrate und damit im höheren Le­
bensstandard ausdrücken. (Beifall bei der SPÖ.) 

3. Präsident Koller: Zu Wort ist gemeldet 
Herr Abg. Wuganigg. Als nächster Redner ist 
Herr Abg. Pölzl vorgemerkt. 

Abg. Wuganigg: Hohes Haus! Meine Damen 
und Herren! Ich fürchte, daß ich mich während 
meiner Ausführungen auf denselben Pfaden be­
wegen werde wie meine beiden Vorredner, die 
Kollegen Heidinger und Eichtinger und es bleibt 
mir also einleitend nichts anderes übrig, als die 
Bürgschaft zu zitieren „ich sei, gewährt mir die 
Bitte, in diesem Bunde der Dritte." 

Einer OECD-Untersuchung über Erziehungs­
planung und Wirtschaftswachstum können wir 
entnehmen, daß sich die Zahl der Schüler in den 
Pflichtschulen und in den allgemein bildenden 
höheren Schulen bis zum Schuljahr 1975/76 von 
derzeit 1.1 Millionen auf ungefähr 1.5 Millionen 
erhöhen wird. Wir müssen also zur Kenntnis 
nehmen, daß diese gewaltige Erhöhung der 
Schülerzahl, dieses Mehr um 500.000, das gleich 
einer Lawine über uns hängt, uns klar und ein­
deutig sagt, daß wir besondere Vorsorgen zu 
treffen haben in den Fragen des Schulraumes 
und des Lehrernachwuchses. In derselben OECD-
Untersuchung aber finden wir die Feststellung, 
daß die ländlichen nieder organisierten Volks7 

schulen, wo in einem Schulräum oft alle Klassen 
sitzen, nach dem Gesetze begünstigt in Regionen 
zusammengefaßt werden sollen, daß es mehr Ge­
bietsschulen geben müßte, wobei den Haupt-
schulen der Vorrang gegeben werden soll. Wir 
wissen also, daß wir in weniger als zehn Jahren 
einen Mehrbedarf von 8.000 Klassen aufzuholen 
haben werden, und daß wir für alle Schultypen 
zusammen um 20.000 Lehrer mehr benötigen 
als uns heute zur Verfügung stehen. 

Die Lösung dieser Probleme zählt zweifellos 

zu den Entscheidungsfragen für unsere Zukunft, 
denn ohne eine gründliche Bildung wird es kei­
nen Aufstieg für die junge Generation geben. 
Wir können erfreulicherweise feststellen, daß in 
der Steiermark auf dem Gebiete des Schulbaues 
sehr viel in positivem Sinne geleistet wurde. Zu 
keiner Zeit wurden so viele Schulen gebaut als 
gerade in den jüngst vergangenen Jahren. 

Dank der Hilfe des Landes und des Verständ­
nisses und der Opferbereitschaft der Gemein­
den konnte diese stolze Leistung erreicht wer­
den. Der Bau und die Erhaltung von Schulen 
stellt für die Gemeinden eine oft ihre finanzielle 
Leistungsfähigkeit ernstlich bedrohende Bela­
stung dar. So konnte die Schulraumnot wohl ge­
mildert, aber noch immer nicht beseitigt werden, 
weder in der Steiermark, noch in Österreich, 
denn im österreichischen Maßstab gesehen feh­
len uns derzeit noch immer nahezu 2.000 Klas­
sen. Trotz dieser Tatsache müssen wir feststel­
len,, daß es Schulen gibt, die in den letzten Jah­
ren gebaut wurden und in welchen derzeit Klas­
sen und Lehrerwohnungen leer stehen. Und so 
ergibt sich die Frage, ob wohl in allen diesen 
Fällen, wo Schulen gebaut wurden, es immer 
zweckmäßig war, diese Schulen zu bauen. Ich 
möchte allerdings hier nicht mißverstanden wer­
den. Ich selbst habe in diesem Hohen Hause 
erklärt, daß ein neues Bildungsprivileg darin 
besteht, daß derjenige, der am Sitze einer hö­
heren Schule wohnt, mühelos diese Schule besu­
chen kann, während es beispielsweise für einen 
Schüler aus der Provinz schon weitaus schwie­
riger ist und vielleicht gerade deshalb scheitert. 
Ich bin also dafür, daß man Schulen so nahe als 
möglich an die Schüler heranführt. (Abg. Pölzl: 
„Der Schulweg gehört abgeschafft!") 

Und ich habe ebenso bereits erklärt, daß die 
Errichtung von Schulen die beste Kapitalsanlage 
ist, die es überhaupt gibt und ich weiß aus eige­
ner Erfahrung, mit welchen Opfern diese Schu­
len von den Gemeinden errichtet werden. Ich 
bin also für den Bau von Schulen und ich an­
erkenne die Leistung der Gemeinden, der Bür­
germeister und der Gemeinderäte, die damit be­
faßt sind. Aber bei all dieser Würdigung müssen 
wir uns dennoch fragen, ist es auch immer 
zweckmäßig, was hier geschieht? In einigen 
Schulen, die erst fertiggestellt wurden, stehen 
bereits Klassen leer. In einer anderen Schule, 
die man zweiklassig gebaut hat, die vor weni­
gen Jahren fertig wurde, die aber nun einklas-
sig geführt wird, trägt man sich mit dem Gedan­
ken, die Schüler mit dem Omnibus in die 
Stammschule zu befördern, weil dies geringere 
Kosten verursachen würde. 

Irgendwo steht eine dreiklassige Volksschule 
im Rohbau fertig. In unmittelbarer Nähe wird 
nun eine Häuptschulexpositur errichtet, das 
heißt, daß diese Volksschule, die nun im Rohbau 
fertig ist, nie mehr dreiklassig geführt werden 
kann. 

In der Stadt Weiz wird mit großen Kosten 
eine Hauptschule gebaut. Im benachbarten Puch, 
wenige Kilometer entfernt, errichtet man eine 
Häuptschulexpositur. Darum meine Frage nach 
der Zweckmäßigkeit. Ist es richtig, mit großen 
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Kosten Schulen zu erbauen, wenn sie dann nicht 
ihrer Aufgabe zugeführt werden, können? Ist es 
überhaupt gut, heute noch Zwergschulen zu er­
richten, denen ja vieles fehlen muß "und denen 
vqr allem die Turnsäle fehlen. 

Anläßlich eines-sportlichen Wettkampfes des 
polytechnischen Lehrjahres in Weiz könnten wir 
folgende^ Feststellungen-treffen^ Von-36 Schü­
lern, die in Weiz in die Schule gegangen sind 
und dort einen regelmäßigen Turnunterricht ab­
solvieren könnten, bekam der beste,Turner 121 
Punkte, der schwächste 33 und es kam ein Durch­
schnitt von 65 Punkten zustande. Bei 36 Schü­
lern aus den Umgebungsgemeinden, deren Schu­
len über keinen Turnsaal verfügen und wo aus 
diesem Grund kein geregelter Turnunterricht 
stattfinden konnte, ergab die Punkteanzahl für 
den besten Turner nur 63 Punkte gegenüber 121 
Punkten, für den schwächsten nur 17 gegenüber 
33 Punkten und es kam ein Durchschnitt von 
32 Punkten zustande gegenüber 65 Punkten. 
Diese Zahlen sagen uns deutlicher denn je, daß 
man eigentlich keine Schulen mehr ohne Turn­
säle bauen sollte. 

sehen Nachwuchses für Lehrlinge und Fachar­
beiter. Diese Post ist mit 200.0ÖQ Schilling für 
das Jahr 1968 dotiert* Ich möchte für das Jähr 
1969 die Forderung anmelden, daß diese Post 
zumindest um einen Stellenwert, erhöht wird und 
möchte das begründen. 

In Graz gibt es eine Firma AVL. Das ist die 
Anstaltfür -Verbrenriungsm^otoren von^Prjafessor 
Dr. List. Diese Firma ist Inhaber von 500 Welt­
patenten, die lizenzweise in das Ausland verge­
ben werden und zehn Prozent der gesamten Ein­
nahmen Österreichs an Lizenzen nimmt die 
Firma AVL in Graz ein. Ein Zehntel der ge­
samten Einnahrhen für die geistige Arbeit der 
Österreicher wird von einer Grazer Firma kas­
siert und zwar in Form von harten Devisen bei 
der Österreichischen Nationalbank. Das ist sehr 
erfreulich. Sehr unangenehm dabei ist, daß aus­
ländische Arbeitskräfte im Ausland vom Ideen­
gut dieser steirischen Firma profitieren und wo­
möglich mit aus Österreich geliefertem Spezial-
stahl von den Böhlerwerken Fertigprodukte er-, 
zeugen, die um sehr teures Geld wiederum 
nach Österreich eingeführt werden müssen. Eine 

Aber vor allen Dingen — und das ist wohl der Ausnahme gibt es bei den Patenten der Firma 
entscheidendste Gesichtpunkt — kann in diesen 
Schulen das Bildungsziel erreicht werden, selbst 
bei aller Einsatzbereitschaft des Lehrers, der in 
Landschuiklässen manchmal bis 60 und 70 Schü­
ler zu betreuen hat? Ich glaube, diese Frage 
müssen wir verneinen. 

In Niederösterreich besteht seit zwei Jahren 
ein Plan für die Zusammenlegung von Volks­
und Hauptschulen zur Schaffung von Mittel­
punktschulen. Dort dürfen keine einklassigen 
Schulen mehr geführt werden. Im Lande Hessen 
hat man mit den Mittelpunktschulen die beste 
Erfahrung gemacht. Die Schüler werden dort in 
Autobussen in moderne Schulen gebracht. Man 
ist sich bewußt, daß eine gute Schulbildung für 
die Jugend die wichtigste Investition darstellt. 

Vielleicht ist in diesem Zusammenhang noch 
eine Novellierung des Pflichtschulerhaltungsge-
setzes erforderlich, denn nur die Erweiterung 
des Schulsprengels gibt die Möglichkeit, daß ein 
höher organisierter Schultyp entstehen kann. 

Auch hier müssen wir feststellen, daß nicht 
eine gleichmäßige Verteilung der Schulkinder 
auf einzelne Schulen zweckmäßig ist, sondern 
eine sinnvolle Aufteilung Prinzip, sein müßte. 

Bei all dem, was wir im Schulbau erreicht 
haben und worauf wir in der Steiermark durch­
aus stolz sein .können, wäre es gut, bei künfti­
gen Schulbauten etwas vorsichtiger zu planen 
und zu koordinieren. Es> wäre aber ebenso falsch 
und gefährlich, diese bedeutende Frage vielleicht 
nur vom Blickwinkel der Tagespolitik aus zu be­
trachten. Churchill hat einmal gesagt: „Der Po­
litiker denkt an die nächsten Wahlen, der Staats­
mann- an die. kommende Generation;" (Beifall.) 

Präsident: Das Wort ha tdef Herr Abg. Pölzl. 
Nächster Redner ist dep Herr Abg. Ileschitz, 

Abg. Pölzl: Hohes Haus! Mekug: Damen und 
Herren! In der Gruppe 1 gibt .es die Post 291,706 
Förderung" des; wisseiis^af^ehejj ;ünd teebni-

List, das sind die Tiroler Jenbacher Werke, die 
ca. 3000 Beschäftigte haben und ausschließlich 
auf Grund von Patenten der Firma List Moto­
ren und Aggregate erzeugen und davon 75 Pro­
zent in das Ausland verkaufen. Alle übrigen Pa­
tente von Dr. Eist werden leider nur vom Aus­
land ausgewertet. Über Empfehlung des Ländes­
hauptmannes Josef Krainer hat nun der Herr 
Prof. Dr. List eine Ausbildung gewerblicher Art 
von Lehrlingen aufgenommen und zwar für 
Elektronik und Feinmechanik. Dafür wurde die 
oben erwähnte Post geschaffen. Facharbeiter sol­
len herangebildet werden, die dann in der Lage 
sind, die eigenen Patente der Firma auszuar­
beiten. Große Investitionen sind erforderlich^ 
wenn man diese Fertigung aufnehmen würde 
und zwar an Baulichkeiten, an feinen, sehr5 teu­

eren Meßinstrumenten, an Maschinen, aber auch 
hervorragende Lehrer in diesen Lehrwerkstätten 
sind erforderlich. 

Ich habe bei einem Besuch von Herrn Prof. 
Dr. List einen Artikel mitbekommen, den ich 
dem Hohen Haus vorzeigen will. Ich möchte 
demonstrieren, was möglich ist und was man 
•in Österreich für Chancen bisher ungenützt 
gelassen hat und die man um Gottes 

.Willen nützen soll. Dieser Artikel heißt 
Quarzdruckgeber. Herr Landesrat Gruber, Sie 
sind der Zentralbetriebsrat der Böhlerwerke. Da 
ist ein Quärzdruckgeberj Er ist aus einem ̂ Ma­
terial erzeugt, das bei den Böhlerwerken her­
gestellt wird und zw.ar aus einem Spezialstahl, 
voii dem ein Kilogramm 350 Schilling kostet. 
Dieses kleine Ding wiegt 3 dkg und kostet 3500 
Sehillingi Ein Kilogramm Böhler-SpezialstaM 
wird in Graz bei der Firma List zu 117,000 Schil­
ling verarbeitet.' Das ist das, Was uns die, Schwei­
zer und Schweden vorexerzieren, Dieser Quarz-
drückgeber wird derzeit nur in einer kleinen 
Stückzahl gefertigt, obwohl dte Firma List 3000 
Stück im Monat verkaufen könnte.- IchMnjkeia 
Techniker, aber Mi ließ ntir; erklären,, daß •das 



30. Sitzung des Steierm. Landtages, VI. 

ein Meßgerät ist, mit dem man in Räumen den 
Druck messen kann; also in einem Motor, in 
einem Unterseeboot usw. Ich weiß nicht, wo 
man noch die Möglichkeit dazu hat. Eines ist 
interessant. 2100 Schilling Lohn sind in so einem 
Ding enthalten. Das heißt> allem die Verkauf s-
möglichkeit von 3000 Stück im Monat besagt, 
daß hier rund 70 Millionen Schilling Lohn in 
Graz geschaffen werden körinten. 

Der Kundenkreis der steirischen Firma Prof. 
Dr. List weist äußerst renommierte Firmen der 
ganzen Welt auf. Ich darf nur einige nennen, 
ohne ein Firmengeheimnis zu verletzen: Ford, 
Caterpillar, General Elektric, Mobil Oil aus 
Amerika, aus Deutschland Deutz, Henschel, Ha-
nomag, Volkswagen, Mercedes, Peugeot aus 
Frankreich, Daf aus Holland, eine der bedeu­
tendsten Firmen Japans Komatse Kovasaki. Das 
sind weltrenommierte Firmen, die bereit sind, 
Lizenzen von der Firma List zu nehmen, die 
bereit sind, Forschungsaufträge an die Firma zu 
geben und die weiters bereit sind, Fertigpro­
dukte zu kaufen. 

Die Firma List, die ich als Beispiel angeführt 
habe, ist nicht die einzige steirische Firma, die 
so etwas leistet. Wir haben in der Steiermark 
mehrere derartige Betriebe. Ich wollte nur einen 
herausgreifen, um zu zeigen, welche Möglichkei­
ten wir haben, Arbeit zu schaffen, Struktur­
probleme zu lösen. Aber man darf nicht einem 
Privatunternehmer zumuten, daß er, wie es bei 
List der Fall ist, jährlich 3.5 Millionen Schilling 
in die Forschung hineinsteckt. Einer Firma darf 
man nicht zumuten, daß der Unternehmer selbst 
nur ein Zehntel seines Reingewinnes für sich 
und seine Familie aufwendet und dann noch 
eine Fertigung ohne Förderung des Landes und 
des Bundes aufziehen soll. Man kann ihm nicht 
zumuten, daß er die Aufgaben der Ausbildung 
völlig allein übernimmt. Das ist der Grund, war­
um ich dieses Hohe Haus um Verständnis bitte 
bei den Budgetverhandlungen für das Jahr 1969. 
Wenn Sie diese Post wesentlich erweitern, dann 
sind Sie es, die die Möglichkeit geben, daß unse­
rer steirischen Heimat ein sehr großer Dienst 
erwiesen wird. Spätere Generationen werden 
vielleicht dieses erste Budget des Landes Steier­
mark mit höheren Aufwendungen bei dieser 
Förderungspost als ein gescheites hinstellen, 
denn es entwickelt sich alles zur Technik hin, 
zur feinen Arbeit, zur Arbeit mit größerem 
Können. Es ist schließlich und endlich unsere 
Aufgabe das zu fördern, um unserer Aufgabe als 
Abgeordnete für das Volk gerecht zu werden. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Abg. Ileschitz, ich erteile es ihm. 

Abg. Ileschitz: Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Die Ausführungen meines Vorredners 
sind so richtig geeignet, auf ein Kapitel hinzu­
weisen, in dem wir Steirer Chancen und Mög­
lichkeiten für die Zukunft haben. Nicht nur in 
der Steiermark, auch in Oberösterreich (gibt es 
einen Betrieb, in der Nähe von Steyr, der sich 
mit der modernen Technik im Speziellen be-
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schäftigt, der Elektronik-Geräte herstellt, die 
kaum im Inland, dafür aber umsomehr im Aus­
land ihren Absatz finden. Prof. Dr. List in der 
Steiermark ist ja auch eine jener verkannten 
Größen gewesen, als er in Graz begann. Ganz 
kurz nur ein Hinweis darauf: Wir haben ge­
meinsam damals, Gewerkschaft, Arbeiterkam­
mer, aber auch Handelskammer hingewirkt, daß 
man ihm überhaupt die Chance und die Mög­
lichkeit gegeben hat, eine Halle zu errichten und 
wir haben auch aus Landesmitteln und aus an­
deren Budget-Mitteln versucht, ihm damals Un­
terstützung zu einem Zeitpunkt zu geben, zu 
dem er wie Porsche aus Graz, aus der Steier­
mark, aus Österreich verschwinden wollte, weil 
man ganz einfach für Forschung und solche 
Zwecke keine Geldmittel zur Verfügung stellen 
wollte. Uns ist es also gelungen, diese Anstalt 
für Verbrennungsmotoren in Graz zu erhalten 
trotz größter Widerstände. Ersparen sie es mir, 
Ihnen genauer zu schildern, bei welchen Behör­
den diese lagen und welche Auseinandersetzun­
gen es gegeben hat, bis es dann doch so weit 
war, daß er in der Gabelsbergerstraße mit dem 
ersten Aufbau einer Werkshalle beginnen 
konnte. 

Wir wissen also, daß er Geräte erzeugt. Und 
wenn Sie diesen kleinen Druckmesser herneh­
men, so ein kleines Stückerl 3.500 Schilling mit 
einem Anteil von 2.100 Schilling an Lohn, so zeigt 
das, daß wir hier eine Zukunft hätten, wenn, ja, 
wenn für die Forschung' eben die entsprechen­
den Mittel vorhanden wären. 

Wir wissen, meine sehr verehrten Anwesen­
den, daß rund 20 bis 25 Prozent der erstklassi­
gen Techniker, der verantwortlichen Leiter von 
Forschungsstätten, aber auch Großunternehmun­
gen in Deutschland österreichischer Abstam­
mung, also Österreicher sind, die im Ausland 
arbeiten, weil man ihnen hier die Möglichkeit, 
die Chance nicht eingeräumt hat. Wir wissen 
aber auf der anderen Seite, daß wir Ausbil­
dungsstätten in Österreich haben, die imstande 
sind, solche Techniker und solche hervorragen­
de Leute hervorzubringen. Umso bedauerlicher 
ist es aber, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, wenn ich mich jetzt nunmehr doch dem 
Kapitel 231 „gewerbliche, fachliche und kauf­
männische Berufsschulen" zuwende und dabei 
feststellen muß, daß wohl von der Landes-Finanz-
seite her für das Jahr 1968 41,327.000 Schilling 
vorgesehen sind gegenüber 38,459.000 Schilling 
im Vorjahr, also fast um drei Millionen Schil­
ling mehr, und es trotzdem hervorragende Aus­
bildungsstätten für Lehrlinge, für Fachschüler 
gibt, die, weil sie keine Hilfe bekommen und aus 
Eigenem scheinbar die fehlenden Mittel nicht 
mehr aufbringen, diese Schulen einschränken 
bzw. zu schließen beabsichtigen. Ich spreche hier 
nicht von den Landesberufsschulen, sondern von 
den Werksschulen. Von der Werksschule zum 
Beispiel der Österr. Alpine-Montan-Gesellschaft, 
die im Laufe der vielen Jahre und Jahrzehnte 
ihres Bestandes tausende und zehntausende her­
vorragender Facharbeiter ausgebildet und zum 
Teil in den eigenen Werken aber auch für die 
Übrige Wirtschaft zur Verfügung gestellt hat. 
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Es ist mehr >äls bedauerlich, daß z. B, eine Schule, 
in der man erstkrassige Bergfächleuteausbildete^ 
und zwar am Bergbau in Fphnsdörf:^iaereits 
geschlossen hat, weil dieses "Unternehmen, bzw. 
weil dieser Betrieb keine finanziellen Zuschüsse 
bekommt, sondern man verlängt, sie müßten 
diese Schulen aus eigener Substanz erhalten. 
~ Elne^weitere "sehrT bedauerliche ^Entwicklung" 
betrifft die Werksschule in Eisenerz. Gerade hier 
wird es ganz besonders schwierig werden. Wir 
alle kennen die geographische Lage dieser Stadt. 

Wir alle wissen, daß Eisenerz abgeschlossen 
ist und jeder, der eine höhere Schule in Leoben 
besuchen will bzw. jetzt muß —r dies iöt; im Win­
ter mit sehr großen Schwierigkeiten verbunden, 
da es doch den Präbichl zu überwinden gilt, 
durch viele Jahrzehnte in seiner Werksschule 
ausgesprochen gute Bergfachleute und Fachar­
beiter ausbildete. Bergleute und Metallfachar­
beiter, die -überall gerne gesehen waren dank 
dieser Ausbildung, Sie sind sowohl, dem Werk 
in Eisenerz zur Verfügung gestanden, haben 
aber auch oft dann ihren Weg irgendwohin in 
einen österreichischen Betrieb genommen und 

seh<e/ aber hicKt"; eiä;* daß ^ nie^'hlögfich'-ist; 
einem :lJnterheb;men einto; gewissen Zuschuß zu 
leisten, :#eiin dieses- tJntefeehnien auf Grund >de* 
wirtschaf^ichert 'SiMatioii; nicht inistände ist; aus 
eigenen Mitteln die" Ge^ämtkosten für die Aus-
•budung ;eineK soSgroßeh Anzahl'von Lehrlingen 
zu trägen. Es mußte1 also' ein Weg gefunden 
weFden^Tgefade diese ;SchMen7di67bestel^TlHM_ 

über einen so aüsgezeichneteh Ruf verfügen, für 
die weitere Zukunft zu erhalten. Wir können es 
uns nicht erlauben, Hohes Haus, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren, daß wir-in der Frage 
der 'Facharbeiterausbildung in einigen Jähren 
Unter.Umständen auf einen Stand kommen wie 
der Balkan, wie Balkanstaaten, die man heute 
als solche.noch ansprechen kann. Denn in eini­
gen Jahren werden diese uns unter Umständen 
überrunden, wenn wir dezimieren und' die an­
deren aufbauen. Wir müssen also trachten, meine 
sehr verehrten Damen Und, Herren, auch Hier 
entsprechende Hilfe und Unterstützung diesen 
Unternehmen für diese ausgezeichneten Fach­
schulen zu gewähren. 

Ich richte daher den Appell und die Bitte, man 
waren dort, weil man sie ja nicht alle im eige-
neh Betrieb unterbringen konnte, gerne gesehen. 
Genau so war es im Ausland, wenn sie dorthin 
kamen. Seit zwei Jahren schon wird die Auf-, 
nahmszahl von Lehrlingen und Fachschülern 
immer mehr beschränkt. Die Situation ist jetzt 
so, daß man für das heurige Schuljahr über­
haupt keine Aufnahmen mehr vorgenommen 
hat, weil man bei der Alpine sagt, „wir wissen 
nicht, wie die Zukunft ausschauen wird, wir 
wissen nicht, kommt es zu noch größeren De­
zimierungen von Arbeitskräften als sie bisher 
schon erfolgten, wir haben keine Chance und, 
keine Überlebensmöglichkeit für die Leute, da­
her ist auch ein finanzieller Aufwand in der 
Größenordnung wie bisher nicht mehr gerecht­
fertigt, wir werden einmal die nähere Zukunft 
abwarten, wir lassen eventuell die Lehrgänge 
auslaufen.". Eine, ähnliche Entwicklung, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, auch bei der 
Werksschule in Donawitz. Donawitz;hat jährlich 
von Belegschaftsangehörigen aber auch, von an­
deren Familien kommend, 100 Lehrlinge im Be­
trieh eingestellt. 

Das war-eine erkleckliche Anzahl. Die^Schule 
selbst hat 800 Lehrlinge jährlich besessen' 'und-, 
ist jetzt auf einen Stand von insgesamt 124 Lehr­
lingen und Fachschülern herabgesunken. Ausge­
zeichnetes Lehrpersohal steht zur Verfügung, die 
vielen Einsatz- und Lehrmöglichkeiten des gro­
ßen Fabriksunternehmens für die^ Lehrlinge lie­
gen mehr oder weniger brach. Ich stelle hier die 
Frage,, ob wir Österreicher es uns'leisten kön­
nen, solche Aüsbildungsstätten, die; diüreh;-viele 
Jahrzehnte bestanden haben, ganzeinfaeh links 
l iegen/zii lassen, Solchen :ÄÜsbndühg^p|en; 
nicht die Möglichkeit zu geben, auf Grund ihrer-
hervorragenden Leistüngsf ähigkeit doch den vso 
nö t ^^ä igen^Fac^ fördern. 
Ich: sehe ein, daß man für die Grundschulen, 
für die;Ifäi^schulen, f ür Müpäds und auch für 

• ahdere mittlere und, für höhere technische Lehr-
aastälteh vom Lande -aus: Subventionen-gib^^Ä 

möge doch trachten, wenigstens in Donawitz, wo 
man sowieso schon- einen Ärbeitskräfteverfali 
laufend hat, Wenigstens die Lehrlingszahl zuVer­
halten und den Facharbeiternachwuchs <zu för­
dern. Denn jetzt sind nur mehr* 124 Lehrlinge 
da und heuer haben sich in Donawitz 72 Lehr­
linge gemeldet trotz des Lehrlingsmahgels, weil 
diese Schule einen so guten Ruf genießt öder 
besser gesagt, 72 hätten die Voraussetzungen zur 
Auf nähme in die Schule mitgebracht und aufge­
nommen wurden nur mehr 32, 

Ich" möchte also hier im Hohen Haus doch auch 
vorschlagen oder die Empfehlung einbringen, 
nachdem ja der Posten für gewerbliche und 
kaufmännische Berufsschulen von 38.4 auf 41.3 
Millionen Schilling, erhöht̂ ^ wurde, vielleicht einen 
entsprechenden Betrag auch: zur Weiterführung 
zumindest der Werksschule in Döhäwitz zur Ver­
fügung zu stellen. Würden wir dies! tun, würden 
wir nicht nur dem Werk Donawitz, sondern auch 
der jobersteirisehen Jugend eine ausgezeichnete . 
fachliche Bildungsstätte erhalten. "(Beifall.). 

Präsident: Ich erteile Herrn Abg. Scheer -das 
Wort Nächster Redner ist Herr Abg. -Bürger1. 

Abg. Scheer: Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Wenn es „ein Kapitel gibt, wo ich mit 
allen Abgeordneten übereinstimme, dann ist es 
das Kapitel Schulwesen. Imm^r wieder im Laufe 
der Jahre .haben sieh namhafte Schulmänner des 
Hauses zu diesem Kapitel gemeldet. Ich stelle 
fest, daß/:ich_mieh ganz kurz fassen und wesent-

: flehe Dinge herausgreifen möchte: Etwas möchte 
ich zum polytechnischen Lehrgang sagen. Es ist 
^^ifeliöS' f estzusteilffl IÄS alle 
zu diesen Fragen des polytechnischen Lehrgan­
ges, bislier positiv; ausgesprochen;, daß der Ver­
sucht ies/fiplyl^e^^ 
er zu; wenig üteerlegt geweseft igt ^indjetwais i ü 
fruh: ins L^e^^g^i^^ 
ents^öehenden, Vofbei^tüiigen getroffe^'wur-

^dehyt:
:::^:>--l-;:'- ; \ 'S - ; . : Ää: v'<.:':-:J-,'>-'k';'^v.v ,-'••••• .-.-̂  
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„Es erweisen sich viele Mißstände. Die Abgän­
ger sowohl des 1. . Und 2.,- -Klässenzuges der 
Hauptschulen, als auch der Volks- und Sonder^ 
schulen kommen mit dem 14. Lebensjahr in die­
sen polytechnischen Lehrgang, was eine Nivel­
lierung desselben nach unten bedeutet.: Es ist 
daher auch schon spürbar,, daß die Eltern der 
14jährigen alle möglichen Versuche unterneh­
men, um ihre Kinder nicht in -den polytechni­
schen Lehrgang schicken zu müssen. Man nimmt 
den Ausweg über Schulen mit Öffentlichkeits­
recht, Maschinschreibschulen und dergleichen. 
Man läßt die Kinder dort einschreiben, um dem 
polytechnischen Jahr entgehen zu können. Eine 
Reform des polytechnischen Lehrganges ist 
durchaus notwendig und ich stimme mit dem 
Kollegen Heidinger überein in der Frage, daß 
wirklich ein Ausweg aus dieser Misere gefun­
den werden muß, daß man die polytechnischen 
Lehrgänge in einer Schule zusammenfaßt. Man 
sollte in einem Schulhaus drei, vier oder fünf 
polytechnische Lehrgangsklassen schaffen und 
die Kinder darnach zusammenfassen, ob sie aus 
dem 1. oder 2. Klassenzug einer Hauptschule, 
von einer Volks- oder Sonderschule kommen und 
sie dann entsprechend unterrichten. 
, Es erhebt sich die Frage, ob rnaii nicht jetzt 

einem Halt entgegengehen soll und die poly­
technischen Lehrgänge auf neue Füße stellt, bis 
man diese besonderen Übelstände abstellt. 

Als nächstes möchte ich auf ein Thema ein­
gehen, das zweifellos ein heißes Eisen für alle 
Beteiligten darstellt. Es ist die Frage; wie 
weit man mit der sexuellen Aufklärung in den 
Schulen gehen soll. In anderen Staaten ist man 
daran gegangen, diese Aufklärung auch in die 
Lehrplane aufzunehmen, ja selbst die Lehrer in 
dieser Weise zu unterrichten. Wir wissen alle, 
daß mehr als je zuvor auf die Kinder, für sie 
zum Teil auf unverständliche Weise, sexuelle ne­
gative Aufklärung, sei es durch Filme, Zeit­
schriften und dergleichen einstürzt, wobei sie 
diesen Dingen vollkommen hilflos und mißver­
stehend gegenüberstehen. Auswüchse in der Hin­
sicht, wie z. B. Rauschgiftübertreibungen usw. 
haben wir in anderen Staaten bisher verfolgen 
können. Es ist nur die Frage, wielange es dauert, 
bis es bei uns dazu kommt. Es ist wirklich zu 
sagen, es ist höchste Eisenbahn, daß man dieses 
heiße Eisen von der Schulbehörde und anderen 
Institutionen aus anpackt und den Versuch un­
ternimmt, in dieser Weise etwas Abhilfe zu 
schaffen, bevor es ganz zu spät ist. 

Das Dritte, was ich anziehen möchte, ist die 
Frage des Benehmens der ausländischen Studen­
ten an unseren Hochschulen. Wir beobachten, 
daß im vermehrten Maße unsere Straßen und 
Plätze von den ausländischen Studenten dazu 
benützt werden, um innenpolitische Dinge ihrer 
Heimat auf Unserem Staatsgebiet auszutragen. 
Ich erinnere an die Studentendemoristrationen 
anläßlich des Schahbesucnes durch die persischen 
Studenten oder an die Demonstrationen der grie­
chischen Studenten usw. Es soll die • Demokra­
tie in unserem Staat nicht so weit mißbraucht 
werden; • daß diese Studenten, die in ihren Län­
dern noch weit hinter dem Mondschein sind 

nach unserer Auffassung, in unserem Land auf 5ä 
den Straßen Demonstrationen veranstalten, die, •: /M 
wie wir wissen, manchmal ein Ende nehmeii ' | | 
können, das weder von unseren Behörden ge- ,'S 
wollt ist,-noch daß sie in der Lage sind, dieses ••'•f$ 
zu verhindern. Es wäre daher angetan von un- -^ 
serer Seite aus, sowohl von der Bundesregie- S f 
rung als auch vqn der Landesregierung aus et- -M 
was zu unternehmen, daß solche Übergriffe un- ivif 
terbunden werden, weil wir glauben, daß das '"I 
nicht der richtige ,Ort ist für diese Studenten, / - : \ £ 
um sich in ihrer Meinung auszulassen. Notabene, i:l 
wo wir wissen, „daß sie in ihren eigenen Län- •',-% 
dem oft kaum in der Lage wären, auch nur ein ;| 
Minimum dessen aufzuführen, was sie glauben .:'Ä 
uns antun zu müssen. "4. 

Das war mein kurzer Beitrag zur Schulfrage. 
(Beifall.) ^ 

Präsident: Herr Abg. Burger hat das Wort. 
Als nächster Redner ist die Frau Abg. Jamnegg " 
zu Wort gemeldet. 

Abg. Burger: Herr Präsident! Hoher Landtag! y 
Ich möchte, wie bereits vor zwei Jahren, mich 
mit unserem Lehrlingsproblem auch heuer wie­
der befassen. Das heißt, ich wende mich somit : 
dem Unterabschnitt 292 zu; jenem Abschnitt, der 
im Voranschlag 1968 von 3,840.000 Schilling auf 
3,540.000 Schilling gekürzt worden ist. Das ist 
somit ein Betrag von 300.000 Schilling, welcher 
unseren jungen Freunden bzw. ihren Eltern 
oder Erziehungsberechtigten sicherlich abgehen 
wird. Ich befasse mich persönlich gerne mit den 
Fragen der Berufserlernung, weil ich als Be­
triebsrat der Hütte Donawitz täglich den Unter­
schied sehe zwischen dem gelernten Facharbeiter 
oder jenen, die zeitlebens sich in den untersten 
Lohnstufen eines Hilfsarbeiters bewegen. Es ist 
geradezu ein sozialpolitisches Problem, ob die 
Kinder nach dem Besuch der Pflichtschule ange­
halten werden, einen Beruf zu erlernen oder 

nicht. In vielen Fällen sind den Kindern, welche 
die Pflichtschule verlassen, materielle Güter 
wichtiger, als die Erlernung eines Berufes. Lei­
der führen solche Fälle vielfach zur Jugendkri­
minalität. Es ist daher von ganz besonderer Be^ 
deutung, daß bereits vom Elternhaus aus die 
Frage der Berufserlernung mit den Kindern ab- ," 
gesprochen wird. Natürlich mit dem Wahrheits- A 
grundsatz, daß Lehrjahre keine Herrenjahre 
sind. Es ist aber immerhin besser, einige Jahre 
den Anforderungen des Lehrherrn oder Lehr­
meisters zu entsprechen, als ein Leben lang als 
Hilfsarbeiter Untertan sein zu müssen. Da un- K 
sere Jugend das nicht wissen kann, müssen diese '• ̂  
schöne Aufgabe zur Lernbereitschaft die Eltern * 
in erster Linie und der Lehrkörper in den Schu- >; 
len in zweiter Linie übernehmen. Die Lenr- -i 
jähre von heute sind unter keinen Umständen rM 
mehr mit jener Zeit um die Jahrhundertwende * 
zu vergleichen; Die Lehrlinge von heute genier 'M 
ßen ihren besonderen gesetzlichen Schutz unä J " 
haben ihre vertraglichen und sozialen Rechte. 1 
Neben einem bescheidenen Taschengeldbetrag \H 
genießt der Lehrling seine Freizeit und hat sei- ?1 
nen gesetzlichen Urlaub. Die Jugendschutzbe^ ^ 
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slammuiigen; sind in vielerIBttsieht eine echte 
Stütze seiner Lehrjähre-,Di^einehr als erfreu­

liche Tatsache scheint sich heben- den übrigen 
Förderungen, für die Lehrlinge, sei es"chircfcZu-
schüssej bei privaten Kpstpiätzen; pder für die 
Unterbringung in den; Lehrlingsheittienv für^ die 
gesamte Wirtschaft günstig auszuwirken: 

kurz;'!ässeh: Es liegt Ä i r daran* auf einen Res>-
^i^0^airitoi|•;•3hinwweisetti. den wir zu dieser. 
'Gruppe eingebracht haben und dem auch die 
Sozialistische -Fraktion beigetreten ist; In dies.eni 
Alitrag vvvifd die Landesregierung aufgefordert, 
aH-d^Lffi^^jbefüfssiäiulfen- den Turn-und Sport-
ÜöerrachjC*einzuführen und wir beantragen da-

Bis zum Jahre 1965 war eine ständige Zu­
nähme von Lernfreüdigen aller Sektionen zu 
verzeichnen. Nur 1966 ist in allen Sektionen ein 
empfindlicher Rückgang zu verzeichnen gewe­
sen, während 1965 ein Höchststand von 27.625 
Lehrlingen registriert worden ist. Sicherlich, ist 
das polytechnische Schuljahr die , Ursache die­
ses rapiden Abfalles. Ich darf daher )emige Vef-
gleiehsziffern, meine sehr Verehrten Damen und 
Herren zitieren: '_ "• ;' . 

Ih der Sektion Gewerbe haben 1965 15.908 
Lehrlinge gelernt, während 1966 eine Abnahme 
von 3:025 Lehrlingen oder 19.2 Prozent zu ver­
verzeichnen war. in der Sektion Industrie lern­
ten 1965 4.051 Lehrlinge, während eine Abnahme 

Tm Jahre 1966 u m 5ß^^deirl375« ^ rozent~zü r 

verzeichnen ist. Besonders kraß ist die Abnahme 

"niil^^gleiehzgltlgr auchy durch'^Errichtung von 
Sportplätzen und sportlichen Einrichtungen die 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß die 
Lehrlinge auch in ihrer Freizeit sich sportlich 
betätigen können. 

Ich hoffe, daß dieser Antrag kein platonischer 
Antrag: -bleiben wird. Denn ich glaube, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, wir sollten 
alles tun, was mit dazu beitragen kann, -die 
sportliche Betätigung der Jugend zu fördern. Ich 
bin der-Meinung, und Sie werden mit mir da 
währschemlieh. übereinstimmen, daß der Man­
gel an Bewegung heute im Zeitalter der Motori­
sierung eigentlich schon eine recht bedenkliche 
Erscheinung i s t Das ist sicher nicht zuletzt auch 

- (Me-UrsaGhe-^ffiryrdaß^^ 
Jugendlichen, bei welchen schwere Haltungsschä-

im Fremdenverkehr; wo' 1965 1.412 undim Jähre. 
1966 eine Abnahme von 210• Lehrlingen^ d. h. 
um 14.87 Prozent zu verzeichnen ist. Insgesamt 
lernten, wie schön erwähnt, 1965 27.625 Lehr­
linge, während im Jahre 1966 eine Gesamtab­
nahme von 5.234 oder von 18.95 Prozent zu ver­
zeichnen war. 

Vergleiche ich aber die letzten neun Jähre, so 
ist die erfreuliche Feststellung zu machen, daß 
seit dem Jähre 1957 in der Steiermark 250.113 
Lehrlinge mit Erfolg freigesprochen' worden 
sind. Diese jährlich ständig steigende Zahl er­
fordert selbstverständlich eine Erhöhung der Kre-' 
dithiittel für die Beihilfen zurErlangung privater 
Kostplätze oder fürvsonstige Beihilfen an be­
dürftige Lehrlinge. Ich erlaube nur, äie in fünf 
Jahren dafür ausgegebenen Summen zu zitieren: 

1962 wurden für unsere Lehrlinge 632.970 
Schilling ausgegeben. Im Jahre 1963 ist diese 

. Summe gestiegenauf 779.4.70;.Schm'ing<,iS|;64vsii^.':. 
diese Summe neuerHch an auf 1,032.000 SchiHing,. 
1965 stieg diese Beihilfensumme neuerdings ra­
pid an auf 2,301.000 Schilling^ 1966, auf 2,400.000 
Schilling. 1967 ist derzeit bereits ein;Beträg re­
gistriert "von 2,373:000 Schilling, obgleich: dieses 
Jahr "noch, nicht zur Gänze abgerechnet worden 

. So,hat die steirische Landesregierung für un­
sere bedürftigen Lehrlinge M den letzten; fünf 

\ Jahren einen Betrag von 9,507.940.Schilling ausr 
gegeben. Diese Geldanlage ist wohl eine der 
sinnvollsten Investitionen überhaupt. A 

Wer für den. :Nachwu£hs .seiner; Wirfschaft, 
sorgt, sichert die Zukunft und den Wohlstand, 
ftir uns allefc (Beifäll:) ^ ; ; '^ f-" ' : ^ ' ^ ^ ' ' - ' ^V 

Präsident Dr. Haan: Als nächste Rednerin hat 
, die Frau Ahg*; Jainnegg :\.44S'v.:^oÄ:.-.ß#J.;;w|üS§fe^ 

Redner ist Herr Brot Dr: Moser*' 

• ;^g^-JaiHneggr»/Hphesr 
leb.rten;Dämen und Ferren! Ieh7wer^miefegjapzij 

den und Fußleiden festgestellt werden, immer 
mehr im Anwachsen is t Deutlich zeigt sich das 
— und ich habe vor Kurzem darüber eine Stu­
die • gelesen. — . beim Rekrutierungsergebnis des 
österr. Bundesheeres, das für das Jahr 1966 na­
hezu 19 Prozent der Jungmänner als untauglich 
oder nur als bedingt tauglieh auswies, wobei 
auch hier Haltungsfehler und Fußleiden eine 
maßgebliche Rolle spielen. 

Ich glaube, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, man darf diese Dinge nicht leicht neh­
men. Hier geht es schließlich um die Völksge­
sundheit und alle Bemühungen, diesen Erschei­

nungen entgegenzuwirken, sollten, so, meine ich, 
wirksam unterstützt werden. 

Es wäreemeMaßnahmedurch die Einführung 
des obligaten Turn- und Sport-Unterrichtes an 
den Landesberufsschulen, die hier mithelfen 
könnte, die Dinge zu verbessern. Immerhin sind 
es derzeit in Österreich 150.000 Lehrlinge, die 
keinen geregelten Turn- und Sport-Unterricht 
haben. ' . ' .-• 

Ich darf daher die Hohe Landesregierung er­
suchen und bitten, für eine baldige Realisierung 
dieses, wie ich glaube, sehr wichtigen Anträges 
Sorge zu tragen. (Beifäll.); 

Präsident: Ich erteile nunmehr Herrn Abg. 
Prof Dr. Moser das Wort. 

I AJjg, ,,Prpf,„2te., Jdosei; Sehr .geehrte Damen 
und Herren! Schon damit die Lehrer bei ihrem 
ure^igenen Kapitelv zahlenmäßig nicht in der Min­
derheit vbleibehV gestatten Sie mir noch einen 
kurzen., Beitrag. Vielleicht gelingt es mir, Ihre 

;Ä|hter^san1keit so zwischen den Zeitüi^saSueh 
noch auf das Kapitel der Bildstellen zu lenken, 
Dp^t sind die Ausgaben für das tPersonal und 
füiSÄe i f e i ^ J ung - der LaadespildsteUe. und der 
Bezifeksfeildsiellen veranschlagt.. Sie wissen, 
hsein^; © a m e n ^ * ^ 
' H^ini|tel,/?däs; Tonbandgerät die Sehinäinline 
ii#sfe ES; 4Ä«nm;öglieh,. 4aßm die: Schülerhalter" 

• . ' f r - : ^ / Y . 
^*M>*£ l>~ t ; s ß* 
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das alles für ihre eigenen Schulen anschaffen 
können. Die Bildstellen leisten daher eine große 
Hilfsstellung für die Schulerhalter, indem sie 
leihweise diese Geräte, diese wertvollen Hilfs­
mittel, den Schulen anbieten. 

Nun ist durch das Auslaufen des Unterrichts-
Film-Schillings im Jahre 1962 eine finanzielle 
Lücke entstanden. Es konnten keine Mittel mehr 
nachgeschafft werden. Es entstand ein Notstand 
dieser Stellen, der dringend einer Abhilfe be­
durfte. Die Steiermärkisehe Landesregierung hat 
daher nach einem Antrag des Landtages in dan­
kenswerter Weise einen Nachholbedarf festge­
stellt und im außerordentlichen Budget einen 
Betrag von 1.4 Millionen Schilling für die mo­
derne Ausrüstung der Bildstellen eingesetzt, wo­
von immerhin 400.000 Schilling in diesem Bud­
get bedeckt sind. 

Nun gestatten Sie noch ein paar ganz kurze 
grundsätzliche Bemerkungen dazu, weil jemand 
sagt, wozu brauchen wir das Bilderschauen? Ist 
das nicht zuviel Geld dafür? 

Die abendländische Bildung hat sich in den 
letzten Jahrhunderten fast ausschließlich auf das 
Buch gestützt und noch in unserer Jugend wa­
ren die Bücher nahezu die einzige Quelle der 
Bildung. Es ist daher nicht verwunderlich, wenn 
die Eltern und Lehrer heute noch auf die Buch^ 
Weisheit pochen, obwohl das optische Zeitalter 
längst angebrochen ist. Lassen Sie mich das im 
Detail auf Grund einer Statistik beleuchten. 

In den Vereinigten Staaten erleben 4/5 aller 
Kinder bevor sie noch buchstabieren können, 
täglich etwa ein bis zwei Stunden das Geschehen 
auf dem Fernsehschirm. Bei uns ist das nicht so 
ausgeprägt, aber es wird auch kommen. Die Kin­
der kommen daher mit einem Bildungsgut in 
die Schule, das völlig verändert ist gegenüber 
der Zeit vor 10 oder 20 Jahren. Daraus muß die 
Schule ihre Konsequenzen ziehen. Die Unter­
richtsmethode muß sich darauf einstellen. Wenn 
man bedenkt, daß das Fernsehen im 13. Lebens­
jahr einen Höhepunkt erreicht und auch der 
Kinobesuch schon einsetzt, dann wird man sich 
nicht wundern, wenn diese Massenmedien einen 
großen Einfluß auf das Familienleben und auf 
die Schule ausüben. Das Negativste ist der wahl­
lose Konsum. Damit entsteht eine Übersättigung, 
falsche Leitbilder, ein verzerrtes Bild der Wirk­
lichkeit, eine ständige Angst etwas zu versäu­
men. Schließlich betäuben sich die jungen Men­
schen und kommen in jenen Sexstrudel hinein, 
aus dem sie später enttäuscht erwachen. Nicht 
über sich selbst enttäuscht, sondern über die 
Gesellschaft und sie wenden sich jenen komi­
schen Vereinigungen zu, die unter verschiedenen 
Namen bekannt sind: Gammler, Hippie usw. 

Es ist daher notwendig, frühzeitig zu einer 
geistigen Auseinandersetzung mit den Massen­
medien zu kommen. Die Demokratie braucht 
denkende Menschen. Die Film- und Fernseher­
ziehung in der Schule soll dazu eine Grundlage 
legen. Dazu brauchen wir in der Schule die nö­
tigen Lehrmittel, die ja erst einen modernen 
und Zeitnahmen Unterricht ermöglichen. Vor 
kurzem tagte in Wien die internationale Tagung 
— Gemeinschaft für den Unterrichtsfilm — aus 

allen Ländern beschickt und dort wurde die ein­
stimmige Forderung erhoben, Integration der vi­
suellen Medien im Klassenzimmer* Unser Unter­
richtsminister hat dazu seine Zustimmung ge­
geben und gesagt, Österreich müsse als ein -
Gründungsland dieser Gemeinschaft beispielge­
bend vorangehen. 

Dann muß ich hier die Forderung anmelden 
an die Schulerhalter, an das Land und an den 
Bund, daß es keinen Schulneubau mehr geben 
darf, in dem nicht die Voraussetzungen für Film, 
Bild und Tonband geschaffen werden. Es kommt 
im wesentlichen auf die Vef dunkelungsmöglich-
keiten an. Die Schulgesetze verlangen diese Bil­
dung. Wir müssen die Jugend in die neue Spra­
che des beredten Bildes einführen in eigenen 
spezifischen künstlerischen Ausdrucksmitteln. Die 
Bewältigung der Macht, der suggestiven Wir­
kung der Massenmedien ist nicht auf die Schu­
len allein abzuladen. Es ist daher besonders an­
zuerkennen, daß sich die meisten Bildungsinsti­
tutionen diesem Anliegen heute widmen. Die 
Kammern, die Gewerkschaften, die Volkshoch­
schulen, die Kirchen, das Landes] ugendreferat, 
die Aktion „Der gute Film" haben dasselbe Ziel: 
Bildung durch Einsatz der modernen Medien 
und Erziehung zum richtigen Gebrauch dieser 
Massenmedien. 

Die Unesco, damit komme ich zum Schluß, 
hat beschlossen, ein erstes Weltinstitut unter 
dem Titel,, Internationales audiovisuelles Insti­
tut für Musik, Tanz und Theater" zu errichten. 
Es ist der Erfolg unseres Unterrichtsministers, 
daß dieses Institut in Wien ab 1969 seine Tätig­
keit aufnehmen wird. Es sollen dort mit wis­
senschaftlicher Gründlichkeit Film, Rundfunk 
und Fernsehen konsequent erforscht und eine 
Verbindung zwischen Künstlern und audiovi­
suellen Mitteln hergestellt werden. Es wird nicht 
nur ein internationaler Begegnungsort der 
Kunstschaffenden sein, sondern auch ein Lern­
zentrum für uns alle, die wir uns in diesem 
Land mit den Massenmedien beschäftigen. In 
diesem großen Rahmen gesehen, meine Damen 
und Herren, kommt die Initiative der Landes­
regierung gerade richtig, unsere Landesbildstelle 
auszubauen. Von den modernen Mitteln mögen 
die Lehrer, Jugendführer und Volksbildner-rei­
chen Gebrauch machen. 

Präsident: Der Herr Berichterstatter hat das 
Schlußwort. 

Berichterstatter Abg. Johann Pabst: Ich ver­
zichte darauf und darf um die Abstimmung bit­
ten. 

Präsident: Ich ersuche die Abgeordneten, die 
dem Antrag des Herrn Berichterstatters zustim­
men, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 

Die Gruppe 2 ist angenommen. 
Wir kommen zur 

Gruppe 3: Kulturwesen 

Berichterstatter ist Abg. Hermann Ritzinger. 
Ich erteile ihm das Wort. •> 



Abg. Kitzinger: Hohes Haus! Sehr geehrte 
Damen, und Herjen! Die Gruppe 3, Kulturwesen, 
weist sechs Abschnitte und 14 Unterabschnitte 
auf. Die Einnahmen nur für diese Gruppe sind 
im Ländesvoranschlag 1968 mit 3,186.200 Schil­
ling, das sind um 895.200 Schilling mehr als 
1967, pfäliminiert. Die Ausgaben wurden mit 
73;69t>70u0 Sehillmg -angesetzt ,"^® 
6,794.700 Schilling mehr als 1967. In den einzel­
nen Unterabschnitten beträgt das Mehr bzw. das 
Weniger zu den Ausgaben 1967 wie folgt: 
Museen + S 2,557.600.— 
Bibliotheken + S 153.200.— 
Sonstige Wissensehaftspflege — S 83.000,— 
Kunstschulen gleich wie 1967 
Theater- und Bühnenwesen + S 1,680.700.— 
Pflichtschulen und Musikpflege + S 2,339.200.— 
Sonstige Kunstpflege ' — S 577i000.— 
Einrichtungen der 
Volksbildung + S 881.200.— 
Sonstige Volksbildung — S 400.000.^ 
Denkmalpflege + S 29.700.— 

-Naturschutz — - 7 +-S 45.4)00,— 
Sonstige Heimatpflege gleich wie 1967 

sich um die Kulturpolitik des: Sandes handelt 
Schon diê  Abs^ftihittsbezeichnungen im Landes-
voransclilag machen dies offenkundig. Interes­
sant ist nun, wenn man das Budget, ein wenig 
durchleuchtet, die Aufteilung der Mittel inner­
halb der'Gruppe 3. ••''••-.-•: . . . .;...-

Die drei größtenÄusgabenposten sind dser Zü-
Tschuß - der^and ' e s - a^d ie Vereinigten BüKnenr 
mit 17.5 Millionen Schilling, die Erhaltung der 
Museen mit i4.2 Millionen Schilling und der Zu­
schuß an das Grazer Philharmonische Orchester 
mit insgesamt ,4.2 Millionen Schilling, 

Diese drei genannten Posten zusammen ma­
chen mit 36 Millionen Schilling fast genau die 
Hälfte der Ausgaben der Gruppe 3 aus. Hier 
liegt also der Schwerpunkt der kulturellen För­
derung im Land. Das ist auch gut verständlich, 
wenn man bedenkt, daß es sich bei Theater, "Oper, 
Orchester und Museen geradezu um klassische 
Kulturinstitute handelt und Österreich" nicht zu­
letzt durch die dort vermittelten Kulturgüter in 
aller Welt berühmt geworden ist. Es ist daher 
sehr~w&hl-überlegt—und-g4it^eg*ündeV—wenn-
däs Land Steiermark mit seiner Kulturförderung 
gerade diese Einrichtungen, die auch? ander-
wär.ts einen sehr guten Namen haben, kräftig 
und nachhaltig fördert. Gerade die Pflege und 
die Erhaltung der großen Werke vergangener 
Kultürepochen, ihre würdevolle Darbietung und 
der schöpf erische Nachvollzug in der Wiedergäbe 
sind ohne jede Einschränkung eine ehrenvolle 
•und verpflichtende Aufgäbe, zu der wir uns je­
derzeit gerne bekennen. Mit diesem Bekenntnis, 
das seinen Niederschlag auch im Haushaltsvor­
anschlag gefunden hat, sagen wir auch ein kla­
res und deutliches Ja zur Geschichtlichkeit un­
serer Kultur, zur Tradition, zum Reichtum, der 
uns geschenkt • wurde und den wir an die nach 
uns Kommenden weiterzugeben haben. 

Wir haben eine große Tradition und, unser 
heutiges geistiges Selbstverständnis ist ohne 
diese Tradition sicherlich nicht denkbar. Tradi­
tion ist freilich nicht nur ein Zustand, sondern 
auch eine Aufgabe. Wird das Überlieferte nur 
starr weitergegeben oder nur- in einem -ungenü­
genden Maße neu belebt, so.ist es andauernd; in 
Gefahr verabsolutiert zu werden, zur Ideolo­
gie, zum Wertm'aßstab zu werden* und dadurch 
zu einem geistigen Stillstand zu führen. 

In ganz «besonderer -Weise,gilt dies sicherlich 
für den geistig kulturellen Raum und das in 
einer Gesellschaft, die in allen übrigen Berei*-
ehen ihrem Wesen nach als ausgesprochen dy­
namisch anzusprechen ist. Man sagt dem Öster­
reicher-ganz gerne .n.aehr daß er dazu neige, ber 
währten und bekannten Strukturen • den Vc-rzug 
zu geben; dem Risiko, dem Wägnis^dem Experi­
ment aber lieber"; aus dem-Weg zu gehen; Ich 
weiß nicht, ob diese' Grundeinstellung tatsäch-
iichv vorhanden ist. Im Kuifergeseheheh^memt 
man sie nicht selten vorzufinden. In den 
Programmen und Spielplänen mancher unserer 

, renommierter Hauser scheint sfcallenfalls ito.ren 
Niederschlag gefunden zu haben, ; ; 

Dem Theater als Experiment^ als -aktuelle, 
.moralische Anstalt, um einen Begriff Schillers 
zu verwenden» "als Ort kritischer: ÄmeinahdeJr 

Archiv + S 168.100.— 
Rundfunk und Filmwesen - gleich wie 1967 

Hohes Haus! Diese Zahlen geben ein stolzes 
Zeugnis über die großzügige Kulturförderung 
unseres Landes. Der Bogen dieser Förderung 
reicht von den Museen, Bibliotheken, Musikschu­
len, Volksbildung, Denkmalpflege, Naturschutz 
und Heimatpflege bis in viele andere kulturelle 
Bereiche. Ganz besonders muß für das kom­
mende Jahr herausgestrichen werden, daß das 
Land Steiermark wieder eine große Ausstellung 
unter dem Titel „Der Berg- und Hüttenmann" 
plant, für welche im Voranschlag Vorsorge ge­
troffen wurde. Mit dieser großen Ausstellung 
soll der Reigen der Landesausstellungen, welcher 
im Jahre 1966 mit der Ausstellung „Der steiri-
sche Bauer" begonnen wurde, fortgesetzt wer­
den. Diese neue Landesausstellung wird sicher 
wieder das breite Interesse unserer steirischen 
Bevölkerung und darüber hinaus finden. 

Der-Finanz-Ausschuß hat die Gruppe 3 einge­
hend und gewissenhaft beraten und ich stelle 
namens des Finanz-Ausschusses den Antrag, die-; 
ser "Gruppe die Zustimmung zu- geben. 

Präsident: E sa s t 22 Uhr. Gemä^ß Beschluß 
der .Obmännerkonferenz unterbreche ich jetzt 
die Sitzung, Sie wird morgen um 8.30 Uhr fort­
gesetzt. 

Unterbrechung der Sitzung: 22 Uhr. 
' Fortsetzung der Sitzung: 8.30 Uhr. 

Präsident: Hohes •Haus! Ich nehme die gestern 
unterbrochene Sitzung hiermit wieder auf. Wir 
fahren fort in der Beratung der Gruppe 3 „Kul­
turwesen.''" 'Als erster l iedner hat: -sieh Herr 
Dipl.-Ing. Schaller zu Wort gemeldet. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Ahg. DipL-Ing. Schaller: Hohes Haus! Herr 
Präsident! Es wird gerne gesagt, daß der -Vor­
anschlag das Einmaleins des Politikers sei. Dies 

•gilt: zweifellpsT^ueh'iür- die; Gruppe^ 3, wenn es 
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setzüng mit dem Geist oder dem Ungeist seiner 
Zeit, begegnet man; heute am ehesten noch im 
Studenten- öder KellerrTheater. Fast zu mächtig 
und vielfältig ist all „«las, was uns als kulturel­
les Erbe aufgetragen ist. Zu sehr scheinen wir 
manchmal der Überlieferung verpflichtet zu sein, 
was es uns schwer macht, mit gleicher Kraft 
und Aufmerksamkeit uns dem schöpferischen 
Heute und. Morgen zuzuwenden. Gerade .unser 
diesbezügliches Image, das, was die anderen über 
uns denken, sollte uns manchmal nachdenklich 
stimmen. 

Glänzende Festspiele, Staatsoper, Philharmo­
niker und manches andere mögen uns nicht 
darüber hinwegtrösten, daß wir im Ausland 
vielfach nur mehr als eine historische Kultur­
nation gelten. Wenn wir hier im Hohen Haus 
zur Förderung der Kultureinrichtungen spre­
chen, so kann man wohl nicht gut umhin, auch zu 
einzelnen Vorgängen im Lande und auch zum 
zeitgenössischen Kulturschaffen Stellung zu 
nehmen. Es ist ja nicht so, daß es nicht auch bei 
uns eine Entwicklung gäbe. Es fehlt nicht an 
kräftigen Lebenszeichen, an jungen und sehr 
eigenwilligen Talenten. Sie sind auch bei uns 
da. Aber sie sind nicht immer sehr bequem, 
verbindlich und gefällig. Nicht selten sind sie 
unzugänglich, hart im Ausdruck, kritisch, pro­
vokant. Ihre Werke sind mitunter sehr schwer 
verständlich, von schockierender Offenheit und 
erschreckendem Realismus. 

Aber was wollen wir? Was erwarten wir 
eigentlich von ihnen? Beschauliche, harmonische 
Werke in einer Zeit, in der Welten und Ideolo­
gien zusammengebrochen sind und die Barbarei 
und die Unmenschlichkeit zweier Weltkriege das 
Menschenbild bis in die Grundfesten hinein er­
schüttert haben? Echte und wahre Kunst ist nie 
sehr bequem, weil sie immer die Schwächen und 
menschlichen Unzulänglichkeiten der Zeitgenos­
sen, des Einzelnen wie auch der Gesellschaft 
radikal und rückhaltslos aufdeckt. Und es ist 
auch sicherlich kein Zufall, daß sich Diktaturen 
und Gewaltherrschaften, ob rechts oder links, in 
einem immer einig waren, in der Ablehnung und 
Unterdrückung der jeweils- zeitgenössischen 
Kunst und des kritischen Geistes. 

In unseren Tagen ist nun einmal einiges in 
Bewegung geraten. Diejenigen, die in Freiheit 
leben, wollen sie wegwerfen. Die Studenten ge­
hen auf die Straße, Jugendliche brechen die.Kon­
ventionen und .suchen, ihren eigenen Stil. Intel­
lektuelle und Künstler scheinen außerhalb der 
Gesellschaft zu stehen. Das Gespräch mit ihnen 
ist., sehr schwierig geworden. Woran liegt es? 
Liegt es an der Gesellschaft, am „establishment", 
wie es heute gerne mit einem Modewort ausge­
drückt wird, fehlt es an gutem Willen, fehlt es 
auch vielleicht an v der, nötigen Toleranz hüben 
und drüben? Fehlt es, um- wieder auf die Künst­
ler zurückzukommen, manchmal auch an Mut, 
diesen einen entsprechenden Bewegungsraum ;zu 
lassen, weil man befürchtet und befürchten muß, 
sich dadurch gegen manche Vorurteile stellen zu 
müssen? WTo es,aber-dennoch geschieht — und 
auch solche gibt es in diesem Lande — geraten 
die betroffenen Künstler und auch Förderer in 

Gefahr, als kulturfeindlich, zerstörerisch, ja so­
gar zersetzend angesehen zu werden. 

In der Zwischenzeit ist man aber im Ausland 
längst auf diese Kräfte aufmerksam geworden, 
ihre Werke werden an den bekanntesten Bühnen 
aufgeführt, in großen und bedeutenden Verla­
gen verlegt und sie selbst zu angesehenen, in­
ternationalen Ausstellungen eingeladen. Ein ty­
pisches Beispiel hiefür sind einige junge Lite­
raten, die unter dem Namen „Grazer Gruppe" 
im gesamten deutschen Sprachraum längst be­
achtet, im deutschen Rundfunk kommentiert und 
von den interessantesten Literaturkritikern be­
sprochen werden. Peter Handke, der Autor von 
„Publikumsbeschimpfungen" ist bereits vor Jah­
ren in Frankfurt gespielt worden und steht heute 
am Spielplan großer und bedeutender Bühnen 
des Auslandes. Zur Zeit gastiert er in Zürich 
mit einem Handke Becket-Abend und feiert dort 
Erfolge. Drei seiner Bände sind bereits jetzt 
im sehr bekannten und angesehenen Verlag 
Surkam erschienen, wie auch Werke weiterer 
Autoren dieser Gruppe, um nur etwa Barbara 
Frischmut zu nennen. 

Die steirische Kulturpolitik hat sich diesen 
Entwicklungen keineswegs verschlossen. Sie hat 
derartige Initiativen immer wieder gefördert 
und entsprechende Mittel zur Verfügung gestellt. 
So sind im heurigen Voranschlag 100.000 Schil­
ling für das Forum Stadtpark enthalten. Aber 
gerade diese aufgeschlossene Haltung ist oft­
mals kritisiert und den Verantwortlichen vor^ 
gehalten worden. Sicherlich, die Kulturpolitik 
steht in einer solchen Situation vor einer schwier 
rigen Aufgabe. Von der öffentlichen Hand wird 
erwartet, daß sie als staatlicher Mäzen das gei­
stige und kulturelle Schaffen unterstütze. Es 
wird aber ebenso von ihr erwartet, daß sie die 
Kunst und den Künstler nicht beeinflußt und 
ihm keine Vorschreibungen macht. Enthält sie 
sich dieser Einflußnahme, so wird ihr das wie­
derum vorgeworfen. Dennoch, es ist nicht Auf­
gabe der Kulturpolitik, eine Richtung zu förT 

dern, sondern einzelnen Künstlern in ihrer Be­
gabung zur Entwicklung zu verhelfen. 

Eine völlige Neutralität wird es aber nie ge­
ben können. Es wäre ein Fehler, die mit Recht 
geübte Enthaltung jedweder Einflußnahme etwa 
mit Gleichgültigkeit gegenüber der Entwicklung 
des schöpferischen Schaffens gleichzusetzen. Ein 
waches Interesse der Politik an der Kunst ist 
notwendig, wie umgekehrt auch der künstleri­
schen Aussage sehr wohl ein gesellschaftliches 
Moment zugrunde liegt. Förderung bedeutet im 
gewissen Sinne Stellungnahme und wird daher 
immer wieder zum Widerspruch herausfordern. 
Etwas zu vertreten, was allgemein anerkannt 
und unbestritten ist, ist nicht allzu schwierig. 
Aber gerade die Künstler finden die allgemeine 
Anerkennung meist erst dann, wenn sie unter 
der Erde liegen. Die tief empfundenen Nachp­
rüfe der Überlebenden helfen ihnen nichts mehr. 
Bei ihren Zeitgenossen jedoch stoßen sie.auf Ver-
ständnislosigkeit und Ablehnung. .Sie dennoch' 
zu fördern, sich hinter manche Entwicklung' zu 
stellen und derartige Entscheidungen auch in 
der Öffentlichkeit zu vertreten, dazu braucht es 
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einigen persönlichen Mutes. Jedenfalls mehr 
Mutes, als im Namen des Volkes- und seines 
sogenannten gesunden Empfindens gegen die 
Moderne aufzutreten. (Abg. Heidinger: „Aber 
alles muß mail sich nicht unbedingt -gefallen 
lassen!") 
JDas habe i£h nicht gesagt. Die Versuchung 

in solcher Weise Politik zu machen, ist jeden-~ 
falls sehr groß; vor allem dann, wenn sich das 
beim einfachen Mann so gut anhört. (Abg; Hei-r 
dinger: „Ich spreche nicht im Namen des Vol­
kes, aber ich bin trotzdem dagegen!") 

Das wird niemand bestreiten. 
Die Versuchung, damit Politik zu machen, 

ist sehr groß, vor allem, wenn man der Be­
völkerung vorrechnen kann, was man alles mit 
dem Geld machen hätte können, Man hätte in 
jedem Fall auch etwas anderes damit anfangen 
können. 

Wie dem immer auch sei, es gibt keinen Weg 
zurück in die Vergangenheit. Wir haben uns der 
Zeit und den Umständen zu stellen und wir 

^sotlenTinseren^igenenrRaumr mcht^abschirmeir 
und der Auseinandersetzung nicht ausweichen. 

tes Beispiel für das, was letztlich hinter all die­
sem Bemühen steht und auch das Grundänliegen 
des so erfolgreichen Steirischen Herbstes ist; 
nämlich der Wille, sich im eigenen Land] jetzt 
und heute, mit den geistigen und künstlerischen 
Impulsen auseinanderzusetzen, die Vorgänge 
rundum mitzuverfolgen und zu gestalten, das 

"G^p^ä^^mil^dem'Nächbarn gleichsamTüberiäie" 
Zäune hinweg zu suchen und zu führen, auch 
und gerade weil uns noch Welten von ihm tren­
nen, den geistigen Provinzialismus und jede kul­
turelle Verengung zu bekämpfen, wo man ihr 
begegnet. Dies alles geschieht in einer sinnvol­
len Hineinnahme geistiger Linien, die in der Ge­
schichte dieses Landes und damit in einer ver­
pflichtenden Tradition vorgezeichnet sind. In 
dieser Integration gewinnt die steirische Kultur­
politik ihr eigenes Profti,x Wir sind fest davon 
überzeugt, daß der eingeschlagene Weg richtig 
ist, und auch die volle Zustimmung aller Wa­
chen im Land findet. 

Hohes Haus! Lassen Sie mich abschließend zu 
zwei^bschnitten^der^Gruppe-drei-Stellnngneh--
men, wenngleich der Gegenstand der Behand-

Wenn wir heute auch anderswo wiederum ge­
hört werden und Graz aus seiner kulturellen 
Mittelmäßigkeit herauszuwachsen beginnt, dann 
sind es gerade diese nicht selten kritischen Ini­
tiativen und Aktivitäten, dann ist es die Steiri­
sche Akademie, dann ist es Trigon, Forum Stadt­
park und nunmehr auch der Steirische Herbst 
mit allen seinen Veranstaltungen. Gerade diese 
Aktivitäten werden im Ausland auf merksam. re­
gistriert, vielleicht aufmerksamer als hier. Es 
ist nicht zuletzt das Verdienst einer sehr auf­
geschlossenen, fortschrittlichen, steirischen Kul­
turpolitik, die dies alles erst möglich gemacht 
hat. ' 

Hohes Haus! Die Fronten sind in Bewegung 
geraten. Es beginnen sich die Fixierungen: zu 
lösen und es wird heute offen diskutiert, Ich 
glaube, das ist ein großer Fortschritt. Freilich, 
die Diskussionen werden manchmal auch sehr 
lebhaft geführt. 

Aber gerade Trigon hat das Gespräch außer­
ordentlich angeregt. Kaum jemals zuvor ist in 
der Öffentlichkeit so leidenschaftlich über 
Kunst diskutiert worden. Trigon hat mit seinem 
Versuch der Begegnung, der Auseinandersetzung 
mit dem Umraum ein starkes Echo gefunden. 
Ohne sich deshalb mit allem identifizieren zu 
wollen, Herr Abg. Heidinger. Ohne sich mit 
allem zu identifizieren, was dort gezeigt, gesagt 
oder getan worden ist, so muß man grundsätz­
lich die Idee'älssolches gut-heißen. 

(Abg. Heidinger: „Die Idee ja!" — Abg. Dipl.-
Irig. DDr. Götz: „Aber man darf schon dagegen 
sein?") Selbstverständlich. Aber es wäre sicher­
lich unrichtigj den Künstlern deshalb von vorn­
herein jede Ernsthaftigkeit ihres Bemühens ab­
sprechen zu wollen, wie das häufig geschehen 
ist, nur weil man mit ihren Exporianten persön­
lich Mehts; anzufangen wußte.* Es ist übrigens 
nicht üntypiseh, daß viele; die diese Ausstellung 
so heftig abgelehnt haben, dieselbe nie"gesehen 
haben. ; 

Trigon ist nur ein, wenn auch sehr aüögepräg-

lung nicht im unmittelbaren Zusammenhang 
mit dem vorher Gesagten steht. Es sind dies die 
Unterabschnitte 354 (Denkmalpflege) und 355 
(Naturschutz). Sie berühren, wenngleich in einer 
gänzlich neuen Sicht, ein zentrales Anliegen der 
steirischen Kultur; nämlich jenes der Erhaltung 
und der aktiven Gestaltung unseres Kulturrau­
mes, der Kulturlandschaft. Dieses Anliegen ist 
nicht ganz identisch mit dem, was man üblicher­
weise unter dem Begriff Denkmalpflege und Na­
turschutz versteht. Es geht weit über die Be­
griffe hinaus. 

Die für diesen Bereich verantwortlichen Fach­
leute wissen heute ganz genau, daß die Erhal­
tung von seltenen Pflanzehbeständen «der Tier­
arten, der Schütz besonders interessanter Bäume 
und Denkmäler nur ein kleiner Teil-Aspekt des 
gesamten Pröblemes ist. Wer heute mit offenen 
Augen über das Land fährt, wird mit einiger 
Besorgnis die Entwicklung verfolgen, der wir 
fast überall begegnen und der wir nicht Herr 
zu werden scheinen: Die planlose Ausuferung 
der Städte in das weite Land, die untergeordnete 
Zersiedelung gänzer Landstriche, eine unbegreif­
liche, fast systematische Zerstörung ganzer 
Landschaften^ und der sorglose Umgang mit dem 
wertvollsten, weil unvermehrbaren Gut, dem 
Böden. Kilometerlange, eintönige Häuserzeilen 
entstehen entlang von Purehzugsstraßen und 
greifen wie Fangarme weit in das Land hinaus, 
SxMangensiedlüngen, ohne gewachsenen Kern, 
behaftet mit zahlreichen." Unannehmlichkeiten 
wie Lärni, verpestete Luft, länge und gefähr­
liche gchulwege für die Kinder. Von den zähl­
lösen finanaeienProblemen, die die ungeord­
nete . Aufsplitterung in der Siedlung unseren 
Landgemeinden bringt soll gar nicht geredet 
werden. Gerade das flache Land ist in diesem 
Entwicklungsprozeß anl meisten gefährdet. Die 
Stadt Tiiit ihren Vorgegebenen Verhältnissen läßt 
eine Zmtftönxhg ihres; C h a r ä ^ t e Ä m t o im sel­
ben Ausmaß zu wie es beim bislang noch unbe-
baüteh^läridlichen Räum der -Fäll i s t Ordnende 
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Momente, wie etwa städtebauliche Konzepte, 
Flächennutzungs- und Bebauungspläne sind sel­
ten oder gar nicht vorhanden. Eine Gliederung 
des Raumes nach Arbeits-, Wohn- und Erho­
lungsräumen, nach Bauland und Freiland, ist 
kaum vollzogen. 

Die derzeit geltenden Gesetze, auch jenes über 
die Flächennutzungs- und Bebauungspläne, sind 
nicht geeignet, dieser fortschreitenden Zerstö­
rung des Landschaftsbildes und der zunehmen­
den Desintegration des Siedlungsraumes Einhalt 
zu gebieten. Die Ordnung des Lebensraumes ist 
schon auch deshalb zu einem existenziellen Pro­
blem geworden, weil auch unsere ursprünglich­
sten und wichtigsten natürlichen Güter, nämlich 
das Wasser, der Boden und die Luft in Gefahr 
sind. 

Eine vom Landeskultur-Referenten gemeinsam 
mit dem Steirischen Volksbildungswerk kürzlich 
veranstaltete Tagung hat dies in einer erschrek-
kenden Deutlichkeit aufgezeigt. Die Ordnung 
des Lebensraumes ist keineswegs nur eine öko­
nomisch-technische Frage. Sie ist ein eminent 
kulturbezogenes Problem, weil es um den Men­
schen in seiner Gesamtheit, um seine Umwelt, 
den ihm zugewiesenen Bereich des Lebens und 
Wohnens, des Schaffens und des Wirkens geht. 
Es ist eine Kultur-Aufgabe ersten Ranges. Hier 
werden alle mitzuwirken haben, die hierzulande 
Verantwortung tragen, die gesetzgebenden Kör­
perschaften und die Verwaltung, die Bürgermei­
ster und Lehrer, Architekten und Soziologen, 
Techniker, Künstler und Volksbildner. Nicht zu­
letzt aber auch jene, die es betrifft, nämlich die 
Bürger dieses Landes. Wir haben auch keine 
Zeit zu verlieren. Jeder Tag bringt uns einen 
weiteren Verlust unersetzlicher und nicht wieder 
regenerierbarer Kultursubstanz. Ob und in wel­
chem Ausmaß es uns gelingt, mit dieser Frage 
fertig zu werden, hängt sicherlich von der In­
tensität des Bemühens und dem Willen, sich die­
sen Anliegen zu stellen, ab. Wir wissen um die 
Größe dieses Problems und sind bereit, dieser 
Aufgabe zu begegnen. In diesem Sinn geben wir 
von unserer Fraktion aus der Gruppe 3 gerne 
unsere Zustimmung. (Beifall.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist Herr Abg. 
Aichholzer. Ich erteile ihm das Wort. Als nächste 
ist vorgemerkt Frau Abg. Prof. Hartwig. 

Abg. Aichholzer: Hohes Haus! Meine Damen 
und Herren! Zu der Sache, zu der ich nun eini­
ge Ausführungen bringen möchte, brauche ich 
keine große Einleitung. Es ist dies die ehemalige 
Römersiedlung Flavia-solva im jetzigen Gebiet 
der Gemeinde Wagna. 

Die meisten von Ihnen werden sicherlich wis­
sen, daß von Jahr zu Jahr immer wieder gewisse 
Ausgrabungen dort durchgeführt werden. Sie 
werden aber leider so durchgeführt, daß von 
Zeit zu Zeit aufgegraben und nach einer gewis­
sen Zeit wieder zugeschüttet wird. Es ist, Herr 
Landeshauptmannstellvertreter Dr. Kören, si­
cherlich für die Archäologen und Wissenschaft­
ler zweckmäßig, dies zu tun, was aber mir vor­
schwebt, Herr Landeshauptmann, wäre, eine der­

artige Aufgrabung offen zu lassen, zu 
restaurieren und vielleicht für die gesamte Be­
völkerung zugänglich zu machen, so wie dies ja 
auch in Niederösterreich, in Deutsch-Altenburg 
und auch in Kärnten der Fall ist. Ich weiß schon, 
daß das auf große Schwierigkeiten stößt. Zum 
Teil werden die Grundbesitzer nicht bereit sein, 
die Gründe herzugeben. Es werden aber bei der 
jetzigen Handhabung dieser „Schürfungen", — 
so möchte ich es bezeichnen — auch sehr große 
Mittel aufgewendet für Nutzungsentgang und 
für Pacht. Ich glaube daher, nachdem diese An­
gelegenheit auch im Gemeinderat von Wagna 
positiv behandelt wurde, daß man dem Problem 
nähertreten sollte, an Hand der bereits angeleg­
ten Karte das Zentrum dieser seinerzeitigen Rö­
merstadt echt zu erforschen und freizulegen, zu 
restaurieren und dann der Öffentlichkeit zur Be­
sichtigung freizugeben. Nachdem im ganzen süd-
steirischen Raum auch kein Museum vorhanden 
ist, (Landesrat Wegart: „In Radkersburgj") aus­
genommen in Radkersburg, nämlich im Raum 
von Leibnitz, wäre es zweckmäßig, in diesem 
Gebiet auch ein Museum zu schaffen und die 
Funde, die jetzt zum Teil im Joanneum aufbe­
wahrt werden, auch dort unterzubringen. Der 
Römertempel, der jetzt als kleiner Ausstellungs­
raum dient, ist viel zu klein für diese Zwecke 
und die Funde, die im Leibnitzer Feld gemacht 
werden, können dort nicht mehr untergebracht 
werden. Ich ersuche daher den zuständigen Re­
ferenten, Herrn Landeshauptmannstellvertreter 
Dr. Koren, meine Anregung aufzugreifen und 
zu versuchen ein bleibendes Denkmal in dieser 
Form zu errichten. Es wäre nicht nur für unsere 
Schulkinder sehr zweckmäßig, es wäre, glaube 
ich, Herr Landesrat Wegart, auch für den Frem­
denverkehr in unserem Gebiet eine große Attrak­
tion. (Beifall.) 

Präsident: Frau Abg. Prof. Hartwig hat das 
Wort. Als nächster ist Herr Abg. DDr. Ing. Götz 
vorgemerkt. 

Abg. Prof. Hartwig: Hohes Haus! Meine Da­
men und Herren! Es scheint mir, daß es in der 
Gruppe „Kulturwesen" keine Wertungsunter­
schiede zwischen den einzelnen Abschnitten ge­
ben kann. Ich glaube, daß die Mittel, die wir 
etwa für die Landesbibliothek aufwenden, — 
3.5 Millionen Schilling — ebenso wichtig für das 
Geistesleben unseres Landes sind wie die viel 
größeren Mittel, die für das Landesmuseum 
Joanneum verwendet werden, nämlich 11.5 Mil­
lionen Schilling. 

Was also ist die Aufgabe der Kulturförderung 
an sich? Mir scheint, man könnte drei Teile hier 
festlegen, 

1. das uns Überlieferte zu bewahren, 
2. dann das heute Entstandene zu fördern und 

mit diesen beiden Gruppen 
3. dem Zukünftigen den Boden zu bereiten. 
Der Bewahrung des uns Überlieferten dienen 

zum Beispiel unsere Museen, natürlich die Denk­
malpflege, das Landes-Archiv, und natürlich im­
mer einzelne Posten in den verschiedenen ande­
ren Unterabschnitten. 
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Der Förderung des 'Entstehenden,, des" jetzt 
Entstehenden, dient alles, was für wissenschaft­
liche und literarische Arbeiten, für die Fortbil­
dung von Wissenschaftern, : Künstlern und 
Schriftstellern, für Kunst- und Mu&ikpreise, für 
die Neue Galerie am Joanneum, etwa aufgewen­
det wird. 

Wennrichrhieretwas~einfügen; darf7 icärhätte~ 
einen Vorschlag an den Herrn Landeskulturre­
ferenten. Man sollte vielleicht auch einen Preis 
für Fotokunst schaffen und ich hätte gleich einen 
Vorschlag, den geben wir dem Bildberichterstat­
ter der Tagespost. Das wäre auch nicht schlecht. 
(Beifall bei der SFÖ). Nun wieder zum Ernst, 
obwohl ich es ein bißchen ernst gemeint habe. 
Ich halte diese Art von Fotoreportagen, wie sie 
in der heutigen Tagespost zu sehen ist, für nicht 
sehr glücklich. 

Dann gibt es die relativ große Gruppe der Po­
sten, die sowohl das Überlieferte bewahren, als 
auch das Entstehende fördern helfen. Dazu ge­
hören die Landesbibliothek, die Hochschulf örde-
Trungi natürlich-unsere- Theater,- die-Musiksehu— 
len, die Volksbildung, der Naturschutz, das 

dieser Aüssteillung genannt. Das ist eine <Zahi, 
die wir etwa bei der Ikonenausstellung,- die das 
Grazer Külfurämt veranstaltet hat und die 
künstleriseh unumstritten war, bei weitem nicht 
erreicht haben. 

Ich möchte zunächst betonen, däß-ieh den Tr i -
gon-Gedanken, also Italien, Jugoslawien und 

-Österreichr zum~Wettstreit~undr "Vergleichr ihrer" 
künstlerischen Leistungen von heute herauszu­
fordern, für außerordentlich begrüßenswert und 
wertvoll halte. Die diesjährige . Veranstaltung 
freilich seheint mir unter zwei Fehlern gelitten 
zu haben. 

Erstens glaube ich, hat man es nicht verstan­
den oder nicht genug versucht, dem als sehr kon­
servativ bekannten: Grazer Publikum klar zu 
machen, daß es nicht eine Ausstellung von 
Kunstwerken erwarten dürfe, sondern eine Reihe 
von Versuchen den Raum zu gestalten. Man 
hätte dann wenigstens"nicht so oft den Vorwurf 
hören müssen, mit Kunst hat das nichts zu tun, 
womit die Besucher immer wieder nur Enttäü-

-sefefflg-darüber-äußerten^daß-sie-n^ 
zu sehen bekommen haben. Der größere Fehler 

Rundfunk- und Filmwesen. Wenn man sich die 
Zahlen, die auf diese von mir herausgegriffene 
Gruppe entfallen, grob herausrechnet, so kann 
man feststellen, daß der weitaus größte Anteil 
des Geldes, das in der Gruppe drei zur Verfü­
gung steht, auf die letzte Gruppe entfällt. Also 
auf die Gruppe der Einrichtungen, die sowohl 
das Bestehende fördern als auch das jetzt Ent­
stehende. Etwas weniger geben wir für die zwei­
te Gruppe aus und die geringste Summe ver­
wenden wir für die Dinge, die rein der Bewah­
rung des Überlieferten dienen. Ich glaube, daß 
man mit dieser Art der Verteilung des Geldes 
durchaus einverstanden sein muß. 

Erlauben Sie mir, daß ich mich jetzt einigen 
speziellen Fällen zuwende. Zu den Museen 
möchte ich nur ein Wort sagen. Ich habe einmal 
gehört, daß der Gedanke erwogen wird, das Gra­
zer Stadtmuseum, dem auch das Theatermuseum 
angeschlossen ist, aus dem Schloß Eggenberg 
wieder in die innere Stadt zu verlegen; Ich per­
sönlich würde glauben, daß das kein glücklicher 
Gedanke ist. Das Stadtmuseum hat, solange es 
im Zentrum der Stadt untergebracht war, ein 
relativ- kümmerliches Dasein geführt* Es weist 
jetzt einen viel besseren Besuch auf, was ohne 
Zweifel darauf zurückzuführen ist, daß es eben 
im Schloß Eggenberg untergebracht ist, das ger­
ne und viel besucht wird. 

Von den Museen kommt man leicht auf Aus­
stellungen zu sprechen:' Ich wage den Sprung 
zum Trigon 1967, Wenn es nicht als Blasphemie 
-ausgelegt werden könnte die Bündeshymne zu 
zitieren in diesem Zusammenhang, so würde iöh, 
sagen „Heiß umfehdet, wild umstritten".' Seit 
langem hat sicherlich keine Ausstellung die Gra­
zer Gemüter so erhitzt. Ah sich ist das positiv 
und wir sollten daraus vielleicht lernen, daß; man 
für alle diese -Dmge, also für die Theater und 
Museen viel mehr Propaganda machen müßte.-
Es würde den Besuch .wahrscheinlieh hebehv Der 
Herr Ländeshäuptmännstellyeft*eter, hat die 
Zahl von 16Ö.ÖQ0 Schiling als Annahmen ajis 

oder vielleicht die größere Schwierigkeit für die 
Veranstalter scheint mir in der Auswahl der 
Aussteller gelegen zu seih. Ich weiß nicht, nach 
welchen Kriterien diese Auswahl getroffen wur­
de. Ich glaube aber, daß sie nicht unter allen 
Umständen als glücklich zu bezeichnen ist. Ich 
will nicht Kunstkritik betreiben. Das ist nicht 
mein Fach. Ich glaube auch, daß man in einer 
Zeit, in der. die Menschheit zwischen Triumph 
über die" Eroberung des Weltalls und der nack­
ten Angst vor der Zerstörung dieser ihrer Welt 
durch die Atombombe hin und her gerissen 
wird, von der Kunst nicht' verlangen darf) daß 
sie edle Einfalt und- stille Größe bietet — wie 
Winckeimann das gefordert hat. Es-gibt in einer 
solchen Zeit für die Kunst inur zwei Möglichkei­
ten. Entweder sie zieht sich'aus der Gegenwart 
zurück oder sie muß diese zerissene Gegenwart 
und die Angst oder die Vision einer grauenvol­
len Zukunft darstellen. 

Nur glaube ich eines. Was immer der Künst­
ler zeigt, soll den Ernst seiner Bemühung, sein 
Ringen um das Thema deutlich machen. Die Lö­
sung, die er findet,muß uns weder gefallen 
noch müssen wir sie verstehen können. Aber wir 
müssen glauben können, daff er sich selber 
durchaus ernst nimmt. Bei diesen Darstellungen 
aber hat man nicht in allen Fällen, das möchte 
ich ausdrücklich sagen, — es hat Dinge gegeben, 
die sehr ernst gemeint und ausgeführt waren ^ -
sich des Eindrucks erwehren können, daß -sich 
der Betroffene nicht genug Mühe genommen 
hat sein Material sorgfältig zu verarbeiten. Wenn 
man dazu dann noch recht; arrogante Äußerun­
gen einzelner Herren im Fernsehen hört, dann' 
wird man ärgerlich schon: deshalb, weil mäh 
glaubt, das' wirkliche geistige oder 'künstlerische 
Potenz Präpötenz niemals möglich macht.: Ich 
sage das alles nicht aus: Freude:ah der Kritik. 
Mir liegen diese1 Dinge am Herzen. Ich glaube 
deshalb; # i r sollten, uns:•: davor; hüten; -einen 
großartigen' Gedanken diskreditieren zu lassen. 

Es körnhtt noch etwas däzuJ^7\veiß:hicM^^ 
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es anderen, die diese'Ausstellung besucht haben 
und1 mit Leuten, die sie gesehen haben, geredet 
haben; auch so gegangen ist, wie mir. Es kommt 
etwas dazu, was mir gefährlich erscheint. Diese 
Ausstellung gibt Künstlern aus den Nachbar­
ländern die Möglichkeit, bei uns ihre Werke 
auszustellen. Das Publikum: ist manchmal ge­
neigt, auch die nationale Frage und gewisse na­
tionale Animositäten hier hineinzubringen. Ich 
weiß, daß das unrichtig ist und absolut abzu­
lehnen. Jeden, der mir mit dieser Begründung kam, 
habe ich versucht davon abzubringen. Aber so 
ist das und auch das ist eine gewisse Gefahr. 
Jede moderne Ausstellung findet zumindest bei 
uns viel mehr Kritik als Anerkennung. Das hat 
der Herr Abgeordnete Schaller auch schon ge­
sagt. Wir sind hier sehr konservativ. Trotzdem 
und gerade deshalb möchte ich sagen, muß die 
öffentliche Hand die Konfrontierung mit der 
Kunst der Gegenwart immer wieder ermögli­
chen, ob das in der Ganggalerie im Grazer Rat­
haus im kleinen, in der Neuen Galerie des Lan­
desmuseums oder alle zwei Jahre bei Trigon 
geschieht; aber die Auswahl der Aussteller muß 
nach äußerst strengen und vorsichtigen Maß­
stäben geschehen, sonst schaden wir mehr als 
wir nützen; gerade weil das Grazer Publikum 
für die heutige Zeit ungewöhnlich konservativ 
ist. Das gilt nicht nur für die bildende Kunst. 
Man braucht ja nur die Abonnementkonzerte 
anzuschauen. Die Montagskonzerte sind aus­
abonniert, aber wenn zwei moderne Musikstücke 
auf dem.Programm stehen, ist der Saal bei wei­
tem nicht gefüllt. Das ist eine allgemeine Er­
scheinung, man müßte also auch, hier sehr vor­
sichtige Erziehungsarbeit leisten. 

Ich möchte noch auf eine andere Frage kurz 
zu sprechen kommen. Wir können sehen, daß 
in allen Unterabschnitten der Gruppe „Kultur" 
jeweils eine bestimmte Summe als „Umsatz­
steuer" verzeichnet ist. Jedes Volksbildungsheini; 
die Landesbibliothek, das Archiv, die Landes-
Musikschule, jedes Museum, alle kulturellen 
Einrichtungen bezahlen auch Umsatzsteuer. Auch 
für die Bücher wird in Österreich — und das ist 
fast schon eine Fleißaufgabe in Europa — Um­
satzsteuer eingehoben. Dabei gibt es ein Unesco-
Abkommen für die steuerliche Begünstigung von 
Büchern, das Österreich unterschrieben hat. 
Trotzdem zahlen wir für dasselbe Buch in Öster­
reich um etwa 30 Prozent mehr als in England 
und die Buchhändler-Mark steht immer noch bei 
2.70 Schilling. Wir Sozialisten haben auch einen 
Antrag in dieser Richtung eingebracht. 

Abschließend möchte ich doch sagen, mir 
scheint, jeder Schilling, der für die Förderung 
kultureller Bestrebungen aufgewendet wird, 
dient mit dazu, den Menschen unseres Landes zu 
sich selbst zu führen und ihm immer wieder 
deutlich zu machen, daß er nicht „von Brot 
allein" leben kann, wenn er menschenwürdig 
leben will. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist Herr Abg. 
Dipl.-Ing. DDr: Götz. Ich erteile es ihm. Als 
nächster ist vorgemerkt der Abg. Groß. 
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Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz: Hohes Hausl Sehr 
geehrte Damen und Herren! Gestatten Sie mir, 
daß ich. zu dieser Gruppe 3 ohne mich streng an 
die Reihenfolge zu halten, einige Punkte heraus­
greife. 

Im Unterabschnitt 355,51 ist auch der Natur­
schutz "bedacht und bei der Steigerung von. rund 
25.000 Schilling gegenüber dem Vorjahr; auf 
350.000 Schilling im heurigen Jahr.ist auch ins­
besondere die Tätigkeit: der steirischen Berg­
wacht bzw. die damit verbundenen Ausgaben 
bedeckt. Ich glaube, daß man es ruhig einmal 
auch ziffernmäßig unterstreichen müßte, daß 
rund 2.300 Bergwächter in der Steiermark, die 
in 161 Ortsstellen zusammengefaßt sind, im ab-? 
gelaufenen Jahr über 27.000 Einsätze durchge­
führt haben. Einsätze, die wie Sie alle wissen, 
im wesentlichen an den Wochenenden, in der 
Freizeit durchgeführt werden aus dem Bedürf­
nis und dem Wunsch heraus, die Natur zu schüt­
zen. Wenn die sogenannten „Anzeigen" oder Ab­
strafungen einen verhältnismäßig geringen An­
teil ausmachen, so begrüße ich das, nachdem 
die Zahl der Ermahnungen und der Aufklärun­
gen in die hunderte und tausende geht. Ich 
glaube, daß man also für die steirische Berg­
wacht und für ihre Tätigkeit nicKt nur die bud­
getmäßiger Ziffer im Voranschlag vorsehen, son­
dern daß man auch ihre Bemühungen weitge­
hend unterstützen soll. 

Ein weiteres Problem habe ich mir erlaubt, im 
Finanz-Ausschuß anzuschneiden, möchte es aber 
auch hier im Rahmen des Hohen Hauses tun. 
Bei dem Unterabschnitt 311, Museen, die Frage, 
die ich an den Herrn Landeskultur-Referenten 
gestellt habe, hinsichtlich der Errichtung des 
Harrer-Museums in Graz. Ich möchte nur mit 
wenigeh Worten darauf hinweisen, daß dieser 
vielleicht „letzte Abenteurer" unserer Tage die 
Möglichkeit sieht, seine Exponate und seine 
Sammlungen nicht, wie es von anderen Ländern, 
insbesondere von Amerika, gewünscht wird, 
dort zu installieren, sondern daß wir die Mög­
lichkeit haben, seine Tibet-Sammlung und auch 
seine übrigen Sammlungen von Neuguinea usw. 
in die Steiermark und nach Graz zu bekommen. 
Ich wäre sehr froh, wenn der Herr Landeskul­
tur-Referent in seinen sicher stattfindenden Aus­
führungen am Ende der Gruppe 3 auch auf diese 
Frage eingehen würde. Ich möchte nur noch ein­
mal und mit allem Nachdruck unterstreichen, 
daß ich der Meinung bin, daß die Frage des Har­
rer-Museums für die Steiermark und für Graz 
eine bedeutsame ist, umsomehr, als immer wie­
der bei den Museen ja auch die Besucherzahlen 
eine Rolle spielen und diese Besucherzahlen bei 
durchgeführten Ausstellungen dieses Forschers 
immerhin eine sehr, sehr beachtliche Höhe ge­
habt haben. 

Ein weiterer Punkt, den ich erwähnen möchte, 
ist die jährlich wiederkehrende Klage — und 
berechtigte Klage, meine Damen und Herren — 
über die Landestheater in der Relation zu den 
Bundes-Theatern. Es ist kein Geheimnis, daß 
das Budget der Vereinigten Bühnen wohl auf­
gestellt, aber bis nun noch nicht beschlossen 
wurde. Deshalb nicht beschlossen wurde, weil 
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eine zusätzliche, weitere Kc«tensteigeruÄg die 
sowohl Land als auch Stadt in Höhe von 970.000 
Schilling treffen soll, einfach nicht mehr ohne 
weiteres übernommen werden kann, das heißt 
daß jetzt jener Zeitpunkt gekommen ist, der zu­
gegebenermaßen das Land noch nicht, aber die 
Stadt Graz bereits trifft; nämlich der Zeitpunkt, 
zu dem^e-Atisweitung-der-Äusgabett-für-die 
Vereinigten Bühnen an einem Grenzwert ange­
langt sind, Dieser Grenzwert wird deshalb um­
so problematischer und umso schwieriger und 
umso zwingender, weil gleichzeitig die Bundes­
zuwendungen über den Theater-Erhalter-Ver­
band von 19 Millionen Schilling im'vergange­
nem Jahr auf 15,6 Millionen Schilling zurück­
gegangen sind und weil dieses Zurückgehen sich 
mit rund einer Million für die Vereinigten Büh­
nen — Stadt und Land — auswirkt.. Es mutet 
etwas seltsam an, wenn man einen Entschlie­
ßungsantrag, den ich in Fotokopie hier habe, der 
Abg. Leitner, Zankl, Harwalik und Genossen, 
betreffend Förderung der nicht vom Bund be­
triebenen -Theater .und^desJLandesspiel^ 
vom 1. 6. 1966 liest, in dem es heißt (bitte, im 

^schließlich auf die in der Buhdeshauptstadt be­
findlichen Bundestheater erstreckt und praktisch 
die Brosamen vom Tisch der Bundeshauptstadt 
auch irgendwo auf .die Landestheater kümmer­
lichst verteilt werden....-:.'-'.' 

Das geht auf die'Dauer nicht. Es geht umso 
weniger, wenn man nun etliche Betrachtungen, 
wie sie-der-Rechntmgshofberieht- über^die^Bun-
destheater in ausreichendster Form geliefert hat, 
tatsächlich unter die Lupe nimmt und feststellt, 
daß zweite Besetzungen ein, zwei bis drei Mo­
nate, ohne überhaupt eine Aufführung in Wien 
praktisch durchführen zu können, nur mit der 
Gage der Reservisten bedacht ihre Tage ver­
bringen. Wenn früher bei der Gruppe 2 der Vor­
schlag unterbreitet würde, man soll einen Schul-
autobus zur besseren Anfahrt zu den etwas ent­
legenen Schulen oder vor allem für die weit 
entfernt wohnenden Schulkinder ins Leben, ru­
fen, dann wäre es zu überlegen, ob man nicht 
auch einen Künstler-Autobusdienst .von Wien 
nach Graz für die zweiten, nicht beschäftigten 

^Besetzungen .der-^Bundestheäterj-aber—j edenfalls 
auf Kosten des Bundes, für die einzelnen Lan-

Nationalrat eingebracht): Die im Theater-Erhai-
ter-Verband zusammengeschlossenen Theater in 
den Städten Graz, Klagenfurt, Innsbruck, Linz, 
Salzburg, Baden, spielen seit jeher im Kultur­
leben ihrer Bundesländer eine wichtige Rolle. 
Diese Bühnen haben mit großen finanziellen 
Schwierigkeiten zu kämpfen. Auch wenn man 
die für nicht bundeseigene und nicht im Theater-
Erhalter-Verband zusammengeschlossenen Büh­
nen ausgegebenen Subventionen zu den für die 
oben genannten Institute veranschlagten Mittel 
dazuschlägt, ergibt sich noch immer kein erfreu­
liches Bild. Auch das Laien-Spielwesen hat eine 
große Bedeutung für das Kulturleben des öster­
reichischen Volkes, obwohl die meisten Kräfte 
freiwillig mitwirken, ist die Existenz dieser 
Bühnen durch die steigenden Kosten für tech­
nische Einrichtungen gefährdet" usw. usw 
Entschließungsantrag: „Der Nationalrat wolle 
beschließen, der Herr Bundesminister für Unter­
richt wird ersucht, im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister für Finanzen darauf 
Rücksicht zu nehmen, -daß a) die Förderungszu­
wendungen zur Stützung der von den Gebiets­
körperschaften betriebenen Theater und der für 
die sonstigen nicht staatlichen Bühnen bestehen­
den Budget-Posten gegenüber den bisherigen 
Ansätzen ausreichend erhöht werden und ein 
Absatz „b", der das Laienspielwesen betrifft. 

Dieser Entschließungsantrag vom 1. Juni 1966 
ist zwar-eingebracht, aber wie.man aus-den Zif­
fern des Bundes-Budgets entnehmen kann, nicht 
nur nicht erledigt, sondern geradezu in das Ge­
genteil verkehrt worden. Nun, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, ich glaube, daß es 
keine unbescheidene Förderung ist und keine 
Förderung, die jetzt auf Bestell seitens der 
Steiermark erhoben wird, wenn wir meinen, 

" daß das .Külturwesen in Österreich ein Ganzes 
ist, eine Gesamtheit darstellt und. daß es einfach 
auf die Dauer nicht vertretbar und ich» glaube' 
auch nicht verantwortbar ist, daß der Löwen­
anteil der gesamten: Bundesmittel ~sich aus-

destheater ins Leben rufen könnte. 
Nun, meine sehr geehrten Damen und Herren, 

wei lwir gerade vom Geld sprechen. Im Zusam­
menhang mit der heute schon mehrmals zitierten 
Trigon-Ausstellung ist natürlich seitens der da­
maligen Fernsehaufnahmen auch die Frage ge­
stellt worden, „Was ist denn das schon". Es war 
damals eine Größenordnung von 1.2 Millionen 
Schilling, inzwischen wissen wir, daß es 1.4 Mil­
lionen Schilling waren oder mehr. Es ist die 
Frage aufgeworfen worden . „Was ist denn das 
schon" und ich mußte diesen Herren, die mir 
das entgegengehalten haben, sagen „Schauen 
Sie, für Wien mag das angesichts der Ausgaben 
gering sein. Für uns ist das ein Betrag, wo man 
auch die Wirkung und die Möglichkeit; die mit 
diesem Betrag gegeben ist, überlegen muß". 
Nachdem die Stimme des Herrn Landeskultur-
Referenten heute schon durch dieses Mikrophon 
„geschallert" hat, ist es mir klar, daß jede Äuße­
rung in dieser Richtung natürlich mit dem Ma­
kel behaftet ist, daß sie von einem Banausen, 
von einem kleinlichen und offensichtlich zu wenig 
intelligenten Menschen kommt, der einfach nicht 
in der Lage ist auf Grund seiner rückschrittlichen 
Auffassungen zu verstehen, was die Kühstier ei­
gentlich hier ausdrücken wollen und der sich her­
ausnimmt, den Künstlern mit einer gewissen 
Kritik gegenüberzutreten. Gerade weil das ge­
äußert wurde, möchte ich nochmals meine dama­
lige Kritik, zu der ich absolut stehe* in einem .ganz 
wesentlichen Punkt wiederholen. Ich habe mich 
damals zu dieser Ausstellung Trigon geäußert und 
habe den Herrn Landeshauptmannstellvertreter 
Koren zitiert, wonach dieses Trigon die ständige 
Konfrontation künstlerischen Sehäff ens von Deut­
schen, Italienern und Slawen sein sollte, also 
von Repräsentanten und Exponenten der drei 
großen, das Abendland konstituierenden Völker­
schaften, der Romaneh, Slawen und Germanen. 
Weiter« bestand . der Wünsch, die geistigen 
Kräfte -der Gegenwart in diesem 3-Länder-Be-

. reich aufzurufen« Meine Kritik ist dahin gegan-

^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ M i t t t iÄ i 
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gen, daß ich den Standpunkt vertreten habe und 
vertrete, daß die Trigonidee absolut zu bejahen 
ist, daß diese Konfrontation uneingeschränkt zu 
bejahen ist, daß sie aber dann gefährdet wird 
und ich möchte das Wort des Herrn Abgeordne­
ten Schaller gebrauchen, wenn diese Beurtei­
lung neutral erfolgt, das heißt wenn nicht eine 
bestimmte Selektion vorgenommen wird. Ich 
weiß, daß das schwierig ist, aber ich weiß, daß 
das mit in die Verantwortlichkeit gehört. Eine 
Selektion deshalb, weil neben dem Künstler 
heute vielfach der Scharlatan steht und weil es 
nicht möglich ist, den einen neben dem anderen1 

dem Publikum zu präsentieren. Auch, wenn nun 
da und dort die Auffassung besteht, daß das 
Publikum nicht in der Lage ist, ein Urteil ab­
zugeben. Ich frage dann nur, wenn dieses Urteil 
nicht gewünscht wird, wenn es dann sogar zu 
den heftigsten Angriffen führt, wenn man sich 
erlaubt seine Meinung auszudrücken, mit wem 
sich der Künstler konfrontieren will. Worin 
sieht er denn den Vorteil, ein gewisses offizielles 
Händeklatschen, ein gewisses wohlwollendes, 
meist sehr umschriebenes Zustimmungsschreiben 
in die Hand zu bekommen und dann ist er zu­
frieden. Ich kann mir nicht vorstellen, daß das 
für den Künstler befriedigend ist. Das glaube 
ich nicht, weil er sich mit einer Kritik und an 
einer Kritik erfreuen müßte. Daß die nicht im­
mer zustimmend ist, liegt das an jenen, die sich 
nicht überzeugen lassen konnten oder liegt es 
an jenen, die nicht überzeugen konnten? Das ist 
die Frage. 

Lassen Sie mich noch etwas sagen. Herr Ab­
geordneter Schaller hat, glaube ich, die Dinge 
auf den Kopf gestellt. Er hat erklärt, es gehöre 
Mut dazu, sich zu den modernen künstlerischen 
Bestrebungen uneingeschränkt zu bekennen. Die 
Praxis ist so, daß heute und verfolgen Sie die 
Entwicklung nicht nur in Österreich, sondern 
rundum, daß also heute jeder, der es wagt die 
Kritik etwa gewissen Kunstexponaten gegen­
über, die er nicht als solche empfindet, auszu­
sprechen, ja sofort mit den härtesten Vorwürfen, 
die mit dieser Kritik gar nichts zu tun haben, 
die weit ins Persönliche hineingehen, zugedeckt 
wird. (Abg. Dipl.-Ing. Schaller: „Jetzt reden Sie 
zum Fenster hinaus!") 

Ich wollte beinahe sagen, ich folge Ihren Spu­
ren. Das tue ich nicht einmal. Worauf es mir an­
kommt, ist folgende nüchterne Feststellung. 
Wenn heute die Künstler, das gilt für alle, die 
Toleranz der Gesellschaft in der sie leben und in 
der sie arbeiten für sich und ihre Werke in An­
spruch nehmen, dann bekenne ich mich zu die­
ser Toleranz. Aber diese muß eine zweiseitige 
sein. Sie kann nicht darin bestehen, daß aus der 
Toleranz der Gesellschaft den Künstlern gegen­
über ein Diktat der Künstler der Gesellschaft 
gegenüber wird; ein Diktat in Geschmack, Beur­
teilung und Kritik. Denn dann ist es letzten En­
des so, daß jeder Künstler nur mehr einen kom­
petenten Kritiker hat und das ist er selber, weil 
jeder andere nicht mehr in der Lage ist, sein 
Kunstwerk zu verstehen. Das geht zu weit. Ne­
ben dem kompetenten Kritiker werden sicher 
tausende und zehntausende nicht kompetente 

Kritiker auftreten. Sie werden es positiv, sie 
werden es negativ empfinden, aber sie werden 
ihre Meinung äußern. Um Gottes Willen, ist 
denn das ein derartiges Verbrechen in einem 
demokratischen Staat, in einer sogenannten frei­
heitlichen Gesellschaftsordnung, wenn Menschen 
ihre Meinung sagen? Es hat niemand behauptet, 
daß er den Anspruch erhebt, daß diese Meinung 
die einzig richtige, die einzig mögliche sei. Aber 
eine Aussage auf jedem Gebiet und auch auf 
dem der Kultur muß die Möglichkeit einer Ge­
genaussage und einer Gegenmeinung mit bein­
halten. 

Meine Damen und Herren! Ich darf vielleicht 
dazu noch etwas sagen; das mit dieser Toleranz 
verbunden ist. Ich glaube allerdings, daß auch 
dieser Toleranz der Gesellschaft gegenüber dem 
künstlerischen Schaffen bestimmte Grenzen ge­
setzt sind. Und zwar Grenzen dort, wo nun Er­
scheinungen auftreten, die man nicht mehr to­
lerieren kann. Ich möchte ganz korrekt werden. 
Es wurde hier bereits erwähnt, daß das Forum 
Stadtpark, von dem ich ausdrücklich sagen 
möchte, daß im Bereich dieses Forums und zwar 
der dort tätigen Architektengruppe, sogar unter 
anderen dort tätigen Künstlern sich eine Reihe 
von Bekannten und Freunden von.mir befinden. 
Ich möchte das bewußt unterstreichen. Aber ich 
glaube nicht, das man nun generell — und das 
möchte ich unterstreichen — dieses Forum 
Stadtpark nun als Forum Stadtpark ansprechen 
kann, sondern als eine Summe von Künstlern 
aus den verschiedensten Gebieten. Und ich habe 
nicht ohne Berechtigung im Finanz- und Bud­
getausschuß die Frage gestellt, ob die Kultur­
zeitschrift, wobei ich sie vielfach unter Anfüh­
rungszeichen setzen muß, ich sage ausdrücklich 
vielfach, nicht immer, „Manuskripte" vom Land 
Steiermark gefördert wird. Und ich bitte noch­
mals, Herr Landeshauptmann, die Antwort auch 
hier im Haus zu geben, nachdem ich ja eine dif­
ferierende bekommen habe, nachdem mir der 
zuständige Beamte erklärt hat, es sei nicht aus­
zuschließen, daß diese Manuskripte auch durch 
das Land gefördert werden, während Sie, Herr 
Landeshauptmann, erklärt haben, diese Förde­
rung erstrecke sich nicht auf die Manuskripte. 
Aber sei dem wie immer, ich glaube, in Wirk­
lichkeit wird es so sein, daß das Forum Stadt­
park wie vom Land auch von der Gemeinde eine 
bestimmte Subvention bekommt und mit dieser 
Subvention seine Veranstaltungen richtig durch­
führt und daß diese Veranstaltungen nun unter 
anderem auch in der Herausgabe dieser „Manus­
kripte" bestehen. Meine Damen und Herren! Ich 
würde — und ich sage das ehrlich — in Verle­
genheit kommen, wenn ich hier vor dem Hohen 
Haus nicht Auszüge, sondern etwa zwei oder 
drei Seiten aus dieser Nr. 18 der Manuskripte 
vorlesen würde. Ich stelle sie aber jedem, der es 
nicht glaubt, gerne zur Verfügung, damit er sich 
selbst ein Bild machen kann. Und hier möchte 
ich mit allem Nachdruck eines klar sagen: Man 
kann den Standpunkt einnehmen, daß es noch 
Kunst sei, wenn sittliche Verfehlungen proto­
kolliert werden. Ich zitiere den Herrn Landes­
hauptmannstellvertreter Koren, damit kein Irr-



tum hier entsteht.; Ich bin nicht der Auffassung, 
daß Pornographie, die nur als solche eindeutig zu 
bezeichnen ist, dazu geeignet ist, aus öffentlichen 
Mitteln gefördert zu werden. Und ich betrachte 
das als einen-ganz, ganz kleinen, unbedeutenden 
und natürlich banausenhaften Standpunkt, näm­
lich als den Standpunkt eines Vaters, der nicht 
haben: will;7 daß-seinen^ nun-heranwachsenden 
Töchtern ein derartiges Geschmier in die Hand 
gelegt wird. Wenn Sie es, meine Damen und 
Herren, haben wollen, dann muß ich sagen, ich 
akzeptiere Ihren Standpunkt, aber ich teile ihn 
nicht. Und ich möchte ganz klar festgestellt wis­
sen, daß ich überzeugt bin davon, daß auch 
Sie, meine Damen und Herren, durch alle Frak­
tionen sich doch ebenso davor verwahren wer­
den, ihren Kindern derartige Machwerke in die 
Hand zu drücken. Hier ist jene Grenze erreicht, 
meine Damen und Herren, wo die Gesellschaft 
nicht mehr zusehen und nicht mehr tolerant sein 
und nicht mehr den Boden aufbereiten kann für 
Erscheinungen, die ich bewußt als absolut zer-

setzende-Erscheinungen—bezeichnen -möchte. 
Meine Damen und Herren! Anschließend muß 

sehr geehrten Damen und Herren, war irgend­
wo und ist meiner Überzeugung nach die natür­
liche, gesunde und begrüßenswerte Reaktion eig­
ner jungen Generation, aber nicht zu zersetzen, 
die Lebensgrundlagen, auch die eigenen:zu zer­
stören und zu sagen, irgendwie wird dann schon 
ein Väterchen, ob mit Spitzbart öder mit Schlitz­
augen kommenTund-tthssageny-wi^ 
es Haus oder eine neue Papierhütte aufbauen 
sollen. Hier, meine Damen und Herren, glaube 
ich, heißt es Stellung zu beziehen, und zwar eine 
Stellung, die nicht mehr gekennzeichnet ist durch 
das. laissez faire — laissez passer unter dem 
Motto „Es wird sich schon einspielen". Denn 
diese Jugend hat auch ein Recht darauf, eine 
Meinung, und zwar eine dezidierte, von der Ge­
neration ihrer Eltern,, ihrer Mütter und ihrer 
Väter-zu erfahren. Diese Meinung beziehen heißt 
auch, zu dieser Meinung stehen. Sie mag falsch, 
sie mag~ richtig sein, aber es muß zumindest ein 
echter Diskussiönspunkt sein und nicht einer, 
der durch verschwommene Darstellungen ein-
-fach^die—Mög-lich^keitnimmtr-daß ,di#-Jugendli­
chen sich selbst, eine positive Meinung, bilden. 

Denn hier fällt auch die Verantwortung des Po-
litikers, des Künstlers, des Erziehers in einer 
Gesellschaft und für diese Gesellschaft hinein, 
die Verantwortung, nicht nur gewissermaßen die 
Blumen zu gießen und sich dann weiter um ihr 
Wachstum, um ihre Möglichkeiten nicht zu küm­
mern, sondern sorgsam mit dem eigenen Wissen, 
mit der eigenen Meinung an diese heranwach­
sende Generation zu treten und ihr zu helfen, 
denn man darf doch nicht vergessen, daß viel­
fach die Unmöglichkeiten, sich mit dieser älte­
ren Generation auseinanderzusetzen, daß es viel­
fach der Mängel an Liebe, an Fürsorge, an Hilfe 
ist, die junge Menschen zwingt, Wege'*einzuschla­
gen die sie heute eben da "und dort in der unver­
ständlichsten Form einzuschlagen bereit sind. 
Diese Verantwortung, meine Damen und Her­
ren, gehört mit dazu. 

Abschließend: Man kann den einen, man kann 
den anderen Standpunkt vertreten. Ich glaube 
nicht, daß es richtig ist, zu sagen, „ d a s ist ein 
Konservativer und das ist ein Fortschrittlicher." 
Ich glaube auch nicht, daß es richtig ist; zu sagen, 
daß diese Standpunkte immer und überall ein­
ander konträr gegenüberstehen' müssen; - / 

Aber der Ständpunkt gehört bezogen. Ich 
habe den meiner Fraktion in den jetzigen Aus­
führungen umrissen. Selbstverständlich akzep­
tieren wir den Standpunkt, den Herr Landes­
hauptmannstellvertreter Dr. Koren eingenom­
men hat, aber wir-möchten feststellen, es ist ein 
anderer. (Allgemeiner Beifall) 

Präsident: Ich erteile nunmehr Herrn Abg. 
Groß das Wort. Als nächster Abgeordneter ist 
Herr H-änS Brändl zu Wort gemeldet. 

Abg. Groß: Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Für die Gruppe .drei, Kulturwesen, sind 
im Landesvoranschlag, das wurde heute bereits 
festgestellt, 73.6 Millionen Schilling vorgesehen. 
Das sind um rund; 7 Millionen"Sehüling mehr 
als im Jahre 1967. Ich stelle das bewüßt an die 

ich auf die geistige und kulturelle Situation zu 
sprechen kommen. Zu jenen Entwicklungen, die 
schon erwähnt wurden, wie Hippies und was 
weiß ich, kommt eine dritte, die der drei gro­
ßen „M",, Mao, Marx, Mabuse. Sind sie wirklich 
der Meinung, daß bei all diesen Bestrebungen, 
die — im Bereich der Hohen Schulen noch nicht, 
mit Ausnahme einer Fernsehsendung, die das 
Österreichische Fernsehen über eine kleine 
Gruppe mehr lächerlicher Wiener Knaben aus­
gestrahlt hat — vorhanden sind, der Zufall wal­
tet? Glauben Sie, daß diese Entwicklung, die nun 
an den deutschen Universitätsstädten begonnen 
hat zusammen mit LSD und was da noch so 
mit dazugehört, eine revolutionäre, eine zu­
kunftsträchtige Entwicklung jener sei, die glau­
ben, daß sie der„ Gesellschaft, in der. sie leben, 
einen Schlag in das Gesicht versetzen müssen? 
Sind Sie der Meinung, daß es Zufälligkeit sei, 
daß nun überall derartige Dinge passieren, oder 
glauben Sie nicht auch, daß da und dort sehr 
wohl jemand darunter ist, der weiß, warum er 
eine; bestehende Gesellschaftsordnung zerstören 
will? Zerstören will, um den Boden freizuma­
chen für Gedankengänge, die wir im Bereich der 
freien, westlichen Demokratie nicht in unseren 
Mauern haben wollen. Manche dieser Gedanken­
gänge lassen sich erst dann einschleusen, wenn 
vorher ein Gebäude, das nicht nur auf dem gei­
stigen, sondern auch kulturellen Bereich, auf 
dem Bereich der 'Wirtschaf t und der Politik über 
hunderte und tausende Jahre gewachsen ist, bis 
zu seinen-Grundmauern' abgetragen und zer­
stört ist. Ich glaube nicht daran, daß es reiner 
Zufall ist, daß nun die Proteste einer jungen, 
einer „zornigen" Generation in dieser Form zum 
Ausdruck kommen. Es hat noch nie eine junge 
Generation gegeben, die mit dem Vorhaben ihrer 
Väter einverstanden war und natürlich die jet­
zige auch nicht. Wer ist schön zufrieden mit dem, 
was ihm als gegeben geboten wird. Aber dieser 
Unzufriedenheit Ausdruck zu verleihen dadurch, 
daß man esselbst bessermachen will, das; meine 
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Spitze meine* Ausführungen, weil ich damit be-* 
tönen will, daß in unserem Bundesland Steier­
mark der Kulturarbeit eine ganz besondere Be^ 
deutung zukommt. In der Gruppe drei gibt es 
allerdings einige Abschnitte, mit denen ich "mich 
etwas näher, leider aber nicht immer positiv be­
schäftigen kann. • i: 

Anläßlich der vorjährigen Budgetdebatte im 
Steierrnärkischen Landtag haben wir einen An­
trag einstimmig beschlossen, der eine bessere Do­
tierung der Ländertheater durch den Bund ge*-
fordert hat. Mein Vorredner hat das hier er­
wähnt,"mit dem Antrag des Natiöiialrates, Nun­
mehr erfahren wir, daß im Bundesvoranschlag 
1968 der Beitrag für alle Länder- und Städte­
theater von 19 Millionen Schilling im Jahre 1967 
auf rund 15.6 Millionen Schilling herabgesetzt 
wird. Das bedeutet unter anderem, daß die Ver­
einigten Bühnen in Graz statt bisher rund 5: Mil­
lionen Schilling im Jahre 1968 wahrscheinlich 
nur mehr 3.9 Millionen Schilling als Bundessub-
vehtion bekommen werden. Demgegenüber wer­
den das Land Steiermark und die Stadt Graz 
für die Vereinigten Bühnen und für das Orche­
ster auch im kommenden Jahr wiederum eine 
Summe von weit über 40 Millionen Schilling 
zur Verfügung stellen. Diese ;Summe beweist uns 
sehr deutlich, welch große Bedeutung das Land 
Steiermark und die Stadt Graz der Erhaltung 
und Weiterführung unserer Bühnen beimessen. 
Aber diese Bereitschaft ist vom Bund nicht an­
nähernd im gleichen Ausmaß vorhanden. Für die 
Bundestheater sieht der Bund im Voranschlag 
für 1968 nämlich einen Zuschuß von 315 Millio­
nen Schilling vor; wobei hier nicht die Perso­
nalkosten im Rahmen der Bundestheaterverwal­
tung eingeschlossen sind: Man würde sonst auf 
einen weitaus höheren Betrag kommen. Bei al­
lem Verständnis für die Bedeutung unserer Bun­
destheater müssen wir mit aller Deutlichkeit 
hier feststellen, daß diese Art der Subventionie­
rung dei1' Länder- und Städtetheater einfach 
nicht mehr zur Kenntnis genommen werden 
kann. Ich könnte die Ausführungen des Herrn 
Abg. DDr. Götz in bezug auf sparsame Verwal­
tung der Bündestheater mit einigen Details er­
gänzen. Z. B. liat man vor einiger Zeit einen 
Sänger verpflichtet, der zwar nicht gesungen hat, 
aber dafür mußte die Bundestheaterverwaltung 
8Ö0.000 Schilling bezahlen. Man hat weiters eine 
rumänische Sängerin verpflichtet, ohne sich vor­
her zu erkundigen, ob diese die Titelpartie in 
der gewünschten Sprache beherrscht. Sie hat es 
nicht gekonnt. Kostenpunkt 70.000 Schilling. Sie 
ist unverrichteter Dinge wieder nach Hause ge­
fahren. 

Wir kämpferi um tausende Schillinge bei der 
Erhaltung unserer Theater. Hier scheint man 
aber im Bund sehr großzügig zu sein. Ich bin 
zwar nicht der Meinung, wenn das auch in der 
Tagespresse in den letzten Tagen durchgeklun­
gen ist, daß durch die Kürzung von rund 1 Mil^ 
lion Schilling die Existenz unserer Vereinigten 
Bühnen gefährdet ist. Ich glaube,r daß es in der 
Steiermark immer kulturelle Kreise geben wird, 
die auch hier wiederum einspringen werden. 
Aber für mich liegt die Schwierigkeit nicht in 

"der- Million; sondern für mich ist diese Kürzung 
symptomatisch für die Haltung'des Bundes und 
auch für ;die Haltung des Herrn Unterrichtsmi­
nisters, der entgegen seinen wiederholten Er­
klärungen für die Länder- und Städtetheater 
anscheinend nur sehr wenig Verständnis hat. 
Ich glaube; der steirische Landtag muß-'in dieser 
Frage eine einmütige, eine sehr deutliche Wil­
lenserklärung ablegen. 

Zur Situation des Theaters selbst gäbe es eini­
ges Grundsätzliches zu sagen. Das betrifft- unter 
anderem auch die Spielplangestaltung. Diese muß 
meiner Meinung "nach bei "aller Aufgeschlossen­
heit für Experimente in eiiie richtige Relation 
zur Aufhahmsfähigkeit des Publikums gebracht 
werden. Damit ich nicht mißverstanden werde. 
Ich rede nicht wirtschaftlichen Erwägungen das 
Wort, aber auch das Theater muß versuchen, 
echte Anreize zu schaffen, um damit den Kreis 
der Theaterbesucher zu erweitern. Ich glaube, 
daß natürlich auch eine bessere finanzielle Do­
tierung der Theater gewisse Fragen einfach nicht 
lösen kann, die uns heute mit großer Sorge er­
füllen. Wir wissen alle, daß unsere heutige Ge^ 
sellschaftsordnung, ob wir wollen oder nicht; 
sich oft sehr stark nach materiellen Werten aus­
richtet und daß dabei echte Kültürbeourfnisse 
manchmal, eigentlich sehr oft müßte man sagen, 
zurückgedrängt werden. In diesem Zusammen­
hang ist es erfreulich, wenn wir feststellen kön­
nen, daß die Besucherzahl in unseren Jäühnen in 
der Spielzeit 1966/67 gegenüber dem Vorjahr, 
wenn auch nur geringfügig, doch immerhin um 
rund 3000 zugenommen hat. Vielleicht haben 
nicht zuletzt die auswärtigen Gastspiele, die von 
rund 30.000 Personen in der abgelaufenen Spiel­
zeit besucht wurden, dazu beigetragen,Jdie Men­
schen draußen in unserem Land für das The­
ater aufzuschließen. Alle Bemühungen der ver­
schiedensten Institutionen, Menschen in das The­
ater zu bringen und ihnen dabei ein echtes Kul­
turerlebnis zu vermitteln, müßten, glaube ich, 
von uns allen nachdrücklichst unterstützt wer­
den. 

Im Verlauf der vorjährigen Budgetdebatte 
habe ich zu Fragen der Volksbildung Stellung 
genommen und auch hier hat der steirische 
Landtag einstimmig beschlössen, sich für eine 
bessere Dotierung der Bildungsvörhaben auf die­
sem Gebiet einzusetzen. 

Ich darf hier sagen, daß die Steierrnark das 
teilweise gut getan hat. Sie hat gewisse Ansäfee 
erhöht, obwohl wir damit noch nicht zufrieden 
sind. Dazu möchte ich vielleicht als Gewerkschaf­
ter sagen, daß die verschiedensten Vdlksbil-
dungseinrichtungen vom Land gefördert wer­
den, aber bis heute noch keine Subventionierung 
der so wichtigen Einrichtung der Volkshochschu­
len der Arbeiterkammer erfolgte. Wenn man das 
Ergebnis unserer Resolutionen und ffesehlüsse vor 
allem auf Bundesebene betrachtet, dann müßte 
man vor der Beschlußfassung solcher Anträgt 
direkt warnen. Demi auch hier bei der Volks^ 
bildung wurden die Mittel nicht nur nicht" erEoht, 
sondern die- schon sehr bescheidener! Subventio­
nen des Bundes für die-gesamte Volksbildung 
um fast 4 Millionen Schilling gekürzt, wobWai-1 
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lein die Volkshochschule um 1 Million Schilling 
weniger erhalten wird als 1967. Ich glaube, auch 
darin liegt eine sehr negative Wertung der Be­
deutung der Volksbildung in unserem Land. 

Neben der verstärkten Belastung der Volks­
bildung durch die Einkommen- und Umsatz­
steuer, die ja auch ein europäisches Novum ist, 
wird durch die Kürzung derHBundesmittel ^ ine 
äußerst bedrohliche Situation für die Volksbil­
dung geschaffen. Diese Kürzungen erfolgen in 
einer Zeit, in der die gesamte Volksbildung eine 
wachsende Bedeutung in unserem Lande hat. 
Die Umstellung auf andere Berufe im Rahmen 
der Wirtschaftsentwicklung kann zum Beispiel 
längst nicht mehr nur durch das konventionelle 
Schulwesen erfolgen. Die permanente Weiter­
bildung möglichst vieler Erwachsener ist zum 
«rklärten Ziel der Erziehungsbehörden in allen 
Staaten Europas geworden. 

Wie sich die Kürzungen im einzelnen auswir­
ken werden, wurde ja in Mitteilungen der Pres­
se, des Rundfunks und des Fernsehens der Öf­
fentlichkeit bekanntgegeben.„Ich_will_hier-_nur 
eine Zahl erwähnen. Im Jahre 1955 erhielt 

Buhdes-Budget hier eine Erhöhung der Mittel 
auf über 50 Millionen Schilling vor. Das ist zu 
begrüßen. Aber auch diese Mittel werden nicht 
annähernd ausreichen, um die-Forschung in 
Österreich auf ein mitteleuropäisches Niveau zu 
bringen. Wir werden auch mit den jetzt bereite 
gestellten finanziellen Mitteln auf dem Gebiet 
der-Forschung immer noeh^iuf^den Umfang von 
Entwicklungsländern erreichen. Daß zwischen 
Forschungsförderung und zum Beispiel dem 
Wirtschaftswachstum ein wesentlicher Zusam­
menhang besteht, ist, glaube ich, etwas, was ich 
nicht besonders betonen muß. Je mehr wir auf 
diesem Gebiete unsere Anstrengungen erhöhen, 
desto eher werden wir das auch im Wirtschafts­
leben positiv spüren. Daß in Österreich in der. 
letzten Zeit nun noch^ein Forsehungsförderungs-
gesetz geschaffen wurde, ist grundsätzlich ;von 
uns allen sehr jzu begrüßen. Aber daß <iie Do­
tierung von der jeweiligen Budgetlage abhan­
gig gemacht wird und dadurch eine Planung auf 
weite Sicht fast unmöglich wird, gehört meiner 
JMeinung_nach_zu-den negativen-Aspekten xlife 
ses Gesetzes. Ich glaube;.nämlich,...:ffiah müßte 

die Volksbildung pro Kursbesucher etwa 26" 
Schilling aus Bundesmitteln. 1967 war dieser 
Betrag auf etwas über 20 Schilling gesunken 
und falls die Kürzung für 1968 beibehalten wird, 
wird der Bundesbeitrag pro Hörer nur mehr 
16.70 Schilling betragen. Vielleicht, meine Da­
men und Herren kann man die Bedeutung, der 
Volksbildung in unserem Land auch dadurch 
drastisch vor Augen führen, wenn man weiß, 
daß es im Jahre 1951 in Österreich 121 Volks­
hochschulsteilen mit 3.916 Kursen und 91.000 
wöchentlichen Kursbesuchern gegeben hat. Im 
Jahre 1967 waren es bereits 339 Volkshochschu­
len mit 12.383 Kursen, die wöchentlich von 
263.000 Interessenten besucht wurden. Bei die­
senZahlen — und das stelle ich mit Befriedi­
gung fest — hat die Steiermark einen ganz we­
sentlichen Anteil. 

Ich bin persönlich der Meinung, daß die Volks­
hochschulen die Kürzung der Bundes-Subven-
tion nicht mehr verkraften werden können; das 
bedeutet, daß es im kommenden Jahr zu einer 
Programmeinschränkung kommen wird. Viel­
leicht darf ich Ihnen hier eine speziell steirische 
Situation, die durch diese Kürzung entsteht, et­
was näherbringen.. In Graz unterhält die „Ura­
nia" unter großen finanziellen Opfern eine 
Abend-Handelsakademie mit öffentlichkeits­
recht, wobei sie ihre Räume auch für Hochschul­
vorträge zur Verfügung stellt. Bei einer Bundes-
Subvention von annähernd 200.000 Schilling 
zahlt diese Urania, soweit mir bekannt ist, allein 
an Umsatzsteuer 46.000 Schilling. Die Kürzung 
bedeutet für die Urania, daß zum Beispiel die 
Abend-Handelsakademie in ihrer Weiterführung 
ernstlich gefährdet ist. 

Meine Damen und Herren, mir persönlich ist 
es wirklich unerklärlich, wie man in einer sol­
chen Situation noch erklären kann, Bildung habe 
Vorrang in Österreich. 

Abschließend erlauben Sie mir noch einige 
kurze Bemerkungen zur Situation der Forschung 
in Österreich. Soweit mir bekannt ist, sieht das 

dieses Forschungsförderungsgesetz durch einen 
Finanzierungsplan, der auf lange Sicht auch eine 
echte Planung zuläßt, ergänzen. 

Österreich wird also auch im Jahre-1968 nur 
rund 0,5 Prozent des Bruttö-Nationalproduktes 
für Forschung aufwenden. Demgegenüber darf 
ich zum. Beispiel erwähnen, daß die-Firma Böh-
ler allein im vergangenen Jahr j32 Millionen 
Schilling für die Forschung zur Verfügung ge­
stellt hat. 

Meine Damen und Herren, in unserer heuti­
gen Gesellschaft kommt den Frjigen der Bildung 
infolge der raschen Entwicklung von Wissen­
schaft und Technik immer größere Bedeutung 
zu. Die Frage nach den Bildungsaufgaben im 
Strukturwandel unserer Gesellschaft wird, im­
mer dringender. Sie steht unter dem Aspekt 
der Demokratie, der die Gesellschaft verändern­
den technischen und ökonomischen Entwicklung 
und einem oft besorgniserregenden Wider­
spruch zwischen Bildungsnotwendigkeiten, Bil-
dungsVorstellungen und Bildungsinteressen. Es 
gibt hier die verschiedensten Pläne, die sich mit 
Bildungsfragen befassen: Die OECD, das Mini­
sterium und andere mehr. Ich persönlich bin der 
Meinung, daß die Steiermark vielleicht, so wie 
es jetzt in Salzburg geschieht, einen Bildungs­
plan erstellen müßte. Durch einen solchen Bil­
dungsplan könnten wir zumindest in unserem ei^ 
genen Rahmen alle Bemühungen auf diesem Ge­
biete erfassen, koordinieren und unter Umstän­
den daraus unsere weiteren Entscheidungen für 
das Bildungswesen, soweit dies in unserer Mög­
lichkeit liegt, ableiten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Ich erteile das Wort Herrn Abg. 
Hans Brandl. Als nächster ist vorgemerkt der 
Abg. Lind. 

Abg. Hans Brandl: Hoher Landtag! Sehr gt, 
ehrte Damen und Herren! Wenn wir unser Lah-
des-Budget als gesamtes betrachten,so beinhal­
tet es. ungemein viel an Maßnahmen für viele 
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Zweige unserer Volkswirtschaft und trägt dazu 
bei, dieses große und komplizierte Räderwerk in 
Schwung zu halten. 

Wir reden in der Diskussion zum Landesvor­
anschlag von Existenzfragen einzelner Gruppen 
und von Strukturschwächen gewisser Bereiche. In 
der Regel ist jeder einzelne von uns bestrebt, 
unseren eigenen Wirkungsbereich oder einen 
speziellen Bereich möglichst intensiv zu beleuch­
ten und übersehen dabei sehr häufig, daß doch 
die Voraussetzung für unser Handeln die Be­
schaffenheit des Lebensraumes, oder wenn Sie 
wollen, der Kulturlandschaft ist, jenes Raumes, 
in dem sich das Kräftespiel zwischen dem Wir­
ken der Natur und dem Tun des Menschen voll-r 
zieht. 

Ein Lebensraum, der durch Jahrtausende ge­
formt und verändert wurde und in dem sich alle 
widernatürlichen Eingriffe bitter rächen. Wenn 
heute in einem Teil unserer Flüsse, so beispiels­
weise in der Mur, jedes tierische und pflanzliche 
Leben im Keim erstickt wird, wenn durch Rut­
schungen von Berghängen großer Schaden ent­
steht, wenn eine Staubglocke über den Industrie­
zentren liegt und wenn Häuser üerschwemmt 
werden, die erst in jüngster Zeit in hochwasser­
gefährdeten Gebieten errichtet wurden, so ist 
dies der Beweis, daß sich der Mensch über 
Grundsätze der Natur hinweggesetzt hat, daß er 
sich Eingriffe erlaubt hat, die nun die Öffentlich­
keit, Bund und Land und Gemeinden bezahlen 
müssen. 

Durch Jahrhunderte war der Bauer die ord­
nende Kraft unserer Landschaft. Er hat seine 
Ackertrassen, die in der Regel von Baumgrup­
pen oder Büschen umrandet waren, bearbeitet 
und gepflegt und er hat die Bachläufe und vieles 
andere im Naturzustand belassen. Die technische 
Entwicklung hat hier zu einer Wende geführt, 
deren Ende noch bei weitem nicht abzusehen ist. 

Die noch übriggebliebene unversehrte Land­
schaft stellt daher für uns ein Kapital dar, mit 
dem wir besser haushalten müssen, als das Ge­
nerationen vor uns notwendig gehabt haben. Ein 
Natur- und Landschaftsschutz, der heute seine 
Aufgabe erfüllen soll, kann und darf sich nicht 
darauf beschränken, nur einzelne Pflanzen, ein­
zelne Teile oder Naturdenkmale zu schützen, 
sondern er ist sinnvoll einzugliedern in ein Ge-
samtkonzept und muß bei der Ordnung des 
Raumes eine entscheidende Rolle spielen. Die 
echte Inangriffnahme einer wirklichen Raumpla­
nung und des Landesentwicklungsplanes ist da­
her unserer Meinung nach ein Gebot der Stunde. 
Nur dadurch wird es möglich sein, Fehlentschei­
dungen vorzubeugen, die ansonst durch allzu 
geschäftlich denkende Privatinitiative, durch 
Versiedelungen und viele andere bekannte Maß­
nahmen unausbleiblich werden. Besonders in 
der Steiermark haben wir Industriezentren und 
werden in der Zukunft noch mehr solche brau­
chen. Dies bedingt neben den Problemen von 
Industrieerhaltung und Industriegründungen, 
daß wir außerhalb dieser Gebiete Erholungs­
räume brauchen, die frei zugänglich sind und 
die nicht durch Zäune und Verbotstafeln die­
jenigen ausschließen, die aus verrauchten und 

lärmintensiven Betriebs- und Werkshallen diese 
Erholung am dringendsten brauchen würden. 

Unsere Landwirtschaft befindet sich, bedingt 
durch den Maschineneinsatz in Umstellung zu 
größeren Arbeitseinheiten. Auch hier wird eini­
ges zu beachten sein, was durch Generationen 
hindurch geübt, unser Land vor Versteppung 
schützt und die natürliche Bewässerung und Bo­
denfeuchtigkeit gesichert hat. 

Besonders unsere Forstwirtschaft wird in Zu­
kunft infolge der Wohlfahrtswirkung eines gut 
bewirtschafteten Waldes zum Landschaftsschutz 
und darüber hinaus zum geordneten Wasser­
haushalt beachtlich beitragen können. Man sollte 
den oft nur auf wirtschaftlichen Effekt abge­
stimmten Bau von Forstaufschließungsstraßen, 
der weitgehendst mit öffentlichen Mitteln unter­
stützt wird, auch dahingehend näher untersu­
chen, weil allzu häufige Hanganschneidungen, 
bei gewisser Bodenbeschaffenheit zu Rutsehun-
gen und dadurch auch zu großen Schäden füh­
ren können. Darüber hinaus wird aber auch 
jeder einzelne Staatsbürger in seinem Wirkungs­
bereich beitragen können und beitragen müssen 
unser Natur- und Landschaftsbild besser zu ge­
stalten. Jeder achtlos in einen Bach geworfene 
Müll eines Haushaltes lOO.OOOmal multipliziert, 
bringt eine Verunreinigung, die katastrophal ist 
und deren Eindämmung dann Millionen Schil­
ling kostet, während.im einzelnen oft nur die 
Unbedachtheit und Bequemlichkeit die Grund­
lagen solchen unentschuldbaren Handelns sind. 
Diese Aufzählung läßt sich noch lange fortset­
zen. 

Es wird in der nächsten Zeit höchst notwen­
dig werden, die Seeufer gesetzlich zu schützen. 
Was hier in der letzten Zeit gesündigt wurde, 
ist meiner Meinung nach ohnehin nicht mehr 
gut zu machen. Alle Menschen haben letzten En­
des das Recht, nach einer Woche harter Arbeit 
Badefreuden zu genießen, die in unseren Brei­
tengraden ohnehin nicht zu häufig sind. Beson­
ders gefährdet scheint in letzter Zeit der Put-
terersee bei Aigen zu sein. Er liegt in einer ein­
maligen Unversehrtheit und in einer ausgewo­
genen Landschaftseinheit. Jede Verbauung, 
gleichgültig ob große Projekte oder Versiede-
lung, würde dieses schöne Bild absolut empfind­
lich stören. 

Ich darf in diesem Zusammenhang den zu­
ständigen Herrn Referenten fragen, welche Hal­
tung die Landesregierung in dieser Frage ein­
nimmt. Weiters Herr Landeshauptmannstellver­
treter Dr. Koren wäre es für das Hohe*Haus und 
auch für die Öffentlichkeit sehr interessant zu 
wissen, bis wann mit einer Regierungsvorlage 
zum Schutze der Seeufer gerechnet werden 
kann. 

Wenn wir vom Naturschutz reden, so dürfen 
auf keinen Fall jene freiwilligen Helfer verges­
sen werden, die in der steirischen Bergwacht 
eine. sehr schwierige, aber ungemein nützliche 
Aufgabe erfüllen. Herr Abg. DDr. Götz hat über 
den Einsatz der Bergwacht schon gesprochen. 
Vom .Schutz unserer Alpenblumen angefangen 
über Wandermarkierungen, über Verhinderung 
von Verunreinigung bis zur Hilfe und zu dem 
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Transport verunglückter Bergsteiger öder Sctu-
>'fahrer, erfüllen :diese : Männer jahraus, jahrein 
voii der, Öffentlichkeit fast unbemerkt, still ihre 
PnitM. Sie müssen bsi der Erfüllung ihrer- Auf­
gaben sogar häufig- auch Beschimpfungen von 
Zeitgenossen sich gefallen lassen, die schön-gar 
»Mit .einsehen wollen, daß' j ede Freiheit ihre na-
^Äfchei^reWKen"hrfi3eTsteinschenBergwachV 
ihren aktiven und unterstützenden Mitgliedern 
auch einmal vor der Öffentlichkeit Dankzu sagen, 
halte ich für eine Pflicht des Höhen Hauses. 

Abschließend möchte ich das Bild damit abr 
runden urtd sagen, daß es eine gemeinsame Auf­
gabe Sein muß,-unseren Lebensraum, den wir 
von unseren Vätern übernommen haben, so zu 
gestalten, daß er auch kommenden Generationen 
neben deiti hotwendigen technischen Fortschritt 
natürliche- Quellen im wahrsten Sinne des Wor­
tes bietet. In diesem Raum dem stets fordernden 
Menschen das Seine zu geben Und trotzdem das 
in der Natur organisch Gewachsene zu bewah­
ren, ist Verpflichtung für uns alle. (Allgemeiner 

-BeiföHr)—— — - — - : — - — - — 

.9:000 Müsik&r "angehören und-'^dn•••• diesen 
Musikern^sind>wieä©£ 2297"-" in einenr? Alter 
von unter zwanzig Jahren; Es braucht 
uns Gott sei Dank um den -Nachwuchs f ür die 
Blasmusik nicht- bange "seöi. Diese Idealisten 
sind im /Vorjahr IS.OOOmal in Österreich vor 
did Öfföhtlidikeitgetreten. Wenn es heuer aner-

^kehnBnswerteT^W^sermögh^ 
tiönsmittel für diese Blasmusikvereine zu erhö­
hen, so sei auch von dieser Stelle aus-besonders 
gedankt. Ich möchte aber auch meine Bitte an­
schließen, daß rauch bei einer künftigen Budget­
erstellung auf diesen Posten besonders Rücksicht 
genommen wird und daß das Land Steiermark 
auch das Entgegenkommen diesen ^Vereinen 
deutlich zeigt. Die Schulung der Kapellmeister 
ist von besonderer Wichtigkeit. Es wäre daher 
notwendig, für diese Zwecke auch noch zusätz­
liche Mittel zur Ausgabe zu bringen. Ich möchte 
betonen^ daß besonders die Gemeinden große 
Leistungen erbringen und daß beispielsweise 
nur die Anschaffung der Instrumente für eine 

-Kapelle^ weit-über-tOÖTOOö-Sehilling-^osteVdaß -
die Uniformen oder die Trachten: auch hoch ei-

Präsident: Zu Wort gemeldet ist Herr Abg. 
Lind. Ich erteile es-ihm. 

Abg. Luid: Hohes Haus! Sehr geehrte Damen 
und' Herren! Meine Rede wird diesmal würzig 
sein und kurz. Ich bitte aber, daß sie klangvoll 
in ihre Ohren geht. Es geht um die Blasmusik­
kapellen; Es ist mir eine besondere Freude, daß 
ich von dieser Stelle aus auf die Leistungen der 
Blasmusikvereine und der Blasmusiker hinwei­
sen kärin. Man hört sehr wehig von diesen Leu^ 
teh. Die Blasmusik hat bei^uns sehr große Tra­
dition, Sie ist bekannt im In- und Ausland. Wenn 
wir einen Vergleich mit den Philharmonikern 
anstellen, dann können wir sagen, daß unsere 
•Deutschmeister genauso bekannt sind; auch un­
sere1 Militärmusikkäpellen und eine Reihe von 
anderen Kapellen. Die Basmusik ist eigentlich 
der Träger der Volksmusik. Die Blasmusikver­
eine tragen entscheidend zu der Jugend- und 
Erwachsenenbildimg bei. Ein großer Anteil 
kommt .der Blasmusik am Kulturaustausch mit 
den Nachbarländern zu. Sie wissen, daß die Aüsr 
landreisen unserer Blasmusikkapellen sehr zu 
der Förderung der guten Beziehungen zwischen 
Österreich und dem Ausland beitragen. 

Wir" müssen sageh; daß wir diesen Idealisten 
wirklich danken müssen. Die Musik ist selbst-
verständ&h auch ein Mittel für die Völkerver-, 
ständigun]|. Bei keinem Fest, bei keiner Veran­
staltung' könnten *wrr uns die Blasmusikkapellen 
wegdenken Den Musikern und Funktionären 
Sei daher von difesör Stelle aus Dank und Aner­
kennung ausgesprochen. 

Ijer Idealismus dieser Leute wird nicht immer 
richtig gewürdigt. Denken wir daran, daß diese 
Menschen ihre Freizeit, ihr eigenes Geld opfern, 
um h f e ihrem- Wirken; mit ihrem Können die 
AU^ehteihhleit;zii:-erfIreuehs ^ ;• 

•'. • ifehhfich i ^ M h i g e Daten ausder Steiermark 
brMge^über dfe; Starke|der V^remejuhd;über de-
äen:;A>afehI,Kso- sei :zü sagend} da©' es im Land 

l SteteÄäÄH3?0: ;Bfismüsik-:k^ellen:gibt, denen 

nen großen Anteil von Kosten verursachen'und 
die Einkleidung einer Kapelle oft 60.000 bis 
70.000, ja 100.000' Schillirig kostet. Ich möchte 
auch Vergleiche mit anderen Bundesländern an­
stellen. Das Land Niederösterreich gibt beispiels­
weise an Subventiönsmitteln bis zu 1.5 Millio­
nen Schilling aus. Verschiedene andere Ländes­
verbände bekommen außer diesen Mitteln hoch 
Zuwendungen in anderer Form. So hat das Land 
Salzburg einen Landesbeämtehy der die 'Gê -
schäftsführung" des Verbandes besorgt. Das* Land 
Oberösterreich gibt allein für die Tätigkeit des 
Landes-Kapellmeisters 25,000 Schilling im Jahre 
aus. " • - ' - •.••', -• 

Ich bitte also, fördern wir die Blasmusikver­
eine rin Zukunft in geeigneter' Form, helfen wir 
diesen Idealisten weiter, wahren wir die Tradi­
tion der Blasmusik, geben wir den Blasmusikern 
Wieder neuen Geist, würdigen wir ihre Leistun­
gen. Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall.) 

Präsident: Der Herr Abg. Schön hat sich in die 
"Rednerliste eintragen lassen. Ich erteile ihm das 
Wort / '••' • 

Abg< Schön: Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Wenn ich mich in der 
Gruppe drei, zum Wort melde, dann möchte ich 
zu einem ganz besonderen Kapitel sprechen und 
zwar zur Denkmalpflege. c ' ; 

Ein Vorredner, der iÖerr Abg. Schaller, hat in 
seiher Rede einen Satz gesprochen „Eine Fahrt 
über "'• das'• Land ; ' laßt Besorgnis auf kbm*-
meh". Ich möchte diesen Satz ergänzen und an­
sehließen ,,so auch bei der Betrachtung von BäuJ-
derikhiäiern": Mäh'kiahn bei dieser^ Befrachtung 
genau" 'feststellen,, welche Denkmäler Bundes-
dehkmäler sind, die vom Bund' gefördert wer­
den; eigene Ländesdehkniäfer,sdievom- Land ge1-
fördert werden, kirchliche^ Denkniäler und dann 

-solche Änkmaler^ die f 'voh ldeh Gemeinden er­
halten werden müssen.5 Ühd'-in dieser Ahstufühg 
kann mah äüiäi flahjj fe^steilehy wo diese Denk-
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mäler stehen. Stehen sie als Zierde und Schau­
objekt in einer großen Stadt oder stehen sie ab­
seits vom Verkehr in einer kleineren Stadt. Und 
so komme ich auch schon auf. einen bestimmten 
Punkt meiner Rede. • Alle großen Denkmäler, 
die von Gemeinden erhalten, werden müssen, 
verfallen langsam aber sicher, weil zu ihrer Er­
haltung zu wenig Geld vorhanden ist. Denn 
diese Erhaltung ist eine reine Geldfrage. Ich 
nehme hier im besonderen heraus die letzte 
Wehrkirche von ganz Österreich, es ist die Os-
waldikirche von Eisenerz. Schon vor Jahren 
wurde gewarnt, daß diese Kirche eines Tages 
abstürzen wird, da festgestellt ist, daß die Wehr­
mauern zu rutschen beginnen, Messungen haben 
Besorgnis aufkommen lassen und man hat sich 
bereits mit dem Gedanken getragen, Vorarbeiten 
zu leisten, damit nicht eine Katastrophe eintritt. 
Leider ist diese Katastrophe bereits in einem 
Fall eingetreten, weil die nördliche Wehrmauer 
dieser Kirche eingestürzt ist. Zum Glück war 
dort gerade niemand beschäftigt. Weitere Mes­
sungen haben ergeben, daß die ganze Kirche 
samt der südlichen Wehrmauer sich in Bewe­
gung befindet und daß noch zu allem Unglück 
die Kirche nicht auf einem Fels steht, sondern 
auf Gletschermoränen-Grund. Was das bedeutet, 
können vielleicht viele nicht ermessen. Dieses 
Baudenkmal kann durch eine Sprengung am 
Erzberg zum Beispiel in Sekundenschnelle ver­
fallen. Es kann nicht nur für sich verfallen, son­
dern auch eine Katastrophe einleiten, denn es 
stürzt in den sogenannten Trofengbach ab und 
bildet dann für diesen Bach eine Staumauer. 

Zudem ist, wie schon gesagt, die Gemeinde 
Eisenerz die Patronatsherrin zur Erhaltung die­
ser Kirche. Und wenn man in der Budgetpost 
der Denkmalerhaltung rund 3.1 Millionen Schil­
ling findet, dann erfüllt es uns wirklich mit Be­
sorgnis. Denn die Vorarbeiten und all das, was 
getan werden muß, um das größte Unglück 
hintanzuhalten, gehen in die Millionenbeträge. 
Ich möchte hier von dieser Stelle aus nochmals 
wie schon bei einer Vorsprache bei Herrn Lan­
deshauptmannstellvertreter meine Bitte wieder­
holen, es muß schnell geholfen werden, bevor 
es zu spät ist. Ich danke schön. (Beifall.) 

Präsident: Herr Abg. Buchberger hat das Wort. 

Abg. Buchberger: Hohes Haus! Meine Damen 
und Herren! Daß man unseren ländlichen Re­
gionen, unserer Natur, einen besonderen Schutz 
angedeihen lassen muß, geht vor allem daraus 
hervor, daß sich bereits Redher aus sämtlichen 
Fraktionen mit dieser Frage beschäftigt haben. 
Wir erleben ja im besonderen mit, daß sich in 
allen Sparten unserer Wirtschaft und im Leben 
überhaupt eine rapide Vorwärtsentwicklung ab­
zeichnet. Wir^ erleben mit, daß die Industriali­
sierung in unserem Lande eine positive Entwick­
lung genommen hat, ja daß die. ganze Entwick­
lung hin zu Großräumen auf rapidem Vormarsch 
begriffen ist. 

Von der Warte des auf dem Lande Wohnenden 
aus betrachtet, muß dazu die Feststellung ge­
troffen werden, daß es unbedingt notwendig er-
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scheint, daß wir vor allem den in den Städten 
Wohnenden, von der Hast des Lebens erfüllten 
Menschen auch die Möglichkeit bieten müssen, 
in ländlichen Regionen Erholung und Entspan­
nung zu finden. Dies.ist aber nur dann möglich, 
wenn wir dafür entsprechende Vorsorge treffen, 
damit diese Erholungsaufenthalte auch in ent­
sprechender Form gewährleistet sind. 

Wir können, wenn wir die. Entwicklung von 
einer anderen Seite aus betrachten, feststellen, 
daß von verschiedenen Seiten der EWG-Ebene 
aus betrachtet, gesagt wurde, daß wir die Berg­
bauern z. B. zur Ernährung des westeuropä­
ischen Raumes nicht brauchen. Wir brauchen sie 
aber dazu, um in den bergbäuerlichen und alpen-
ländischen Gebieten Möglichkeiten zu schaffen, 
um der Bevölkerung der Industriegebiete ent­
sprechende Urlaubsgebiete zur Verfügung zu 
stellen. Es ist schon deshalb notwendig, daß wir 
versuchen, den Bergbauern dahingehend zu un­
terstützen, daß wir auch in Zukunft damit rech­
nen können, daß er derjenige sein wird, der von 
uns dann einmal in späterer Zeit als Landschaf ts-
pfleger in diesen Regionen bezeichnet werden 
kann. Unsere Aufgabe im Hinblick auf die Ent­
wicklung der Zukunft muß es sein, daß wir unter 
allen Uständen trachten, die ländlichen Regionen 
entsprechend zu schützen. Wir müssen aber immer 
wieder auch noch heute die Feststellung machen, 
daß durch landschaftsstörende Bauten unsere 
ländlichen Gebiete, unsere Natur, zum Teil sehr 
geschädigt wird, daß aber auch durch die von 
der Stadt auf das Land Kommenden dazu mit 
beigetragen wird, die Natur bis zu einem ge-
wissen Grad zu verunglimpfen. Man muß immer 
wieder die Feststellung machen, daß Parkplätze, 
Straßen- und Waldränder durch die dort Gewe­
senen verunreinigt wurden. Es wäre daher not­
wendig, daß durch entsprechende Verbotstafeln 
und gesetzliche Maßnahmen dafür Sorge getra­
gen wird, daß diesem Umstand Abhilfe geschaf­
fen wird. 

Wir müssen mit Freude feststellen, daß es 
verschiedene Einrichtungen bei uns gibt, die da­
für sorgen, daß immer wieder entsprechend von 
diesen Dingen Abstand genommen wird. 

Ich möchte ebenfalls erwähnen, daß vor allem 
die Bergwacht sehr dazu beigetragen hat, daß 
immer wieder darauf aufmerksam gemacht wird, 
daß es eine Notwendigkeit unserer Zeit ist, auf 
unsere Natur entsprechend Rücksicht zu nehmen. 
2256 Bergwächter, Männer der steirischen Berg­
wacht, sind überall ständig und.zu jeder Zeit im 
Einsatz und leisten hier hervorragende Dienste 
im Interesse unserer Allgemeinheit. Nicht nur 
die Männer der Bergwacht, sondern auch die 
Männer der Gendarmerie und auch die Männer 
der Jägerschaft tragen dazu ihren Teil bei. 

Es wäre zu erwähnen oder anzuregen, daß es 
notwendig wäre, auch in den Schulen, vor allem 
in den polytechnischen Lehrgängen, die Schüler 
auf die Notwendigkeit eines gezielten Natur­
schutzes aufmerksam zu machen. Immer wieder 
muß die Feststellung gemacht werden, daß ge­
rade dem Schutz der Natur von verschiedenen 
Seiten her zu wenig Aufmerksamkeit entgegen­
gebracht wird. 



Das Primäre unserer Landschaft wird auch in 
Zukunft sein, daß die Gewässer in Ordnung ge­
halten werden, daß die Luft rein ist und daß das 
Land einen entsprechenden gepflegten Zustand 
aufweist. -

Es muß hier die Feststellung gemacht werden, 
daß auch in bezug auf die Reihhaltung der Luft 
scrmanches-ber u n s h r derSteiermaTkrgeschehenr 
ist. Ich darf an den roten Rauch von Donawitz 
erinnern. Hier war die Alpine bereit, mit einem 
Kostenaufwand von 120 Millionen Schilling die­
ses Übel aus der Welt zu schaffen. Wir wissen, 
daß vom Zirbitzkogel bis zur Rax Rauch und 
Ruß abgelagert wurden und zur Verpestungjder 
Luft beigetragen haben. Daß hier Abhilfe ge­
schaffen wurde, kann von uns allen als erfreu­
lich festgestellt werden. -

Auch die Reinhaltung der Gewässer wird mit 
besonderer Obsorge von Seiten des Landes ins 
Treffen, geführt. 

Ich möchte abschließend zusammenfassend sa­
gen. Es wird notwendig sein, daß wir in unse-

-rem—steirisehen—Raumr,—um—dem—von—der—Stadt-
aüf das Land Kommenden entsprechende Ur-

beganri, als sich dort Kontakte nicht nur mit dem 
Westen,, sondern auch mit den sozialistiscßen 
Landern anzubahnen begannen und auch gefun­
den wurden. Ich erinnere mich noch sehr genau, 
wie die Zeitschrift „Lot und Waage", das Organ 
des-dem Herrn Dr. Götz bestens bekannten al-
penländischen Kulturvereines „Südmark" gegen 

~te~wirklrcheKultur^^und'Kunstvereinigüng^om 
Grazer Forum Stadtpark zu hetzen begann. Je 
mehr dieses Forum Stadtpark im In- und Aus­
land an Bedeutung zu gewinnen begann, desto 
größer wurde die Hetze seitens dieser Kreise. 
Unvergessen ist noch immer die Attacke, die 
diese Seite gegen das Forum und Seinen Präsi­
denten, den heutigen Rundfunkintendanten Emil 
Breisach ritt, weil er in Laibach bei der Eröff­
nung einer Ausstellung von Forum-Künstlern 
die anwesenden Künstler in'slowenischer Sprache 
begrüßte und sie in das Wesen der von ihm ver­
tretenen Vereinigung einführte. Diese noble 
Geste gegenüber dem Gastland und seiner Be­
völkerung war damals den nämlichen Quertrei-

^ern-wieder^höehs^-wiHk^mmen-zu-einemrneiier^ 
liehen Vorstoß gegen das Forum. So dürfen wir 

laubsmöglichkeiten zu gewähren, über klares 
Wasser, reine Luft und über ein gepflegtes Land 
verfügen, weiters um dem als Gast vom Aus­
land in unser Land Kommenden die Möglich­
keit zu geben, daß er das nächste Jahr wieder 
zu uns in die Steiermark nach Österreich kommt. 
(Beifall.) 

2. Präsident Äfritsch: Ich erteile Herrn Abg. 
Leitner das Wort. 

Abg. Franz Leitner: Meine Damen und Herren! 
Hohes Haus! In der Kunst, in der modernen 
Kunst da entzünden sich die Gemüter. Sie ist 
heute ein heißes Eisen, es prallen die verschie­
denen Meinungen gegeneinander. Das ist richtig 
und "gut. Allerdings darf eine solche Situation 
nicht zu einem Kulturkampf führen. Wenn heute 
in unserem Landtagssitzungssaal so etwas auf­
kommt, wie Kulturkampf, dann dürfen wir uns 
gewiß nicht einer plötzlichen Neuerung gegen­
überfühlen. Im Gegenteil. Die Antipathie, die 
hier von einigen Rednern gegen das Forum 
Stadtpark zum Ausdruck gekommen ist, wur­
zelt in jenen Kreisen, denen der Herr Vizebür­
germeister Dr. Götz besonders nahe steht und 
die schon früher ebenfalls eine solche Stellung­
nahme zur modernen Kunst eingenommen ha­
ben. (Abg. Scheer: „Das haben Sie notwendig 
gehabt, das hat genau noch gefehlt!") 

Ich möchte nur hinweisen, wenn der Herr 
Vizebürgermeister Dr. Götz von zersetzend 
spricht, daß unter der Hitlerzeit die führenden 
Leute dieses Systems Picasso und Kokoschka 
ebenfalls als zersetzend hinstellten, obwohl heute 
allgemein anerkannt wird, daß sie zu den größ­
ten Kühstiern unserer Zeit und unserer Epoche 
zählen. Diese Meinung über das Forum Stadt-
park begann sich zu entwickeln und zu sprießen 
in dem Augenblick,, als sich dieses .fortschritt­
liche Forum junger Mensehen, das jede politische 
Orientierung nach: einer einzigen bestinünten 
Seite rundweg ablehnt^ als eine Stätte der Kon-
fr ontatioh nach' allen Seiten hin zu entwickeln 

uns heute keinesfalls wundern, wenn neuerdings 
von eben der gleichen Seite wieder der Schlacht­
ruf ertönt, ein Ruf, der nicht mehr und weniger 
bezwecken will, als das Forum Stadtpark, wirt­
schaftlich zu schlachten. (Abg. Scheer: „Sie sind 
ein Gespensterseher!") 

Der Herr Vizebürgermeister Dr. Götz hat hier 
vor dem Haus seine Forderung wiederholt, man 
solle sich überlegen dieses Forum Stadtpark zu 
subventionieren. Ich distanziere mich hier aus­
drücklich von jenem Romanabdruck, den der 
Herr Dr. Götz angeführt hat. (Abg. Scheer: „Nur 
um das hat es sich gedreht und um nichts ande­
res,, Herr Abg. Leitner!") 

Ich bin dafür, daß man solche Probleme be­
handelt, aber kein Schlachten! Ein sogenanntes 
Grazer Kultürblättchen mit dem bezeichnenden 
Namen „Das Programm" bot Anlaß mit einer 
nicht geringen Akzentuierung zu einem neuen 
Angriff zu starten, in der unverkennbaren Ab­
sicht, doch vielleicht mit einem neuerlichen 
Steinwurf des Forum zum Nutzen und Frommen 
der ewig Gestrigen unschädlich zu machen. Da­
neben laufen schriftliche und mündliche Inter­
ventionen bei den politischen Mandataren, doch 
den Ruf des „Programms" nicht zu überhören 
und endlich einmal zu Taten zu schreiten. Daß 
es die Absicht ist, mit Hilfe aller möglichen 
Handlanger das Forum Stadtpark mundtot zu 
machen und überhaupt zügrundezurichten geht 
doch wohl eindeutig aus dem Ansinnen hervor, 
ihm die Landes-Subvention, wie es dieses Blätt­
chen und wie es hier Herr Vizebürgermeister 
DDr. Götz vorgeschlagen haben, zu entziehen. 
(Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz: „Nein, das habe ich 
nicht vorgesehlagen! Ich habe nur über die .Ma­
nuskripte' gesprochen!") Doch, Sie haben gesagt, 
„es wäre zu überlegen . . ." (Abg. Dipl.-Ing. 
DDr Götz: \,Ich/weiß; der Fischet hat gespro­
chen und da sind Sie dafür! — Abg. Scheer: 
„Ich weiß, es ist 'gefährlich, sonst würde ich zu 
Ihnen sagen; das. ist eine Verdrehung!" —̂  Glok-
kehzeichen ctesPräsidenten). ; 
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Dabei ist es der quertreibenden Seite in die­
sem Hause offenbar ganz unwichtig, wer hinter 
diesem ominösen Blättchen steht, wer seine Ar­
tikel verantwortet und ob diese Hintermänner 
auch nur eine Spur moralischen Rechtes besitzen, 
sich über schlüpfrige Passagen in dem abge­
druckten Roman zu entrüsten. Soviel mir be­
kannt ist, wäre es nicht uninteressant, einmal 
hinter die Kulissen dieses „Programms", das 
diese ganze Hetze führt, zu sehen. (Abg. Dipl.-
Ing. DDr. Götz: „Um das geht es ja nicht! Wir 
reden ja nur von den ,Manuskripten!'") 

Die „Manuskripte" haben sich außerhalb der 
österreichischen Grenzen, das wurde heute hier 
von Herrn Dipl.-Ing. Schaller schon gesagt, einen 
bedeutenden Namen gemacht als eine fort-
schrittliche Kulturzeitschrift. (Abg. Scheer: „Also 
daß der Herr Landeshauptmannstellvertreter 
Dr. Koren so einen Verteidiger erhält, hätte ich 
nicht gedacht!") 

Ich habe schon gestern gesagt, es kommt mir 
nicht darauf an, wenn ich einen Standpunkt ver­
trete, ob ihn dann auch ein anderer Parteiver­
treter vertritt, ich freue mich darüber. 

Die Mehrzahl der Abonnenten dieser Kultur-
zeitschrift „Manuskripte" wohnt sogar im Aus­
land. Im verständlichen Bestreben mit allen zeit­
genössischen Literaturströmungen in Österreich 
bekanntzumachen, mag dem verantwortlichen 
Herausgeber der „Manuskripte" beim Experi­
mentieren ein vermeidbares Zuviel unterlaufen 
sein. Das soll auch schon anderswo vorgekom­
men sein! (Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz: „In der 
Wahrheit?") 

Ja, auch bei der „Wahrheit". (Landesrat Seba­
stian: „Aber nicht bei einem Artikel vom Leit­
ner!") 

Es gibt keine Menschen und auch keine Jour­
nalisten, die nie Fehler machen. 

Über die Notwendigkeit der für Empfindsame 
nicht gerade gewohnten Wörter in zwei dieser 
Fortsetzungen müßte sich doch mit dem Verant­
wortlichen wie auch mit dem Forum Stadtpark 
überhaupt diskutieren lassen. Dabei kämen zwei­
fellos auch seine Gegenargumente zur Kenntnis, 
allerdings dürfte als Endprodukt einer solchen 
Aussprache nicht wie einst vom Grazer Bürger­
meisteramt zugemutet, — wahrscheinlich war 
auch hier der Vizebürgermeister DDr. Götz der 
Schieber (Heiterkeit), der angeschoben hat in 
diese Richtung — die Forderung stehen nach 
Aufnahme eines Beobachters in den Forum-Vor­
stand. Es ist also nicht ganz falsch, aus dieser 
Panne, wenn ich mich dieses allgemeinen Aus­
druckes bedienen darf, als letzte Konsequenz 
und unabdingbares Verlangen die Streichung 
der Landes-Subvention zu verlangen. Gerade 
Vizebürgermeister DDr. Götz hat in seiner 
Eigenschaft als Fremdenverkehrsreferent der 
Stadt Graz nicht die geringste Ursache gegen 
eine Kulturvereinigung und ihre Literaturzeit­
schrift zu Felde zu ziehen, die den Namen der 
von ihm vertretenen Stadt in alle europäische 
Winde trägt als eine erfreuliche und viel be­
grüßte Position des Fortschrittes in Europa. Al­
lein er, dessen Kampf gegen „Trigon 67" eben­

falls noch in aller Erinnerung steht, wandert 
gesinnungsgemäß immer noch auf dem Kriegs­
pfad gegen die sogenannte „entartete Kunst" 
(Abg. DDr. Götz:' „Jetzt fangen Sie schon wie­
der an, Herr Kollege!"), die ebenso wie die „Ma­
nuskripte" im Forum Stadtpark die entsprechende 
Heimstatt gefunden haben. Offenbar hat es sich 
noch nicht bis zu DDr. Götz herumgesprochen, 
(Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz: „Das wird's sein!") 
welches starke Echo „Trigon 1967" in der weiten 
Welt der Kunst ausgelöst hat. (Abg. Dipl.-Ing. 
DDr. Götz: „Dann klären Sie mich auf, bitte!" 
— Abg. Scheer: „Das glauben Sie doch selbst 
nicht, Herr Abg. Leitner!") 

Will man in diesem Hause allen Ernstes den 
Ruf von Graz als einer fortschrittlichen, aufge­
schlossenen Landeshauptstadt wieder austilgen? 
Will man dem Kulturleben der gesamten Steier­
mark abermals den Stempel der Rückständig­
keit und des beschämenden Provinzionalismus 
aufdrücken? (Abg: Dipl.-Ing. DDr. Götz: „Da 
habe ich mit meinen drei „M" doch Recht ge­
habt!") 

15.000 Besucher wurden bei „Trigon 67" 
gezählt. Sie stammten, wie wir wissen, nicht alle 
aus Graz. 

Viele waren sogar von weither gekommen und 
sie kehrten zweifellos in ihre Heimat zurück in 
der Überzeugung, einem großangelegten Experi­
ment begegnet zu sein, von dem es sich noch 
recht lange in allen Ländern Europas zu erzäh­
len lohnt. Die Gefahr für einen übereilten Be­
schluß ist umso größer, als sich herausstellt, daß 
sich nicht nur die FPÖ gegen jedes fortschritt­
liche Kunstschaffen in unserem Lande stellt. Daß 
es natürlich ohne Experimente nicht gehen kann, 
ist selbstverständlich. Es ist mir wohl bekannt, 
daß Herr Landeshauptmannstellvertreter Doktor 
Koren wegen seines Bekenntnisses zum Fort­
schritt in jeder Kunst, wegen seines — das muß 
ich zugeben — mutigen Bekenntnisses und Auf­
tretens auch zum offenen Dialog über alle Gren­
zen hinweg, in seiner eigenen Partei Widersacher 
hat, durch die, die es weiter in der Kunstaus­
sage mit der Vergangenheit halten und dem na­
turgetreuen Abbild in Landschaft und Stilleben 
das Wort reden. (Abg. Scheer: „Das muß Ihnen 
sehr zu denken geben, daß die Kommunisten 
Ihnen die Mauer machen, Herr Landeshaupt­
mannstellvertreter Koren!") 

Herr Abg. Scheer, wenn Sie nur einigerma­
ßen über die Kunst-Diskussion in der Welt und 
auch über die Diskussion über Kunst in den 
kommunistischen Parteien informiert wären, 
würden Sie wissen, daß es unter den Parteien, 
auch in den Parteien über Kunstfragen große 
Meinungsverschiedenheiten gibt. Es ist nicht so, 
wie Sie und andere Kräfte immer wieder behaup­
ten, daß wir Kommunisten nur einen bestimmten 
Standpunkt zu vertreten haben. Wir haben un­
seren eigenen. Es ist doch gut, wenn wir in 
Kunstfragen ähnliche Auffassungen haben wie 
die Künstler, die zweifellos von der Kunst mehr 
verstehen, als die meisten der Damen und Her­
ren in diesem Hause. (Abg. Scheer: „Eben, Sie 
dürfen uns auch eine andere Meinung konzedie­
ren; das darf Sie doch nicht stören, wenn wir 
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eine andere Meinung haben. Sie machen ja einen 
Kulturkampf, wir nicht!") 

Die Diskussion darüber ist nichts Schlechtes. 
(Präsident Dr. Kaan; „Wie ist' es in der Politik? 
Da gibt es doch auch die eine und die andere 
Ansicht. Kann da auch der eine sagen „Nur ich 
verstehe etwas davon"? Das ist genau dasselbe!") 

Herr"Präsidient,; l ^h - habe -schon gesagt/ichr 
selbst bin kein Kunstkritiker. (Präsident Dr. 
Kaan: „Aber Sie sind Politiker!") 

Ich bin Politiker. Ich lasse mich allerdings in 
Fragen der Kunst von Fachleuten in meiner 
Partei beraten. (Präsident Dr. Kaan: „Na 
eben!") 

Aber wenn die Politiker offensichtlich gegen 
die breite Meinung der Fachleute urteilen, dann 
stimmt etwas mit der Politik nicht. Was ich ge­
stern im Zusammenhang mit meinen Vorschlä­
gen für die Wirtschaft angeführt habe, so zeigt 
sich, wie einer der Vorredner schon gesagt hat, 
daß wir es in, Österreich mit einer Förderung 
der Wissenschaft zu tun haben in einem Aus-

-maßr-das—allem—wMerspriehV^vor—allem—einer­
wirtschaftlichen Aufwärtsentwicklung in öster-

2. Präsident: Es spricht Herr Landtagspfäsi-
dent Dr. Kaan. Ich erteile ihm das Wort. 

Präsident Dr. Kaan: Hohes Haus! Wenngleich 
mein Beruf Anwalt ist, will ich mit meinen 
nachstehenden Ausführungen keine persönliche 
Verteidigung oder persönliche Angriffe führen, 
fchrwillrsogar alle^A^semändersetztrngeh^in die­
sen Themen beiseite lassen. 

Nun einige Gedanken zum Trigon. Trigon als 
ein Podium der Begegnung auf geistigem Gebiet 
ist unter allen Umständen zu bejahen. Wir un­
terstützen und fördern es bewußt. Daß im Rah­
men dieser sich wiederholenden Veranstaltungen 
nicht alle Ausstellungen gleiche Qualität haben 
können und gleiche Wirkung, daß bei der einen 
oder anderen sogar von einem Weniger-Gelingen 
oder Mißlingen, die Rede sein kann, liegt in der 
Natur der Sache. Ein Widerstand gegen die jüng­
ste Ausstellung gründet sich vielleicht darauf, 
daß sie aufgefaßt wurde oder vielleicht auch 
gedacht war in dem Sinn, daß der Raum gestal­

t e t -werden—kann-^als—Selbstzw«ek^-Nun—ist— der 
Raum für die Menschheit das Seltenste und 

reich. Weil hier eine Anzahl von Bundesheer-
soldaten sitzen, so möchte ich betonen, es wäre 
für Österreich viel wichtiger, wenn die im Bud­
get, wenigstens im Nachtragsinvestitionsbudget 
des Bundes eingesetzten 300 Millionen Schilling 
für das Militär, für den Ankauf ausländischer 
Waffen besser verwendet würden, für Wissen­
schaft und Forschung. Ich glaube, für Österreich, 
für die Wirtschaft und für die Sicherung der 
Arbeitsplätze würde mehr herauskommen. (Lan­
deshauptmann Krainer: „Melden Sie sich zum 
richtigen Zeitpunkt zu Wort!" — Zahlreiche un­
verständliche Zwischenrufe.) 

Ich habe nur auf die Frage des Herrn Präsi­
denten, des leitenden Herrn in diesem Haus ge­
antwortet. (Unverständliche Zwischenrufe — 
Glockenzeichen des Präsidenten.) 

Aber trotzdem gibt die Sowjetunion für Kul­
tur, Schulen und Wissenschaft sehr viel aus, 
das in keinem Verhältnis zu dem steht, was 
Österreich macht. (Zwischenruf: „Sie müssen 
aber auch die Größe dieses Landes mit Öster­
reich vergleichen!") 

Ich habe gesagt im Verhältnis, da gehört die 
Größe auch dazu. Auch in diesen Reihen und 
sogar beim Koalitionsbruder beginnt sich ein 
Widerstand gegen das ' Forum Stadtpark be­
merkbar zu machen. (Landesrat Wegart: Wer ist 
der Koalitionsbruder?") 

Ihre linke Seite. (Landesrat Sebastian: „Seien 
Sie vorsichtig mit Ihren Bemerkungen!" — Lan­
desrat Wegart zu den sozialistischen Abgeordnet 
ten: „Ihr seid ja die j inkere' Seite!") 

Es fragt sich nur, wielange sich die ÖVP eine 
solche Haltung noch leisten wird können, wo. so­
gar die Architektur der Kirche bereits einen 
namhaften Sprung in die Gegenwart gemacht 
hat. Es wäre eine arge Blamage für den Steier-
märkischen Landtag und die Landesregierung 

, in der breitesten Öffentlichkeit, auch außerhalb 
unserer Grenzen, wenn einer Kürzung der Sub­
vention für das Forum Stadtpark zugestimmt 
würde. 

Kostbarste. Wir erleben es in der Erörterung zu 
fast jedem Punkt des Budgets. Ich meine daher, 
ob wir an die Wohnungsnot denken oder an die 
Raumgestaltung unseres Geländes denken, daß 
Raum als Selbstzweck zum Ausdrucksmittel der 
Kunst nicht geeignet ist oder zumindest damit 
zu rechnen ist, daß er auf breite Ablehnung 
stößt. Wohl aber kann sich der Künstler im 
Raum betätigen. Sei es in der Formung des Rau­
mes, sei es in der Innengestaltung, aber immer 
irgendwie mit dem Zwecke gebunden. Herr Abg. 
Dr. Götz fragte an, wie hoch dehn die Einkünfte 
von Trigon waren; Ich glaube, sie sind, mit 
160.000 Schilling genannt worden. Der Wert 
einer Ausstellung kann nicht; an den Einkünften 
gemessen werden, "denn ich bin überzeugt, daß 
eine ganze Reihe von Besuchern für diese Tri-
gonäusstellung gerne ihr Geld zurückbekommen 
hätten, als sie die Ausstellung verließen. Man 
kann den Wert einer Ausstellung nicht daran 
messen. Wenn man etwa'denkt; daß jemand auf 
den Gedanken fallen würde, weder Forum, noch 
Trigon und natürlich niemand von uns würde 
auf den Gedanken kommen, beispielsweise eine 
Ausstellung pornographischer Bilder'zu machen, 
so bin ich überzeugt, daß damit nicht 160.000 
Schilling, sondern wesentlich mehr hereinkom­
men würde. Andererseits glaube ich, daß wir, 
wenn wir das kommerziell betrachten wollen und 
das soll hier nicht maßgebend sein, wir also 
etwa den Tierpark in Eggenberg einmal ausge­
stalten wurden, wahrscheinlich im Jahr wesent­
lich mehr als 160.000 Schilling, ja 500,000 Schil­
ling bis 600.000 Schilling hereinbekommen wür­
den. . . ' - . - • • 

Es bleibt ein alter Trick der Kunstscharlatane 
dort wo sie etwas an innerer Leere fühlen, etwas 
Außerordentliches zu machen. Vielleicht wissen 
sie es selber nicht/ aber doch hat dann die-All­
gemeinheit das richtige Empfinden zu wissen, 
ob hinter dem etwjas Echtes steht oder nicht. 

Naturschutz ist zu dieser Gruppe oft erwähnt 
worden. Es haben einige Redner den Getiänköri, 
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der in. diesem Hohen Haus öfter angedeutet 
wurde, aufgegriffen. Wir dürfen beim Natur­
schutz nicht so wie in den Anfängen, die unge­
fähr vor 40 Jahren auf gesetzgeberischem Gebiet 
sich gezeigt haben, an den äußeren Erscheinungs­
formen haften. Wir müssen in die Tiefe dringen 
und müssen dem auch einen anderen Namen 
geben. Naturschutz wird letzten Endes zum 
Schutz unseres Lebens, das heißt der Lebens­
grundlagen. Dazu gehört natürlich auch das äu­
ßere Bild, weil sich darin die Gesundheit des 
inneren Bildes zeigt. Dazu gehört die Luft als 
Lebensgrundläge; dazu gehört das Wasser als 
Lebensgrundlage; dazu gehört der Raum als Le­
bensgrundlage. Drei Dinge, die ja außerordent­
lich gefährdet sind durch den Menschen selber. 
Daher habe ich mir in diesem Haus vor einigen 
Jahren erlaubt zu sagen, dieser Naturschutz 
ist ein Schutz vor dem Menschen und für den 
Menschen, weil der menschliche Geist der Erre­
ger ist dieser Gefahren und der Mensch selbst 
aber auch das Opfer ist. 

Jetzt komme ich aber auf zwei andere Punkte, 
die sich in diese Erörterung eingeschlichen haben. 
Zu den Lebensgrundlagen gehört auch Sexus und 
zu den Lebensgrundlagen gehört auch irgend­
wie die Seele, die sich bei uns vom rein mate­
rialistisch, ärztlichen Standpunkt irgendwie mit 
den Nerven in Zusammenhang bringen läßt. Ich 
glaube an mehr als die Nerven als Grundlage. 
Wenn aber jetzt Bewegungen eintreten, die die­
sen Sexus zum- Spielball machen, zum Anreiz 
machen und ebenso die Nerven zum Spielball 
machen, dann tritt eine weitere tödliche Gefahr 
der Entwicklung-an uns heran. Ich war tief er­
schüttert, wie einer meiner Enkel von einem 
Sommercollege aus England zurückgekommen 
ist und mir berichtet hat, daß eine gewisse 
Gruppe von Studenten aus einem gewissen 
Land sämtliche Nervengifte genommen haben. 
Sie haben sofort einen Kreis in sich gebildet 
und das waren etwa 50' Prozent dieser College-
Besucher, die alle schon nervengiftsüchtig waren. 
Ist das nicht erschreckend? Ist das nicht ein 
fürchterlicher Angriff auf das Leben? Ich glaube, 
das müssen wir beachten. 

Nach unserer Weltanschauung ist es für un­
sere Ordnung eine tödliche Gefahr, wenn der 
Staat eine vollkommene Monopolstellung auf 
wirtschaftlichem Gebiet erhält. Ich bitte, wir sind 
damit im Gegensatz zu Ihnen, aber dieser Ge­
gensatz ist ja schon so alt und so abgedroschen 
möcht ich sagen, daß wir- ihn hier nicht weiter 
erörtern brauchen. (Landesrat Gruber: „Wieso, 
diese vollkommene Monopolstellung haben die 
Sozialisten gar nie verlangt.") Ich habe ja gar 
nicht von Sozialisten gesprochen (Gelächter — 
"Landesrät Gruber: „Sie haben aber zu uns her­
gesprochen!") , 

Wenn Sie wollen Herr Kollege, so sage ich es, 
es ist eines von den drei M, die der Herr Bür­
germeister Dr. Götz erwähnt hat, es ist Marx. 
(Abg. Leitner: „Auf den wir sehr stolz sind!") 

Ja ich glaube, es ist,eine ebenso tödliche Ge­
fahr darin gelegen, und wenn wir sie ja in ih­
ren Ursachen augenblicklich kaum ändern kön­
nen, daß in der geistigen Führung, also in künst­

lerischer Führung auch im Mäzenatentum der 
Staat eine Monopolstellung dauernd inne hat. 
Wenn er nicht die Monopolstellung inne hat, wie 
es in vergangenen Zeiten war, so ist eben dort 
der geistige Wettbewerb ein gesunder gewesen. 
Wenn dieser geistige Wettbewerb aber ausge^-
schaltet ist, so sind eben tödliche Gefahren da­
mit verbunden, wenn der Träger dieser Macht 
sich nicht der Gefahren bewußt ist. Ich persön­
lich bin vollkommen überzeugt, daß der Vertre­
ter der Träger dieser Macht in der Steiermark, 
unser Kulturreferent Landeshauptmannstellver­
treter Dr. Koren, sich sehr wohl der Gefahren 
dieser Macht bewußt ist, daß er sehr wohl die 
Grenzen zu wahren weiß, wann er in Erfüllung 
der Ordnungsaufgabe einzugreifen hat. 

Ich habe am. Beginn meiner Rede gesagt, daß 
ich mich von allen persönlichen Auseinanderset­
zungen fernhalte. Ich habe nicht die Zeit gehabt 
mich in diese ganzen journalistischen und son­
stigen Auseinandersetzungen, die sich um das 
Forum gerankt haben, einzumischen. Ich will 
auch gar nicht jetzt an die Seite des Abg. Leit­
ner treten, ich sage: Selbstverständlich muß das 
Forum bestehen bleiben als ein Ausgangspunkt 
geistiger Strömungen. (Abg. Scheer: „Das haben 
wir auch nicht bestritten" — Abg. Leitner: „Und 
die Subventionen nicht in Frage stellen!") 

Niemand hat es bestritten in dem Hohen Haus. 
Ich bin aber sehr wohl der Meinung, daß, wenn 
sich in diesem Rahmen, das kann sich heute im 
Rahmen des Forum, morgen im Rahmen einer 
Ausstellung, übermorgen in irgendeiner anderen 
journalistischen Emotion abspielen, die Grenzen 
überschritten werden, so muß eine Warnung er­
folgen und ich glaube, diese Warnung ist jetzt 
in diesem Hause deutlich genug ausgesprochen 
worden. Ich bestätige auch den Gedankengang, 
den Herr Dr. Götz in seiner Rede gemacht hat, 
daß wir diese Gefahren nicht unterschätzen dür­
fen, weil die Möglichkeit besteht, ich will ja 
nicht sagen die Gewißheit, weil mir die Beweise 
fehlen, daß diese Zersetzungserscheinungen ge­
zielt sind. 

Meine Damen und Herren! Solange die 
Menschen an Gott glauben, ist die Religiosität von 
Scharlatanen auch mißbraucht worden. Solange 
es Soldatentum gibt, sind die hohen Werte der 
Pflichttreue, Tapferkeit, der Kameradschaft miß­
braucht worden. Solange es Kunst gegeben hat, 
ist sie auch wieder von Scharlatanen mißbraucht 
worden im Anruf der Menschen. Aber trotzdem 
gehört Religiosität, Kunst und auch Tapferkeit, 
Pflichttreue und Kameradschaft zu den höchsten 
Werten der Menschen überhaupt. (Beifall.) Und 
diese Grenzen zu beachten und vor einem, ge­
zielten oder ungezielten Angriff auf unsere' Les-
bensgrundlagen zu verteidigen, ist unsere Pflicht. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Präsident Afritsch: Ich erteile Herrn Landes-
hauptmannstellvertretef Univ.-Prof. Dr. Koren 
das Wort. 

Landeshauptmannstellvertreter Dr. Koren: 
Sehr verehrte Damen, sehr geehrte Herren! Ho­
her Landtag! In diesem meinem nun stattfinden-


